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Editorial

Editorial

Im Deutschen Bundestag wird über die Problematik der Pati-
entenautonomie am Lebensende beraten (zur Diskussion über 
Sterbenachhilfe Pfäfflin R & P 2006, 75 ff.). Bei den zu tref-
fenden Entscheidungen wird es keinen Fraktionszwang geben, 
sondern werden die Abgeordneten über Gruppenanträge aus 
der Mitte des Parlaments zu entscheiden haben. Es geht um 
die gesetzliche Klarstellung, inwieweit Patientenverfügungen 
verbindlich sein sollen, insbesondere bei welchen Krankheitsbil-
dern diese gelten sollen, welche Formvorschriften zu beachten 
sein sollen und inwieweit eine Beteiligung des Vormundschafts-
gerichts generell oder in Konfliktfällen vorgesehen werden soll. 
Befürworter einer engen und einer weiten gesetzlichen Regelung 
stehen sich gegenüber. Dies betrifft insbesondere die Frage der 
Verbindlichkeit von Patientenverfügungen für Krankheitsbil-
der, bei denen die Krankheit noch keinen irreversiblen tödlichen 
Verlauf angenommen hat (z. B. das sog. Wachkoma und die De-
menzen). Es wird darüber diskutiert, ob gesetzliche Regelungen 
(nur) im Betreuungsrecht oder auch im Strafrecht angesiedelt 
werden sollen. Es wird aber auch vertreten, es bei den geltenden 
gesetzlichen Regelungen zu belassen und die weitere Auslegung 
der Rechtsprechung zu überlassen.

Der Bundesgerichtshof hat mit seiner Entscheidung vom 
17.3.2003 (R & P 2003, 153) zwar die grundsätzliche Beacht-
lichkeit von Patientenverfügungen festgeschrieben, hinsichtlich 
des Anwendungsbereichs aber eher Verwirrung gestiftet. Dies 
spricht für eine gesetzliche Klarstellung. Dennoch sind zumin-
dest für die Entscheidungen am Lebensende Zweifel erlaubt, ob 
eine gesetzliche Regelung die von vielen gewünschte Klarheit 
bringen kann oder nur ein Schein von Rechtssicherheit erzeugt 
wird. In Österreich hat der Gesetzgeber mit dem Patienten-
verfügungs-Gesetz vom 8.5.2006 eine Regelung vorgesehen, 
die von der Verbindlichkeit der Ablehnung einer bestimmten 
medizinischen Behandlung durch den Patienten ausgeht, wenn 
bestimmte materielle und formelle Voraussetzungen erfüllt sind. 
Der Patient muss bei der Errichtung einer Patientenverfügung 
einsichts- und urteilsfähig sein und er muss vor Errichtung der 
Patientenverfügung ärztlich umfassend über Wesen und Fol-
gen der Patientenverfügung für die medizinische Behandlung 
aufgeklärt worden sein.

Die Psychiatrie-Erfahrenen in Deutschland setzen sich für 
eine weitgehende rechtliche Verbindlichkeit von Patientenverfü-
gungen ein. Ihnen geht es aber nicht vorrangig um medizinische 
Behandlung am Lebensende, sondern um die Wahrung der 
Selbstbestimmung im Rahmen einer psychiatrischen Behand-
lung und damit um die Vermeidung von Zwangsbehandlungen 
in der Psychiatrie. Es ist aber schwierig, eine für die Situation 
am Lebensende sowie für die psychiatrische Akutbehandlung 
einheitliche Position zu formulieren. In dem einen Fall geht es 
darum, dass z. B. der an Demenz leidende oder im Wachkoma 
liegende Mensch nicht mehr mit lebenserhaltenden oder -ver-
längernden Maßnahmen behandelt werden will. In dem anderen 
Fall geht es um die Behandlung der psychischen Krankheit 
selbst, ohne dass ein tödlicher Verlauf im Raum steht.

Die österreichische Regelung umfasst beide Situationen. 
Auch in Deutschland besteht eine kaum bekannte gesetzliche 
Regelung, die auf eine bestehende Patientenverfügung Bezug 
nimmt. Nach § 1 Abs. 3 des PsychKG in Schleswig-Holstein soll 
den Wünschen psychisch kranker Menschen nach Hilfen, die in 
einer Patientenverfügung vor Behandlungsbeginn festgehalten 
werden, entsprochen werden. Die Regelung betrifft ihrem Wort-
laut nach aber nicht die psychiatrische Behandlung. Insoweit 
geht die Vorschrift des § 1901 Abs. 3 BGB weiter, wonach der 
Betreuer weitgehend an die Wünsche des Betroffenen (auch 
hinsichtlich der Behandlung, soweit diese zum Aufgabenkreis 
des Betreuers gehört) gebunden ist. Diese Regelungen zeigen, 
dass es für die Wahrung der Selbstbestimmung psychisch kran-
ker Menschen im Rahmen der Behandlung doch spezifischer 
Regelungen unabhängig von der Diskussion um die Patienten-
autonomie am Lebensende bedarf. Diese müssen dann aber so 
formuliert und ausgelegt werden, dass die Selbstbestimmung 
psychisch kranker Menschen gewährleistet ist, wenn sie bei 
Errichtung der Patientenverfügung hinsichtlich ihrer Krankheit 
und der insoweit ärztlicherseits für erforderlich gehaltenen Be-
handlungen aufgeklärt wurden und einsichtsfähig waren. Dann 
darf aber auch kein Betreuer bestellt werden, der sich über den 
in der Patientenverfügung festgelegten Willen hinwegsetzt (so 
aber KG R & P 2007, 30; siehe auch die Entscheidung des KG 
in diesem Heft, S. 81).

ner
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R & P»Wenn der Zustand nicht (mehr) vorliegt ...«
Die Praxis der Erledigung der Maßregel in Hessen vor dem Hintergrund der §§ 67 d Abs. 6 und 66 b Abs. 3 StGB

Volker Hofstetter und Anne Rohner

Neben immer wieder umstrittenen Entscheidungen bei der Beurteilung der Schuldfähigkeit auf der Basis der schwe-
ren anderen seelischen Abartigkeit, berechtigen sowohl die kontinuierlich ansteigenden Belegungszahlen als auch 
die im Vergleich zum Strafvollzug erheblichen Kosten der Maßregelunterbringung zur Hinterfragung der richtigen 
Platzierung einzelner Straftäter im Maßregelvollzug. Während in Hessen der Weg der Erledigung der Maßregel in 
den Fällen, in denen sich nach Beginn der Unterbringung herausstellt, dass der Zustand, der zur Anordnung der 
Unterbringung führte, von Anfang an nicht vorgelegen hatte, schon seit Anfang der 90er-Jahre beschritten wurde, 
stellte er in anderen Bundesländern eher eine Rarität dar. Allerdings führten zunehmende juristische Diskussionen 
über Zuständigkeit und Rechtmäßigkeit dieser Maßnahme in den letzten Jahren auch in Hessen zu einer Abnahme 
solcher Erledigungsverfahren. Durch die Gesetzesänderung vom 29.07.2004 wurde jetzt mit Einführung des § 67 d 
Abs. 6 Satz 1 StGB eine Rechtsgrundlage für diese Fälle geschaffen. Stellt die Kammer nach Beginn der Vollstre-
ckung des Urteils in einem psychiatrischen Krankenhaus fest, dass die Voraussetzungen der Maßregel nicht (mehr) 
vorliegen, kann sie diese erledigen und das jeweilige Tatgericht hat dann gemäß § 66 b Abs. 3 StGB die Möglichkeit, 
die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich anzuordnen, wenn deren Voraussetzungen vorliegen. 
Ob dies letztlich zu der von den Praktikern des Maßregelvollzuges erhofften Entlastung führen wird, muss abgewar-
tet werden.
Schlüsselwörter: Maßregelvollzug, Fehlplatzierung, Erledigung der Unterbringung, nachträgliche Sicherungsverwah-
rung

»When the conditions do not exist (any more) ...« 
The termination procedure of a hospital order in the state of Hesse in conjunction with sections 67 d and 66 b 
German Penal Code (StGB)
Aside from the often debated decisions on criminal responsibility of people with personality disorders, it is the con-
tinuously increasing number of patients in forensic psychiatric hospitals as well as the enormous costs of hospital 
care compared to prison that justify looking at the correct placement of individual offenders in forensic psychiatric 
hospitals. Termination of a hospital order has been practised in the state of Hesse since the nineties in cases where 
the conditions that led to hospital admission didn‘t exist anymore. However, this procedure is rarely used in other 
states of Germany. A growing debate about the lawfulness of and the responsibility for the procedure led to fewer 
terminations of hospital orders in recent years. A change in law and the introduction of section 67 d paragraph 6 
sentence 1 of the German Penal Code (StGB) established a legal basis for these cases. The hospital order can be 
terminated after the beginning of detention if the court asserts that the preconditions of the hospital order do not 
exist (any more); under certain conditions the offender can then be detained in preventive detention (Sicherungsver-
wahrung). Whether this change in law will reduce the pressure on forensic hospitals, remains to be seen.
Key words: Forensic psychiatry, hospital order, prevention, detention, German penal code

Einleitung

Leidet ein Straftäter bei Begehung eines Deliktes unter einer 
Störung, die unter die im § 20 StGB aufgeführten Merkma-
le zu subsumieren ist und ist aufgrund seines Zustandes zum 
Tatzeitpunkt die Schuldfähigkeit aufgehoben oder erheblich 
vermindert, so ordnet das Gericht die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus an, wenn die Gesamtwürdigung 
des Täters und seiner Tat ergibt, dass von ihm infolge dieses 
Zustands erhebliche rechtswidrige Taten zu erwarten sind und 
er deshalb für die Allgemeinheit gefährlich ist (§ 63 StGB).

Zur Feststellung einer solchen Störung wird das Gericht 
regelmäßig von psychiatrischen oder psychologischen Sachver-
ständigen beraten, die ihr Gutachten nach bestem Wissen und 
Gewissen vor der jeweiligen Strafkammer zu erstatten haben.

Zu Fehleinschätzungen kann es bei diesem Prozess sowohl 
vonseiten des Sachverständigen als auch vonseiten des Ge-

richtes kommen. Dies umso häufiger, je schwieriger sich eine 
Störung erkennen und deren Einfluss auf die Einsichts- und 
Steuerungsfähigkeit beurteilen lässt. Dies betrifft insbesondere 
die Beurteilung von Persönlichkeitsstörungen (Kröber 1995), 
deren Symptomatik dadurch gekennzeichnet ist, dass Persön-
lichkeitszüge, die auch bei Gesunden vorkommen, in besonde-
rem Maße ausgeprägt sind und deshalb zu Beeinträchtigungen 
in den Bereichen von Kognition, Affektivität, Impulskontrolle 
oder Beziehungen zu anderen führen können. Nicht nur die 
qualitative Feststellung einer solchen Störung, sondern auch 
deren quantitative Einordnung als schwere andere seelische 
Abartigkeit und schließlich deren Bedeutung für die Steuerungs-
fähigkeit stellen sowohl an den Sachverständigen als auch an 
das jeweilige Gericht höchste Anforderungen. Dass es dabei 
zu Fehlplatzierungen sowohl in den Maßregel- als auch in den 
Strafvollzug kommen kann, verwundert nicht. Neuere Unter-
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suchungen ergaben beispielsweise, dass unter den nicht begut-
achteten Angeklagten einer Strafkammer 43,8 % (Marneros, 
Ullrich & Rössner 2002, 80 ff.) und unter 90 Gefangenen im 
offenen Strafvollzug von Ulm 50 % eine Persönlichkeitsstörung 
aufwiesen (Frädrich & Pfäfflin 2000). Demgegenüber ergab 
eine Erhebung im hessischen Maßregelvollzug nach § 63 StGB 
aus dem Jahre 2003 einen Anteil von ca. 10 % sogenannter 
fehleingewiesener Patienten, denen im Urteil das Merkmal der 
schweren anderen seelischen Abartigkeit zugesprochen wurde 
(Joeckel 2004).

Abgesehen davon, dass es im Rahmen der Rechtskraftdog-
matik unsinnig erscheint, einen Menschen zur Behandlung ei-
ner Krankheit einzusperren, die er gar nicht hat (Volckart & 
Grünebaum 2003, 248 f.), stellte und stellt sich auch vor dem 
Hintergrund immenser Überbelegungen im Maßregelvollzug 
die Frage, wie mit solchen fehlplatzierten Straftätern zu ver-
fahren ist.

Praxis der Erledigung der Maßregel in Hessen
Das Vorgehen bis zur Gesetzesänderung vom 23.07.2004

Schon im Jahre 1991 ergab sich im Rahmen einer externen 
Begutachtung durch Prof. Rasch in der Klinik für forensische 
Psychiatrie Haina ein Anteil solcher fehleingewiesenen Pati-
enten von ca. 10 %. Diese Feststellung wurde durch ein vom 
Hessischen Sozialministerium in Auftrag gegebenes Gutachten 
von Prof. Venzlaff bestätigt.

Eine gesetzliche Regelung für solche Fälle fehlte zu dieser 
Zeit. Eine Entlassung aus dem Maßregelvollzug erfolgte nur in 
Form der Aussetzung zur Bewährung bei günstiger Kriminal-
prognose oder durch Erledigung wegen unverhältnismäßiger 
Dauer der Unterbringung (§§ 67 d Abs. 2 und 67 c Abs. 2 
Satz 5 StGB). Die Strafvollstreckungsgerichte hatten im Wege 
der Rechtsfortbildung und in analoger Anwendung des § 67 c 
Abs. 2 Satz 5 StGB den Rechtssatz entwickelt, dass sich bei 
Wegfall der Voraussetzungen des § 63 StGB die Unterbringung 
erledigt hat und nicht weiter vollstreckt werden darf. Der Unter-
gebrachte ist sofort zu entlassen, selbst wenn von ihm erneute 
Straftaten in der Freiheit zu erwarten sind:1

»... dabei ist es egal, ob die Voraussetzungen der §§ 20, 21 
StGB von Anfang an nicht vorgelegen haben oder nunmehr 
weggefallen sind. In solchen Fällen kann von dem Unterge-
brachten das (schuldunabhängige) Sonderopfer einer medi-
zinisch-psychiatrischen Behandlung nicht abverlangt werden 
(auch, wenn er hochgradig gefährlich ist).«2

Diese richterliche Rechtsfortbildung fand auch in der Lite-
ratur allgemeine Zustimmung und verfassungsrechtliche Bil-
ligung.3 Auch sah die zuständige Strafvollstreckungskammer 
darin keinen Eingriff in die Rechtskraft des Urteils:

»Der Verurteilte wird dann (im Falle der Erledigung) nicht zur 
Bewährung, sondern endgültig aus der Unterbringung entlassen. 
Führungsaufsicht tritt nicht ein. Ein Eingriff in die Rechtskraft 
des Urteils liegt darin nicht, vielmehr steht die Unterbringung 
von vorneherein unter dem Vorbehalt neuer Erkenntnisse.«4

»Die Auffassung des BVerfG ..., in einem solchen Fall seien 
die Strafvollstreckungsgerichte nicht befugt, über eine Erledi-
gungserklärung die Rechtskraft des Urteils zu durchbrechen, 
sondern es bedürfe eines Wiederaufnahmeverfahrens ..., hindert 
die Kammer nicht, anders zu verfahren. Die Entscheidung ist 
eine einer Kammer des BVerfG und entfaltet keine über den 
Einzelfall hinausgehende Bindungswirkung.«5

Während dieser Weg zur Erledigung der Unterbringung in 
der Klinik für forensische Psychiatrie Haina damals häufig 

beschritten wurde, ergab eine Umfrage unter 50 Maßregelein-
richtungen im Bundesgebiet, dass lediglich in drei weiteren Ein-
richtungen in extrem seltenen Fällen davon Gebrauch gemacht 
wurde. Im Jahre 1992 erfolgten auf diese Weise in Hessen zwölf 
Erledigungen der Unterbringung im Maßregelvollzug (20 % 
aller Entlassungen in 1992). Bei sämtlichen Fällen handelte es 
sich um eine »schwere andere seelische Abartigkeit« als Basis 
für die De- bzw. Exkulpierung (Müller-Isberner et al. 1994). 
Allerdings blieb diese hohe Anzahl von Erledigungsfällen im 
Jahre 1992 einmalig und beruhte auf dem o. g. Gutachten von 
Prof. Venzlaff. Danach waren auch hier Erledigungsverfahren 
eher selten, sodass in den Jahren 1993 bis 2005 lediglich 13 
Maßregeln in der Klinik erledigt wurden, wovon fünf im Zeit-
raum nach der Gesetzesänderung von 2004 lagen. Ein Grund 
hierfür lag u. a. an zunehmenden Diskussionen über die Zu-
ständigkeit und die Rechtmäßigkeit einer Erledigung durch die 
Strafvollstreckungskammer, wodurch die Verfahren deutlich 
erschwert wurden:

»Erweist sich die Unterbringung nach § 63 StGB als von 
Anfang an fehlerhaft, dann ist eine Erledigungserklärung der 
Maßregel rechtsstaatswidrig. Die Staatsanwaltschaft hat die 
Pflicht, zuungunsten des Verurteilten die Wiederaufnahme des 
Verfahrens zu betreiben mit dem Ziel, die Maßregel in Wegfall 
zu bringen und überhaupt Strafe oder eine höhere Strafe oder 
Sicherungsverwahrung zu erreichen.« (Wolf 1997)

Die Erschwernis der Erledigungsverfahren führte in der 
Klinik Haina erneut zu einer Ansammlung dieser Fälle. Eine 
Erhebung (s. o.) im Jahre 2003 ergab analog zu den Daten aus 
1991 einen Anteil von annähernd 10 % fehleingewiesener Pati-
enten. Bereits 1999 wurde deshalb eine spezielle hochgesicherte 
Station für diese Patienten in der Klinik eröffnet, die aufgrund 
ihres minimalen therapeutischen Angebotes und der Heraus-
nahme von Pflege- und therapeutischem Personal zugunsten von 
Wachpersonal und einem Juristen, mehr den Charakter einer 
Justizvollzugsanstalt, als den einer Maßregelstation hatte. Im 
Jahre 2003 wurde diese Station aus Kapazitätsgründen nahezu 
komplett mit 15 Patienten in die neu gegründete Klinik Hanau 
verlegt, sodass das Gebäude in Gießen wieder für Behandlungs-
zwecke genutzt werden konnte.

Mit zwei beispielhaften Kasuistiken soll im Folgenden das 
oben beschriebene juristische Dilemma im Zusammenhang mit 
fehleingewiesenen Patienten verdeutlicht werden:

Patient D. war nicht ehelich geboren, bis zum zwölften Le-
bensjahr bei seiner Großmutter und anschließend in verschie-
denen Heimen aufgewachsen. Schon früh kam es zu ersten 
Straffälligkeiten mit Diebstählen, Fahren ohne Fahrerlaubnis 
usw. Eine im 16. Lebensjahr wegen Raubes und Diebstählen 
in besonders schweren Fällen verhängte Jugendstrafe wurde 
zunächst auf Bewährung ausgesetzt. Die Bewährung wurde je-
doch ein Jahr später wegen fortgesetzter Diebstahlshandlungen 
in besonders schweren Fällen widerrufen und es kam zu einer 
Jugendstrafe von drei Jahren und vier Monaten. Nach einer 

1 OLG Frankfurt/M. NJW 1978, 2347; OLG Nürnberg MDR 

1961, 342; OLG Hamm NStZ 1982, 300; OLG Karlsruhe 

MDR 1983, 151; BGHSt 42, 306 = JR 1998, 119 m. Anm. 

Bringewat.

2 OLG Frankfurt/M. NStZ 2003, 222.

3 BVerfG R & P 1995, 142, vgl. Tröndle/Fischer 2007 § 67 d 

Rn. 5 mwN.

4 Beschluss der StVK Marburg (7 StVK 495/91).

5 Beschluss der StVK Marburg (7 StVK 528/99).
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Körperverletzung an einem Mitgefangenen wurde diese Strafe 
um fünf Monate verlängert. Nach Entlassung aus der Haft setz-
te er sein delinquentes Verhalten fort und wurde erneut wegen 
gemeinschaftlichem Einbruchdiebstahl, Urkundenfälschung, 
Betrug, Unterschlagung, Erwerb von Betäubungsmitteln pp. 
zu weiteren zwei Jahren Jugendstrafe verurteilt.

Zum Einweisungsdelikt kam es im Januar 2000, als der 
Patient einen wohl geplanten und routiniert durchgeführten 
bewaffneten Raub auf einen Supermarkt beging. Der psychi-
atrische Sachverständige im Strafverfahren kam in seinem 
Gutachten zu dem Ergebnis, dass bei dem Probanden zum 
Tatzeitpunkt eine schwere andere seelische Abartigkeit auf 
der Basis einer kombinierten Persönlichkeitsstörung und ei-
ner polyvalenten Suchtmittelabhängigkeit vorgelegen habe, 
die seine Schuldfähigkeit erheblich verminderte. Das Gericht 
folgte dieser Einschätzung und ordnete neben einer sechsjähri-
gen Freiheitsstrafe die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus gemäß § 63 StGB an. Bereits neun Monate nach 
seiner Aufnahme konstatierten die Behandler der Klinik für 
forensische Psychiatrie Haina, dass es sich bei dem Probanden 
um eine Fehleinweisung handle, zumal auch der Patient selbst 
einräumte, den Gutachter bewusst belogen zu haben. Ein von 
der Strafvollstreckungskammer in Auftrag gegebenes externes 
Gutachten bestätigte die Einschätzung der Klinik mit dem Er-
gebnis, dass die Voraussetzungen des § 63 StGB zu keiner Zeit 
vorgelegen haben und es sich deshalb um eine Fehleinweisung 
handle.

Dennoch lehnte die Strafvollstreckungskammer eine Erledi-
gung der Maßregel mit der Begründung ab, diese komme nur in 
Betracht, wenn sich im Nachhinein ergebe, dass die Vorausset-
zungen nicht länger vorliegen. Stelle sich hingegen heraus, dass 
die Voraussetzungen von Anfang an nicht vorgelegen haben, 
seien die Strafvollstreckungsgerichte nicht befugt, die Maßregel 
in Wegfall zu bringen. Dies stünde nur einem erkennenden 
Gericht im Wiederaufnahmeverfahren zu.6

In der anschließenden Entscheidung stellte das OLG Frank-
furt/M. fest, dass es nicht darauf ankomme, ob die Vorausset-
zungen von Anfang an nicht vorgelegen haben, entscheidend 
sei allein, ob sich später im Vollstreckungsverfahren zweifelsfrei 
ergeben habe, dass sie entweder nie vorgelegen haben oder 
aber nachträglich weggefallen seien. In beiden Fällen sei der 
Zweck der Unterbringung erreicht. Das OLG bejahte auch 
eindeutig die Zuständigkeit der Strafvollstreckungskammer, 
sodass unter Anwendung des § 67 c Abs. 2 Satz 5 StGB die 
Maßregel erledigt wurde.7

Allerdings schränkte das Gericht in einem weiteren Verfah-
ren im Jahre 2002 seine bis dato getätigte Rechtsprechung in 
diesen Fällen deutlich ein:

Patient R. hatte 1982 (20-jährig) die Eltern seiner Freun-
din mit 25 Messerstichen getötet und war im Urteil bei voller 
Schuldfähigkeit zu sieben Jahren Jugendstrafe verurteilt worden. 
Der seinerzeit involvierte psychiatrische Sachverständige hatte 
bei dem Probanden lediglich Charaktereigentümlichkeiten mit 
leichter Erregbarkeit und Jähzorn im Streubereich der Norm fest-
gestellt und keine Einschränkung der Schuldfähigkeit gesehen.

Im Einweisungsdelikt (1994) tötete der Patient im Rahmen 
einer länger dauernden Beziehungskrise seine Lebenspartnerin 
mit acht Messerstichen und versuchte anschließend, sich selbst 
umzubringen. Im Urteil wurde eine Freiheitsstrafe von achtein-
halb Jahren sowie die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus gemäß § 63 StGB angeordnet, wobei vier Jahre 
der Freiheitsstrafe vorweg vollzogen werden sollten. Der in die-

sem Verfahren tätige Sachverständige kam zu dem Schluss, dass 
es sich bei der Tat um eine Kurzschlusshandlung bei schwerer 
Persönlichkeitsstörung mit Jähzornausbrüchen gehandelt hat-
te. Die damit verbundene schwere abnorme Erlebnisreaktion 
subsumierte er der tiefgreifenden Bewusstseinsstörung i. S. der 
§§ 20, 21 StGB.

Nach Vorwegvollzug der Freiheitsstrafe wurde der Patient 
1998 in der Klinik für forensische Psychiatrie Haina aufge-
nommen und schon nach wenigen Monaten als Fehleinweisung 
identifiziert. Es fand sich kein Hinweis auf eine überdauernde 
Störung bei einer lediglich akzentuierten Persönlichkeit. Die 
Strafvollstreckungskammer ordnete daraufhin den Vorweg-
vollzug der restlichen Freiheitsstrafe an und gab ein externes 
Gutachten in Auftrag, welches die Einschätzung der Klinik 
erneut bestätigte. Auch jetzt kam es nicht zur Erledigung der 
Maßregel und auch die Beschwerde des Untergebrachten beim 
OLG Frankfurt/M. blieb ohne Erfolg.

In seiner Argumentation bekräftigte das OLG zunächst seine 
bisherige Rechtsprechung der Erledigung für die Fälle, bei denen 
mit Sicherheit feststehe, dass der Zustand von Anfang an nicht 
vorgelegen habe. Im dort vorliegenden Fall jedoch – und das 
war neu in der Rechtssprechung des OLG Frankfurt/M. – be-
ruhe die Unterbringung nicht auf einer im Tatsächlichen lie-
genden Fehldiagnose, sondern darauf, dass das erkennende 
Gericht aufgrund einer zutreffenden Tatsachengrundlage und 
ohne Irrtum im Tatsächlichen allenfalls den Zustand des Ver-
urteilten in rechtlicher Sicht falsch beurteilt habe. Die Fest-
stellungen der Gutachter unterschieden sich bis heute nicht 
insoweit es sich um eine akzentuierte Persönlichkeit handle mit 
einer erheblichen Gefährlichkeit für die Allgemeinheit. 1983 
sei dies als Streubereich der Norm gewertet worden, 1994 als 
eine schwere Persönlichkeitsstörung i. S. eines überdauernden 
Zustandes gemäß § 63 StGB. Somit handle es sich um eine 
abweichende rechtliche Bewertung eines eindeutig im Tatsäch-
lichen unveränderten Zustandes des Täters im Erkenntnis- und 
Strafvollstreckungsverfahren.8

Die Gesetzesänderung vom 29.07.2004

Durch das Gesetz zur Einführung der nachträglichen Sicherungs-
verwahrung (BT-Drs 15/2887), das am 29.07.2004 in Kraft 
getreten ist, wollte der Gesetzgeber – so die Materialien – den 
Schutz der Allgemeinheit vor hochgefährlichen Straftätern si-
cherstellen, wenn sich die Gefährlichkeit erst nach seiner straf-
rechtlichen Verurteilung herausstellt und deswegen nicht schon 
im Strafurteil die Sicherungsverwahrung angeordnet worden 
war. Entsprechende Landesgesetze waren zuvor vom BVerfG 
wegen Verstoßes gegen die Kompetenzvorschriften des Grundge-
setzes für verfassungswidrig erklärt worden.9 Gleichzeitig sollte 
die Gesetzesänderung erstmals eine gesetzliche Regelung für die 
Fälle schaffen, in denen während des Vollzugs der Maßregel des 
§ 63 StGB festgestellt wird, dass die Unterbringungsvorausset-
zungen – jedenfalls im Zeitpunkt der Überprüfung – nicht mehr 
vorliegen. § 67 d Abs. 6 StGB ermöglicht nunmehr in diesen 
Fällen die Beendigung der Unterbringung im psychiatrischen 

6 Beschluss der StVK Marburg (7 StVK 199/01).

7 Beschluss des OLG Frankfurt/M. (3 Ws 1119/01, NStZ-RR 

2002, 58).

8 Beschluss des OLG Frankfurt/M. (3 Ws 557/02) = R & P 2003, 

108 m. Anm. Volckart.

9 BVerfGE 109, 190 = NJW 2004, 750 = R & P 2004, 222 m. 

Anm. Rzepka.
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Krankenhaus, und § 66 b StGB – hier insbesondere Abs. 3 – be-
gründet die Möglichkeit, bei fortbestehender Gefährlichkeit des 
Untergebrachten nachträglich Sicherungsverwahrung anzuord-
nen (BT-Drs 15/2887, 1).

Damit wurde die oben dargestellte richterliche Rechtsfort-
bildung im Hinblick auf die Erledigung, die weitgehend Zu-
stimmung in der Literatur sowie verfassungsrechtliche Billigung 
gefunden hatte,10 zur gesetzlichen Regelung.

Erfasst werden sollen nach der Neuregelung drei Fallgrup-
pen:

1. Fallgruppe

Das Gericht hat die Unterbringung zunächst in den Fällen für 
erledigt zu erklären, in denen eine erneute Begutachtung im 
Rahmen der Überprüfung der Fortdauer der Unterbringung 
durch die Strafvollstreckungskammer ergibt, dass der Unter-
gebrachte nicht (mehr) an einem schuldausschließenden oder 
-vermindernden Zustand im Sinne der §§ 20, 21 StGB leidet, der 
zur Anordnung der Maßregel geführt hat. Das Gericht hat sich 
dabei nur mit der Frage zu befassen (so die BT-Drs aaO S. 14), 
ob im Zeitpunkt seiner Entscheidung der Zustand besteht. Die 
Frage, ob möglicherweise bereits die Unterbringungsdiagnose 
fehlerhaft war, stelle sich im Erledigungsverfahren nicht. Denn 
zum einen unterliege im Erledigungsverfahren im Hinblick auf 
das Fortbestehen der Rechtskraft des erkennenden Urteils nur 
der gegenwärtige und nicht der frühere Zustand des Unterge-
brachten der Beurteilung des Gerichts. Zum anderen könne 
im Rahmen dieses Verfahrens auch aus tatsächlichen Gründen 
immer nur die gegenwärtige Sachlage entschieden werden, weil 
nur zur gegenwärtigen Situation des Untergebrachten hinrei-
chende gutachterliche Feststellung getroffen werden könnten 
(BT-Drs aaO).

2. Fallgruppe

Ferner stellt das Gericht die Erledigung der Unterbringung fest, 
wenn Ereignisse eingetreten sind, die die auf dem krankhaf-
ten Zustand beruhende Gefährlichkeit des Untergebrachten 
beseitigt haben (BT-Drs aaO S. 14). Die Gesetzesbegründung 
stellt allerdings ausdrücklich heraus, dass das Gesetz auch 
weiterhin für all diejenigen Fälle, in denen Therapieerfolge zu 
einer (erheblichen) Verminderung der Gefährlichkeit des Un-
tergebrachten geführt haben, die Aussetzung der Vollstreckung 
der Maßregel zur Bewährung vorsieht (§ 67 d Abs. 2 StGB). 
Diese Regelung sei nach wie vor sinnvoll und notwendig, da 
sie den geeigneten rechtlichen Rahmen für die erforderliche 
nachsorgende Betreuung und Kontrolle des erfolgreich behan-
delten Untergebrachten einschließlich der Möglichkeit biete, die 
Aussetzung im Falle eines Bewährungsversagens zu widerrufen. 
Eine Widerrufsmöglichkeit besteht nach erfolgter Erledigungs-
erklärung nicht. Die Erledigungserklärung nach § 67 d Abs. 6 
StGB setzt deshalb voraus, dass auch das bei der Aussetzung 
der Maßregelvollstreckung in Kauf zu nehmende Restrisiko 
(Lackner & Kühl 2004 § 67 d Rn. 3 mwN) ausgeschlossen 
werden kann. Eine Erledigungserklärung wegen Fortfalls der 
Gefährlichkeit wird dabei vor allem in den Fällen infrage kom-
men, in denen Änderungen des körperlichen Zustandes des 
Untergebrachten die Verwirklichung von Delikten, die Anlass 
für die Unterbringung gewesen sind, aus physischen Gründen 
unmöglich machen (BT-Drs aaO S. 15).11

3. Fallgruppe

Schließlich hat das Gericht die Unterbringung in einem psychi-
atrischen Krankenhaus nach § 67 d Abs. 6 StGB für erledigt 
zu erklären, wenn der weitere Vollzug der Maßregel unver-
hältnismäßig wäre. Nach der Rechtsprechung des BVerfG gilt, 
dass die Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des Frei-
heitsentzuges umso strenger sind, je länger die Unterbringung 
in einem psychiatrischen Krankenhaus andauert.12 Abzuwägen 
ist das Verhältnis zwischen der vom Täter ausgehenden Gefahr 
und der Schwere des mit der Maßregel verbundenen Eingriffs 
im Sinne einer Freiheitsentziehung auf der Grundlage eines 
Sonderopfers. Die neue Gesetzesregelung schreibt auch hier 
die bestehende gerichtliche Praxis gesetzlich fest, die Maßregel 
durch Beschluss für erledigt zu erklären.13 Für diese Fallgruppe 
steht der Maßregelvollzug vor dem Dilemma, dass der Eintritt 
der Verhältnismäßigkeit kein fixes Datum, sondern ein fließen-
der Prozess ist. In diesem Prozess findet das Freiheitsrecht des 
Untergebrachten einen immer größeren Stellenwert. Es entsteht 
dann ein Spannungsverhältnis, bei dem das Recht des Staates, 
in die Freiheit einzugreifen, immer geringer wird.

Die Folgen der Gesetzesänderung vom 29.07.2004 für die 
Erledigungspraxis in Hessen

Aufgrund des Wortlauts des § 67 d Abs. 6 StGB wurde nunmehr 
in der Praxis erwartet, dass sämtliche Fälle, in denen sich – aus 
welchen Gründen auch immer – erweist, dass ein nach § 63 
StGB Untergebrachter sich jetzt dort zu Unrecht befindet (sog. 
Fehleinweisungen), von der Neuregelung erfasst sein sollen 
und die Maßregel in all diesen Fällen für erledigt zu erklären 
ist. Damit wäre eine Möglichkeit geschaffen worden, auch die 
Maßnahmen der sog. Altfälle zu erledigen.

Das OLG Frankfurt/M. verwies in den folgenden Entschei-
dungen ausdrücklich darauf, dass Fehleinweisungen in ein psy-
chiatrisches Krankenhaus, die auf reinen Rechtsfehlern des 
Tatrichters beruhen, von der Neuregelung des § 67 d Abs. 6 
StGB nicht erfasst werden. Damit blieb der entscheidende Se-
nat ausdrücklich bei seiner bisherigen bereits beschriebenen 
Rechtsprechung.14

Insbesondere in dem Beschluss vom 03.06.200515 machte das 
OLG deutlich, dass es der Senat für ausgeschlossen halte, dass 
der Gesetzgeber einen solchen weitreichenden Fall der Korrek-
tur von reinen Rechtsfehlern, die bislang nicht einmal im Wege 
der Wiederaufnahme zu erreichen gewesen sei, habe nunmehr 

10 BVerfG R & P 1995, 142 sowie Tröndle/Fischer 2007 § 67 c 

Rn. 6, § 67 d Rn. 5; Schönke/Schröder 2006 § 67 d Rn. 14; 

Volckart/Grünebaum 2003, 248; OLG Celle NStZ 1989, 

491 = R & P 1989, 78; OLG Hamm NStZ 1982, 300; BGHSt 

42, 306 = JR 1998, 119 m. Anm. Bringewat; a. A. Radtke 

2002 und Wolf 1997.

11 Fallbeispiel aus der Rechtsprechung bei Bechtoldt 2002, 57: 

Der wegen eines Tötungsdeliktes Untergebrachte war aufgrund 

einer fortgeschrittenen Parkinson-Krankheit an den Rollstuhl 

gefesselt und kaum mehr ansprechbar.

12 BVerfGE 70, 297 = R & P 1986, 25 m. Anm. Marschner (aaO 

S. 18) und Eisel (aaO S. 31).

13 OLG Celle NStZ 1989, 491 mwN.

14 Beschlüsse des OLG Frankfurt/M. vom 03.06.2005 (3 Ws 

298 – 299/05, R & P 2006, 151), vom 14.09.2005 (3 Ws 

774/05) und vom 14.10.2005 (3 Ws 863/05).

15 Beschluss des OLG Frankfurt/M. (3 Ws 298 – 299/05, R & P 

2006, 151).
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mitregeln wollen. Dafür bieten die Gesetzesmaterialien nach 
Ansicht des OLG Frankfurt/M. keinerlei Anhalt, zumal eine sol-
che Regelung zwangsläufig die Frage nach der Anrechnung – die 
dann wohl in voller Höhe zu erfolgen hätte – aufwerfe, das 
Gesetz indes weder eine entsprechende Neuregelung enthal-
te, noch die Gesetzesmaterialen sich dazu äußern. Vielmehr 
habe der Gesetzgeber wiederholt zum Ausdruck gebracht, die 
bisherige Rechtsprechung zur Erledigung einer Maßregel fest-
schreiben zu wollen.

Das BVerfG nahm in einem Beschluss vom 19.10.200616 im 
Rahmen einer Verfassungsbeschwerde des bereits erwähnten 
Patient R. bezüglich der Nichterledigung der Maßregel auf der 
Grundlage des § 67 d Abs. 6 StGB inzident zur Erledigungs-
rechtsprechung des OLG Frankfurt/M. Stellung. Die Verfas-
sungsbeschwerde wurde nicht zur Entscheidung angenommen, 
da ein Annahmegrund fehlte (§ 93 a Abs. 2 BVerfGG). Die 
vom BVerfG (nur begrenzt) überprüfbare Anwendung des ein-
fachen Rechts durch die Fachgerichte (BVerfGE 18, 85), hier 
des OLG Frankfurt/M., wurde im vorliegenden Fall als nicht 
objektiv sachfremd und daher als nicht willkürlich gewertet. 
Eine weitergehende Beschäftigung mit der Frage der Erledigung 
der Maßregel durch das BVerfG erfolgte nicht.

Ausblick und Diskussion

Eine Entlastung für den Hessischen Maßregelvollzug und der 
bestehenden Überbelegung ist durch die Gesetzesänderung nicht 
eingetreten. Aus Sicht des Maßregelvollzugspraktikers bleibt 
es dabei, dass weiterhin ein immenses Zeitkontingent für die 
Bearbeitung von in der Regel querulatorischen Eingaben the-
rapieunfähiger bzw. -unwilliger Patienten aufgewendet werden 
muss, welches letztlich dem eigentlichen Therapiegeschäft ver-
loren geht. Insbesondere können dabei einzelne Patienten mit 
ausgeprägten psychopathischen Fähigkeiten das therapeutische 
Klima einer gesamten Station zum Negativen verändern.

Vor diesem Hintergrund erscheint es daher legitim, innerhalb 
der Institutionen einen Ort zu schaffen, wo solche Straftäter 
mehr verwahrt als therapiert werden können und wo anstatt 
therapeutischem Personal, entsprechend dem Strafvollzug, 
eben nur noch Wachpersonal und Juristen tätig sind. In Hessen 
wurden mit dieser Vorgehensweise bislang gute Erfahrungen 
gemacht. So gab es in der Klinik Hanau, wo auf einer Station 
15 solcher fehleingewiesenen Patienten untergebracht wurden, 
seit der Eröffnung im Jahre 2003 bislang keinen nennenswerten 
Zwischenfall. Darüber hinaus haben die dort untergebrachten 
Patienten, die in der Regel selbst gegen ihre Unterbringung im 
Maßregelvollzug juristisch vorgehen, mit einem Juristen bzw. 
einer Juristin als akademischer Stationsleitung eine adäquate 
Ansprechperson für ihre Belange. Natürlich ist dabei die Kos-
tenfrage zu berücksichtigen, da die Unterbringung im Maßre-
gelvollzug nahezu das Dreifache des Strafvollzuges kostet.

Mit Besorgnis müssen in diesem Zusammenhang auch die 
Bestrebungen des Gesetzgebers gesehen werden, die Unterbrin-
gung eines Straftäters in einem psychiatrischen Krankenhaus 
auch dann zu ermöglichen, wenn Schuldunfähigkeit oder ver-
minderte Schuldfähigkeit bei der Tatbegehung nicht positiv 
festgestellt sind.17 Dies würde bedeuten, dass auch die in der 
forensischen Praxis häufig vorkommende nicht ausschließbare 
Schuldminderung eines Straftäters, die nach dem Zweifelssatz 
bei § 21 StGB zugunsten des Verurteilten berücksichtigt wird, 
aber die Unterbringung nach § 63 StGB ausschließt, zukünftig 
eine solche zuließe. Sollte diese Regelung zum Gesetz werden, 
würde dies zum einen eine massive Zunahme der Unterbrin-

gungszahlen, zum anderen aber auch wieder einen erheblichen 
Anstieg der Fehlplatzierungen zur Folge haben. Demgegen-
über würden dann die derzeitigen Fortschritte bezüglich der 
Qualitätssicherung im Bereich der forensischen Begutach-
tung – insbesondere die Formulierung von Mindeststandards 
für Schuldfähigkeitsgutachten (Boetticher et al. 2005) – die 
langfristig zu einer geringfügigen Entlastung führen könnten, 
wieder neutralisiert werden.

Vor diesem Hintergrund erscheint es umso wichtiger, eine 
gesetzliche Grundlage für solche Fälle zu haben, bei denen sich 
im Rahmen der Maßregelunterbringung zeigt, dass der Zu-
stand, welcher zur Unterbringung geführt hat, nicht oder nicht 
mehr besteht. Sinnvoll wäre darüber hinaus eine gesetzliche 
Regelung, die eine größere Reaktionsbeweglichkeit zwischen 
Maßregel- und Strafvollzug ermöglichen könnte, sodass fehl-
platzierte oder therapieunwillige Patienten problemloser in den 
Strafvollzug oder in die Sicherungsverwahrung verlegt werden 
könnten. Den geäußerten Bedenken (vgl. dazu Schöch 2005, 
1086 mwN), dass so unbequeme Patienten in die Justizvoll-
zugsanstalten abgeschoben werden könnten, kann folgende 
Überlegung entgegengehalten werden: Für einen nicht psychisch 
kranken Menschen stellt es eine besondere, wenn nicht aus 
ärztlicher Sicht untragbare Beschwernis dar, gemeinsam mit 
psychisch kranken Menschen untergebracht zu sein. Hinzu 
kommt die Unbestimmtheit der Dauer des Freiheitsentzuges, 
die hier besonders schwer wiegt, da Möglichkeiten der Förde-
rung dieser Untergebrachten durch psychiatrische Kriminal-
therapie nicht gegeben sind (Müller-Isberner et al. 1994, 
319). Letztlich bleibt zu berücksichtigen, dass dem nach § 63 
StGB Untergebrachten ein sog. Sonderopfer zum Schutze der 
Allgemeinheit abverlangt wird (zum Ganzen Kammeier 2002 
Rn. A 99 ff.), bei dem der Vorrang der Besserung vor der Siche-
rung konstatiert wird. Dem Freiheitsentzug liegt keine Schuld 
zugrunde (Volckart & Grünebaum 2003, 159). Liegen die 
Voraussetzungen der Unterbringungen – aus welchen Gründen 
auch immer – nicht mehr vor, ist das Sonderopfer zu beenden, 
wenn andere gesetzliche Möglichkeiten (hier auch die Mög-
lichkeit der nachträglichen Sicherungsverwahrung) bestehen, 
der Gefährlichkeit des Untergebrachten für die Allgemeinheit 
zu begegnen. Die Folgen des Sonderopfers treffen den Unter-
gebrachten in derselben Art und Weise, egal ob er tatsächlich 
oder rechtlich falsch beurteilt bzw. verurteilt wurde.

Jenseits sämtlicher juristischer Erwägungen stellt die Erle-
digung der Maßregel bei Wegfall der Unterbringungsvoraus-
setzungen vom ärztlich-psychiatrischen Standpunkt her eine 
zwingende Konsequenz einer diagnostischen Beurteilung dar, 
die dazu führt, dass ein Patient, der tatsächlich nicht krank ist, 
aus einem Krankenhaus entlassen wird. Die Argumentation, 
dass die Unterbringung im Maßregelvollzug eine der Besserung 
und Sicherung ist, sodass der Patient bei Wegfall der Erkran-
kung eben nur zu sichern ist, kann nicht gelten, da es sich nach 
dem Wortlaut eben um eine Einrichtung der Besserung und 
Sicherung und nicht um eine der Besserung oder Sicherung 
handelt. Wäre Letzteres der Fall, so müsste man auch Pati-
enten, die zwar weiterhin krank, aber nicht (mehr) gefährlich 
für die Allgemeinheit sind, der Besserung wegen gleichwohl 
weiterhin unterbringen. Hier wurde aber mit der Gesetzesän-

16 BVerfG, 3. Kammer des Zweiten Senats, Beschluss vom 

19.10.2006 (2 BvR 1486/06), S. 86.

17 BT-Drs 15/3652; nunmehr neuer Antrag des Freistaates Bayern 

vom 20.02.2006 BR-Drs 135/06, vgl. Schöch 2005.

Hofstetter und Rohner: »Wenn der Zustand nicht (mehr) vorliegt ...«



56
R & P, 25. Jg., Heft 2, 2007

derung vom 29.07.2004 ein klarer Erledigungsweg geebnet 
(s. o. Fallgruppe 2).

In Anbetracht der Tatsache, dass die beschriebene Recht-
sprechung des OLG Frankfurt/M. bzgl. sog. Fehleinweisun-
gen durch die kürzlich ergangene Entscheidung des BVerfG18 
als nicht willkürlich bewertet wurde, der Wortlaut des § 67 d 
Abs. 6 StGB aber auch – wie beschrieben – eine weitergehende 
Auslegung zulässt, ist es Aufgabe des Gesetzgebers, hier Klarheit 
zu schaffen.

Zweifelsohne besteht das Interesse an der Schutzbedürftig-
keit der Allgemeinheit vor gefährlichen Straftätern, welches 
dazu führt, dass ein Richter selbstverständlich jegliche juris-
tische Möglichkeit ausschöpfen wird, bevor er mit einer Erle-
digungsentscheidung einen weiterhin gefährlichen Straftäter 
in die Freiheit entlässt. Da dieser Gefahr bei Vorliegen der 
Voraussetzungen für die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
aber entgegengetreten werden könnte, wäre zu wünschen, dass 
in solchen Fällen dieser Weg auch eingeschlagen wird.

Literatur

Bechtoldt S (2002) Die Erledigungserklärung im Maßre-
gelvollzug des § 63 StGB. Frankfurt am Main: Lang

Boetticher A et al. (2005) Mindestanforderungen für 
Schuldfähigkeitsgutachten. Neue Zeitschrift für Straf-
recht 25: 57 – 62

Frädrich S, Pfäfflin F (2000) Zur Prävalenz von Persön-
lichkeitsstörung. Recht & Psychiatrie 18: 95 – 104

Joeckel D (2004) Behandelbar, aber nicht entlassbar? Kri-
minalpädagogische Praxis 32: 31 – 40

Kammeier H (Hg.) (2002) Maßregelvollzugsrecht, Kom-
mentar, 2. Auflage. Berlin/New York: de Gruyter

Kröber H-L (1995) Konzepte zur Beurteilung der »Schwe-
ren anderen seelischen Abartigkeit«. Der Nervenarzt 66: 
532 – 541

Lackner K, Kühl K (2004) Strafgesetzbuch mit Erläute-
rung, 25. Auflage. München: Beck

Marneros A, Ullrich S, Rössner D (2002) Angeklagte 
Straftäter. Das Dilemma der Begutachtung. Baden-Baden: 
Nomos

Müller-Isberner R, Graßl P, Gliemann R (1994) Die 
Erledigung der Maßregel. Medizinrecht 12: 319 – 323

Radtke H (2002) Die Behebung von Fehleinweisungen bei 
stationären Maßregeln der Besserung und Sicherung. 
Neue Zeitschrift für Strafrecht 22: 580 – 583

Schöch H (2005) Zum Verhältnis von Psychiatrie und 
Strafrecht aus juristischer Sicht. Der Nervenarzt 76: 
1082 – 1088

Schönke A, Schröder H (2007) Strafgesetzbuch, Kommen-
tar, 27. Auflage. München: Beck

Tröndle H, Fischer T (2007) Strafgesetzbuch und Neben-
gesetze, Kurzkommentar, 54. Auflage. München: Beck

Volckart B, Grünebaum R (2003) Maßregelvollzug. Mün-
chen/Neuwied: Luchterhand

Wolf T (1997) »Fehleinweisung« in das Psychiatrische 
Krankenhaus (§ 63) – Erledigungserklärung oder Wieder-
aufnahme? Neue Juristische Wochenschrift 50: 779 – 782

Anschrift der Verfasser

Klinik für forensische Psychiatrie Haina
Außenstelle Gießen
Licherstraße 106
35394 Gießen
volker.hofstetter@psych-haina.de

18 S. o. Fußnote 16.

Hofstetter und Rohner: »Wenn der Zustand nicht (mehr) vorliegt ...«



R & P, 25. Jg., Heft 2, 2007

57

R & PErledigung der Unterbringung und nachträgliche 
Sicherungsverwahrung1

Matthias Koller

Seit dem Juli 2004 enthält das Strafgesetzbuch zwei eng miteinander verknüpfte neue Bestimmungen: § 67 d Abs. 6 
StGB regelt zum ersten Mal ausdrücklich die Erledigung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
wegen Fehlunterbringung und wegen Unverhältnismäßigkeit und übernimmt damit eine schon seit vielen Jahren be-
stehende Gerichtspraxis. Gänzlich neu ist die Regelung des § 66 b Abs. 3 StGB, die die nachträgliche Unterbringung 
in der Sicherungsverwahrung ermöglicht, wenn die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus wegen 
fehlender (diagnostischer) Voraussetzungen für erledigt erklärt worden ist. Beide neuen Regeln sind im Grundsatz 
zu begrüßen. Allerdings darf insbesondere die gesetzliche Anerkennung der Erledigung wegen Fehlunterbringung 
nicht dazu verführen, den Behandlungs- und Besserungsauftrag der Psychiatrie-Unterbringung zu unterlaufen und 
namentlich schwierige Patienten voreilig aus dieser Unterbringung in die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
»abzuschieben«. Der vorliegende Beitrag schlägt deshalb und aus weiteren Gründen eine enge Auslegung des Erle-
digungstatbestands vor. In einem Ausblick werden außerdem einige wichtige Voraussetzungen für die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung vorgestellt.
Schlüsselwörter: Maßregelvollzug, forensische Psychiatrie, Fehlunterbringung, Verhältnismäßigkeit, Erledigungserklä-
rung, nachträgliche Sicherungsverwahrung

Termination of a Hospital Order and Subsequent Placement in Preventive Detention
Since July 2004 the German penal code provides two closely connected new regulations: section 67 d prescribes that 
detention in a psychiatric hospital has to be terminated if the patient appears wrongly placed in the institution or 
if further detention would be disproportional. In so far the new regulation follows recent case law. On the other 
hand, section 66 b enables the courts to order subsequent placement in preventive detention if the hospital order 
had to be terminated due to the diagnostic conditions not being met (anymore). This provision is new. Both regula-
tions appear helpful and necessary. However, the new provision on terminating hospital orders may lead to forensic 
psychiatric hospitals trying to get rid of difficult patients in contrast to their legal obligation to provide treatment 
and rehabilitation. The authors  recommend a restrictive interpretation of the new regulation. The conditions for 
subsequent placement in preventive detention are reviewed.
Key words: Forensic psychiatry, hospital order, preventive detention, German penal code

Zur Einführung

Zugleich mit der Einführung der nachträglichen Sicherungsver-
wahrung hat der Gesetzgeber im Juli 2004 eine Bestimmung 
in das Strafgesetzbuch eingefügt, die erstmals ausdrücklich 
die Erledigung der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus regelt, wenn sich die (weitere) Maßregelvoll-
streckung sachlich als nicht (mehr) begründet oder rechtlich 
als unverhältnismäßig erweist.2 Der neue § 67 d Abs. 6 StGB 
schreibt vor, dass die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus – zwingend – für erledigt zu erklären ist, wenn 
das Gericht nach Beginn der Vollstreckung feststellt, »dass 
die Voraussetzungen der Maßregel nicht mehr vorliegen oder 
die weitere Vollstreckung der Maßregel unverhältnismäßig 
wäre«.

Die Erledigungsoption ergänzt das gesetzliche Angebot an 
»Auswegen« aus der vollzogenen Maßregelunterbringung 
nach § 63 StGB. Denn bisher war von Gesetzes wegen nur 
die Möglichkeit vorgesehen, die weitere Vollstreckung der 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß 
§ 67 d Abs. 2 StGB zur Bewährung auszusetzen. Nach dieser 
Bestimmung muss dem Untergebrachten eine Bewährungschan-
ce in Freiheit eingeräumt werden, »wenn zu erwarten ist, dass 
[er] außerhalb des Maßregelvollzugs keine rechtswidrigen Ta-

ten mehr begehen wird«, wenn es im Unterbringungsverlauf 
also gelungen ist, seine Gefährlichkeitsprognose wesentlich zu 
verbessern, und das verbleibende Restrisiko daher vertretbar 
gering ausfällt.3 Freilich steht diese Bewährungschance unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass sich die positive 
Sozial-, Behandlungs- und Legalprognose im Nachhinein als 
zu optimistisch erweist und daher ein Widerrufsgrund nach 
§ 67 g StGB vorliegt. Im Unterschied dazu ermöglicht der neue 
§ 67 d Abs. 6 StGB künftig eine unwiderrufliche4 Beendigung 

1 Der folgende Beitrag führt Überlegungen fort, die ich bereits 

in der Festschrift für Ulrich Venzlaff zum 85. Geburtstag zu 

Fragen der »Erledigung der Unterbringung nach § 63 StGB« 

angestellt hatte, vgl. Koller (2006).

2 Gesetz vom 23. Juli 2004, BGBl. I S. 1838.

3 Vgl. dazu näher Koller (2005 a); insbesondere zum Maßstab 

des »vertretbaren Restrisikos« vgl. z. B. BVerfG, NJW 1998, 

2202, 2203; ferner KG Berlin, NStZ 1999, 319; OLG Celle, 

NStZ-RR 1999, 179; OLG Köln, StV 2001, 30; OLG Saarbrü-

cken, NJW 1999, 438.

4 Ganz h. M.: OLG Hamm, NStZ 2000, 168; OLG Frankfurt, 

NStZ-RR 2003, 41 f.; auch OLG Celle, NStZ-RR 1997, 240 f.; 

Pollähne/Böllinger (2005), § 67 d Rn. 43; Stree (2006),
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der Unterbringung durch Erledigungserklärung, und zwar auch 
und gerade dann, wenn dem Untergebrachten eine hinreichend 
günstige Gefährlichkeitsprognose, die die Einräumung einer 
Bewährungschance rechtfertigte, nicht gestellt werden kann.

Weil die Erledigungserklärung zur Beendigung der Unter-
bringung führt, und weil sie dies selbst dann tut, wenn die Ge-
fährlichkeit der Untergebrachten nicht beseitigt ist, erscheint es 
sachgerecht, dass Satz 2 des neuen § 67 d Abs. 6 StGB – ebenso 
wie bisher schon § 67 d Abs. 2 S. 2 StGB für den Fall der Aus-
setzung der Unterbringung zur Bewährung – zugleich mit der 
Erledigung den Eintritt von Führungsaufsicht vorsieht. Denn 
die Maßregel der Führungsaufsicht stellt Hilfen, aber auch 
Kontrollmechanismen bereit, um den Übergang des Betroffenen 
aus dem stationären Maßregelvollzug in die Freiheit zu be-
gleiten. »Hierfür besteht im Interesse der Wiedereingliederung 
des Entlassenen und letztlich des Schutzes der Bevölkerung 
ein zwingendes Bedürfnis.«5 Da die Erledigungserklärung al-
lerdings – speziell in der Variante der Erledigung wegen Fehl-
unterbringung – auch Fallgestaltungen erfassen soll, in denen 
die Gefährlichkeit des Untergebrachten entfallen ist (oder eine 
überdauernde Gefährlichkeit zu keiner Zeit begründet war)6, 
eröffnet § 67 d Abs. 6 S. 3 StGB außerdem die Möglichkeit, 
die Führungsaufsicht entfallen zu lassen, »wenn zu erwarten 
ist, dass der Betroffene auch ohne sie keine Straftaten mehr 
begehen wird«.

Weil die Unterbringung in einem psychiatrischen Kranken-
haus trotz fortbestehender Gefährlichkeit für erledigt erklärt 
werden kann, ist es, jedenfalls im Ansatz, auch nachvollziehbar, 
dass der Gesetzgeber die neue Erledigungsbestimmung mit dem 
ebenfalls neuen, gerade auf gefährliche Täter ausgerichteten 
Regelwerk über die nachträgliche Sicherungsverwahrung ver-
knüpft hat. Zwar ist – das versteht sich von selbst – für eine 
nachträgliche Anordnung von Sicherungsverwahrung kein 
Raum mehr, wo schon die Fortsetzung der doch auch dem 
Sicherungszweck dienenden Unterbringung in einem psych-
iatrischen Krankenhaus unverhältnismäßig wäre. Der neue 
§ 66 b StGB sieht in seinem dritten Absatz aber die – in das 
gerichtliche Ermessen gestellte – nachträgliche Anordnung der 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung für den Fall vor, 
dass »die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
nach § 67 d Abs. 6 StGB für erledigt erklärt worden [ist], weil 
der die Schuldunfähigkeit ausschließende oder vermindernde 
Zustand, auf dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt der 
Erledigungsentscheidung nicht bestanden hat«, wenn weiter be-
stimmte formelle Voraussetzungen in Bezug auf die Anlasstaten 
der Unterbringung und etwaige Vorverurteilungen erfüllt sind 
und wenn »die Gesamtwürdigung des Betroffenen, seiner Taten 
und ergänzend seiner Entwicklung während des Vollzugs der 
Maßregel ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit erheb-
liche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch 
oder körperlich schwer geschädigt werden«.

Diese Zusammenhänge sind mit zu bedenken, wenn es im 
Folgenden – nach einem kurzen, aber notwendigen Rückblick 
auf die bisherige Erledigungspraxis – vor allem um die Ausle-
gung der neuen Erledigungsvorschrift des § 67 d Abs. 6 StGB 
und um die Bestimmung ihrer Grenzen, in einem Ausblick aber 
auch um den Anwendungsbereich der nachträglichen Siche-
rungsverwahrung nach Erledigung der Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus gehen soll.

Bisherige Erledigungspraxis

Die gesetzliche Regelung des § 67 d Abs. 6 StGB ist zwar neu. 
In der gerichtlichen Praxis war die Erledigungserklärung als 
Instrument zur Beendigung der Unterbringung aber schon seit 
Langem anerkannt, wenn die (weitere) Maßregelvollstreckung 
sachlich als nicht (mehr) begründet7 oder rechtlich als unver-
hältnismäßig8 erschien.

Gestützt wurde diese Praxis in den Fehlunterbringungsfäl-
len auf eine analoge Anwendung des – sonst praktisch kaum 
relevanten – § 67 c Abs. 2 S. 5 StGB, der eine Erledigungser-
klärung der freiheitsentziehenden Maßregeln vorschreibt, wenn 
der Zweck der Maßregel erreicht ist. Ein von Rechts wegen 
vergleichbarer Fall der Zweckerreichung wurde eben auch ange-
nommen, wenn sich im Unterbringungsverlauf das anfängliche 
Fehlen oder nachträgliche Entfallen der Eingangsvoraussetzun-
gen für die freiheitsentziehende Maßregel herausstellte.

In den (Un-)Verhältnismäßigkeitsfällen hingegen wurde das 
Ergebnis – Erledigung trotz schlechter Prognose – unmittelbar 
aus dem mit Verfassungsrang ausgestatteten und durch § 62 
StGB für das gesamte Maßregelrecht wiederholten und kon-
kretisierten9 Verhältnismäßigkeitsgrundsatz hergeleitet. Die 

 § 67 d Rn. 15; Tröndle/Fischer (2007), § 67 d Rn. 7 b; Veh 

(2005), § 67 d Rn. 43. – Für die Erledigungsfälle nach § 67 d 

Abs. 5 StGB a. A. Radtke/Bechtoldt (2001).

5 So die Begründung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung, 

Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 15.

6 Vgl. a. a. O.

7 Vgl. bereits vor 45 (!) Jahren OLG Nürnberg, MDR 1961, 

342. – Außerdem OLG Düsseldorf, StraFo 2004, 69 – 70; OLG 

Frankfurt, NJW 1978, 2347; StV 1984, 117; NStZ-RR 2002, 

27 – 28; NStZ-RR 2002, 58 – 60; NStZ 2003, 222 – 224 = R & P 

2003, 108 – 110 mit Anmerkung von Volckart (2003); OLG 

Hamm, NStZ 1982, 300; OLG Karlsruhe, MDR 1983, 151; 

Justiz 1987, 463; OLG Nürnberg, OLGSt StGB § 63 Nr. 1; 

OLG Schleswig, SchlHA 2002, 143 – 144; LG Göttingen, NStZ 

1990, 299 – 301; offengelassen aber von OLG Hamburg, MDR 

1986, 1044 – 1045. Vgl. ferner für Fälle der Unterbringung 

nach § 64 StGB: KG Berlin, Beschlüsse vom 4. November 1997 

– 5 Ws 447/97 –; vom 26. November 1998 – 5 Ws 610/98 –; 

vom 29. Dezember 1999 – 5 Ws 711/99 –; OLG Zweibrücken, 

NStZ 2001, 54 – 55; OLG Karlsruhe, JZ 2005, 285 – 286. Das 

BVerfG, NJW 1995, 2405 – 2407, insb. 2406, hatte diese Praxis 

als »von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden« gebilligt 

und auch der BGH hatte ihr zugestimmt und daraus Schlüsse 

gezogen, vgl. BGHSt 42, 306 – 313, insb. 310. Schließlich hatte 

die Rechtsprechung zur Erledigung wegen Fehlunterbringung 

im wissenschaftlichen Schrifttum weitgehende Zustimmung 

gefunden, vgl. z. B. Böllinger (1998), § 67 d Rn. 41; Horn 

(1999), § 67 d Rn. 13; Horstkotte (1985), § 67 c Rn. 9 und 

§ 67 d Rn. 48; Lackner/Kühl (2001), § 67 d Rn. 7; Schrei-

ber/Rosenau (2004), 5.6.1, S. 109; Stree (2001), § 67 d 

Rn. 14; Tröndle/Fischer (2004), § 67 d Rn. 5; Volckart/

Grünebaum (2003), E. 2.1.1 und 2, S. 248 ff.; vgl. auch Rasch 

(1999), 3.5.2.3, S. 110 f.

8 Grundlegend BVerfGE 70, 297 – 323; vgl. in der Folge BVerfG, 

NJW 1995, 3048, 3049; OLG Celle, NStZ 1989, 491 f.; OLG 

Karlsruhe, NStZ 1999, 37; LG Paderborn, StV 1991, 73 f.; und 

aus dem Schrifttum z.  B. Lackner/Kühl (2004), § 67 d Rn. 1; 

Stree (2001), § 62 Rn. 3; Volckart/Grünebaum (2003), E. 

2.1.4 S 252; heute auch Tröndle/Fischer (2007), § 62 Rn. 6.

9 Vgl. nur BVerfGE 70, 297, 312.
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Grenze zur Unverhältnismäßigkeit sei überschritten und die 
Erledigung der Maßregel daher geboten, wenn bei der stets 
erforderlichen Abwägung zwischen den Anlasstaten der Un-
terbringung sowie den in Zukunft drohenden Taten einerseits 
und dem mit zunehmender Dauer des Freiheitsentzuges immer 
schwerer wiegenden Eingriff in das Freiheitsgrundrecht des 
Untergebrachten andererseits schließlich ein Missverhältnis 
eintrete, das rechtlich unerträglich sei.10

Tatsächlich stellte das Erledigungsinstrument in der Praxis 
dabei auch schon ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage 
eine keinesfalls zu vernachlässigende Größe dar. Das belegen 
nicht nur die zahlreichen veröffentlichten obergerichtlichen und 
bundesverfassungsgerichtlichen Entscheidungen.11 Vielmehr 
berichtete z. B. Konrad, dass bei einer 1990 im Berliner Maß-
regelvollzug durchgeführten Stichtagserhebung 33 (= 27 %) von 
insgesamt 125 nach § 63 StGB untergebrachten Patienten fehl-
eingewiesen gewesen seien,12 mithin potenzielle Erledigungsfälle 
darstellten. Und erstmals für 200213 und 200314 durchgeführte 
bundesweite Erhebungen der Kriminologischen Zentralstelle 
Wiesbaden (KrimZ) zeigen, dass den insgesamt 322 (2002) 
bzw. 418 (2003) Entlassungen aus der Unterbringung nach 
§ 63 StGB in immerhin jeweils 88 (= 27,5 % bzw. 21 %) Fällen 
eine Erledigungserklärung analog § 67 c Abs. 2 S. 5 StGB zu-
grunde lag, während in (nur) 166 (= 52 %) bzw. 238 (= 57 %) 
Fällen die weitere Unterbringung gemäß § 67 d Abs. 2 StGB 
zur Bewährung ausgesetzt wurde.15

Die gesetzliche Regelung der Erledigungsfälle entsprach mit-
hin einem beachtlichen praktischen Bedürfnis. Zugleich konnte 
der Gesetzgeber auf eine bereits entwickelte und überdies ver-
fassungsgerichtlich gebilligte16 Rechtsprechung aufbauen.

Die Erledigung der Unterbringung nach dem neuen 
§ 67 d Abs. 6 StGB

Indem er die bestehende Gerichtspraxis in Gesetzesform um-
setzt17, fasst § 67 d Abs. 6 StGB zwei sorgfältig voneinander 
zu unterscheidende Erledigungstatbestände zusammen. Die 
Erledigung wegen Fehlunterbringung (1. Var.) bezieht sich auf 
die tatsächlichen (psychiatrischen) Voraussetzungen der Un-
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus.18 Bei der 
Erledigung wegen Unverhältnismäßigkeit (2. Var.) hingegen 
geht es um die rechtlichen Grenzen der Vollstreckung dieser 
Maßregel.

Die Erledigung wegen Unverhältnismäßigkeit

In seiner zweiten Alternative schreibt § 67 d Abs. 6 S. 1 StGB 
fest, dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht nur 
bei der Anordnung der Unterbringung und der Prüfung ihrer 
Aussetzungsreife zu beachten ist, sondern darüber hinaus sogar 
dazu führen kann, dass die Maßregelvollstreckung beendet 
wird, obwohl die Rückfallwahrscheinlichkeit tatsächlich im-
mer noch derart hoch ist, dass außerhalb der Unterbringung 
alsbald mit neuen rechtswidrigen Taten des Untergebrachten 
gerechnet werden muss.19 Er erfasst mithin die Fälle, in denen 
einer Fortsetzung der Unterbringung zwar das überwiegende 
Freiheitsinteresse des Untergebrachten entgegensteht, in denen 
zugleich aber ein positiver Bewährungsverlauf von vornher-
ein nicht zu erwarten ist und daher der Bewährungswiderruf 
gleichsam schon in der Aussetzungsentscheidung angelegt 
wäre.

Freilich ist damit noch nichts dazu gesagt, unter welchen kon-
kreten Umständen denn das mit zunehmender Unterbringungs-
dauer immer gewichtigere Freiheitsgrundrecht ein derartiges 

Übergewicht über die Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit 
erlangt, dass von einem rechtlich unerträglichen Missverhält-
nis zwischen den abzuwägenden Belangen gesprochen werden 
muss.20 Der Wortlaut des § 67 d Abs. 6 S. 1 StGB selbst (»dass 
die weitere Vollstreckung der Maßregel unverhältnismäßig 
wäre«) hilft hier nicht weiter. Erste Anhaltspunkte, welche 

10 Vgl. OLG Celle, NStZ 1989, 491, 492; OLG Karlsruhe, NStZ 

1999, 37.

11 Vgl. die Nachweise in Fn. 7 und 8.

12 Konrad (1991).

13 Vgl. Kröniger (2004), Tabelle 3.3 k, S. 84. – Die Erhebung 

erfasst alle Bundesländer außer Bayern und Hamburg; in zwei 

Fällen fehlen Angaben zum Grund der Beendigung.

14 Vgl. Kröniger (2005 a), Tabelle 3.3 s, S. 94. – Die Erhebung 

erfasst alle Bundesländer außer Bayern und Hessen; in einem 

Fall fehlt die Angabe zum Grund der Beendigung; vgl. auch 

Kröniger (2005 b).

15 Die verbleibenden »Entlassungen« beruhten jeweils auf Ent-

scheidungen nach den §§ 67 Abs. 3, 67 a StGB bzw. auf Aus-

weisung, Auslieferung, Tod oder Flucht des Patienten. – Auch 

für 2004 liegen mittlerweile übrigens Daten der KrimZ vor. Sie 

weisen bei insgesamt 410 Entlassungen nur noch 41 (= 10 %) 

Erledigungsfälle aus. Dieser Befund wird von der Autorin selbst 

als fraglich angesehen, vgl. Kröniger (2006), S. 40 sowie 

Tabelle 3.3r, S. 96. – Möglicherweise liegt der Fehler darin, 

dass nur nach Erledigungen gemäß § 67 d Abs. 6 StGB gefragt 

wurde, obwohl diese Bestimmung erst am 29. Juli 2004 in Kraft 

trat und bis dahin noch die »alte« Rechtslage fortbestand; dann 

stellten in nur fünf Monaten »erwirtschaftete« 10 % Erledigun-

gen erneut eine beachtliche Größe dar.

16 Vgl. BVerfG, NJW 1995, 2405, 2406, für die Fehlunterbrin-

gungsfälle sowie BVerfGE 70, 297 – 323, und BVerfG, NJW 

1995, 3048, 3049, für die Erledigung aus Verhältnismäßigkeits-

gründen.

17 So ausdrücklich der Gesetzentwurf der Bundesregierung, Bun-

destags-Drucksache 15/2887, S. 14.

18 Eine entsprechende Regelung für die Unterbringung in einer 

Entziehungsanstalt gibt es weiterhin nicht. Allerdings wird 

man diskutieren können, ob es nicht an der erforderlichen 

konkreten Aussicht auf einen Behandlungserfolg fehlt, wenn ein 

Hang zu übermäßigem Alkohol- oder Rauschmittelgenuss von 

vornherein gar nicht bestand oder zwischenzeitlich »ausge-

heilt« ist, sodass die Unterbringung schon nach § 67 d Abs. 5 

StGB für erledigt erklärt werden kann. – Im Übrigen wird man 

auch weiterhin auf eine Analogie zu § 67 c Abs. 2 Satz 5 StGB 

zurückgreifen dürfen; denn der dahinter stehende Gedanke der 

Erledigung bei Zweckerreichung ist durch die Einfügung des 

neuen § 67 d Abs. 6 StGB keineswegs für unzulässig erklärt, 

sondern im Gegenteil gerade anerkannt worden. Die Beschrän-

kung des Anwendungsbereichs des § 67 d Abs. 6 StGB auf die 

Fälle der Unterbringung nach § 63 StGB dürfte dabei hinläng-

lich durch die Verknüpfung mit § 66 b Abs. 3 StGB zu erklären 

sein. – Deshalb ist auch der Beschluss des OLG Karlsruhe, JZ 

2005, 285 – 286, das noch nach Einfügung des § 67 d Abs. 6 

StGB eine Unterbringung nach § 64 StGB in analoger Anwen-

dung des § 67 c Abs. 2 Satz 5 StGB für erledigt erklärt hat, in 

keiner Weise zu beanstanden.

19 Dazu grundlegend Dessecker (2004), insb. S. 334 ff.; vgl. 

außerdem näher Koller (2006), 244 – 252, m. w. N.

20 Vgl. erneut OLG Celle, NStZ 1989, 491, 492; OLG Karlsruhe, 

NStZ 1999, 37.
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Kriterien in die vorzunehmende Abwägung einzustellen sind, 
bietet jedoch die den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz für das 
Maßregelrecht konkretisierende Vorschrift des § 62 StGB.21 
Danach sind zu beachten: (1.) die Bedeutung der vom Unter-
gebrachten begangenen und (2.) der zukünftig zu erwartenden 
Tat(en) sowie (3.) der Grad der Gefahr. Bei der Einschätzung 
des Grades der Gefahr werden dabei auch die seit der Anord-
nung der Maßregel veränderten Umstände und die voraussicht-
lichen Wirkungen der mit der Maßregelerledigung eintretenden 
Führungsaufsicht zu berücksichtigen sein.22 Darüber hinaus 
sind in die erforderliche Gesamtabwägung aufzunehmen: (4.) 
der Besserungszweck der Maßregel und damit auch die Behand-
lungsprognose23 sowie – das versteht sich von selbst – (5.) die 
Dauer des Freiheitsentzuges.24

Auch damit sind jedoch nur die zu berücksichtigenden Ge-
sichtspunkte angesprochen, ohne indes einen konkreten Maßstab 
zu benennen, der bei der Beurteilung der Verhältnismäßigkeit 
anzulegen ist. In Anbetracht der Vielgestaltigkeit und Komple-
xität der abzuwägenden Gesichtspunkte verbietet sich m. E. aber 
auch jedes schematische Vorgehen. Insbesondere halte ich starre 
Grenzen, die sich z. B. an der im Einzelfall verhängten Strafe25 
oder an den allgemeinen Strafrahmen des durch die Anlasstat 
erfüllten26 oder desjenigen Straftatbestands orientieren, dessen 
Erfüllung zu befürchten wäre27, für nicht sachgerecht. Denn 
weder der Allgemeinheit noch dem Untergebrachten selbst wäre 
damit gedient, wenn ein womöglich erst nach langer Unterbrin-
gungsdauer und vielen vergeblichen Anstrengungen doch noch 
in Gang gekommener Entwicklungsprozess, der dem Unterge-
brachten erstmals eine realistische Aussicht auf ein straffreies 
Leben in Freiheit bietet, abgebrochen werden müsste, nur weil 
eine bestimmte Zeitmarke erreicht ist.

Im Übrigen kommt ein Rückgriff auf die konkrete Strafe 
ohnehin nur in Betracht, wenn deren Verhängung nicht wegen 
Schuldunfähigkeit des Täters unterbleiben musste; außerdem 
können Faktoren – wie z. B. ein frühes Geständnis, materielle 
Wiedergutmachungsleistungen, die Verfahrensdauer oder auch 
nicht im Krankheitszusammenhang stehende Vorstrafen – für 
die Bemessung der Strafhöhe mitbestimmend gewesen sein, die 
nichts zu der Abwägung zwischen den Schutzinteressen der 
Allgemeinheit gegenüber der störungsbedingten Gefährlichkeit 
des Untergebrachten einerseits und seinen Freiheitsinteressen 
andererseits beitragen. Und auch die abstrakten Strafrahmen als 
solche besagen nicht viel für den konkreten Fall, wenn man sich 
vor Augen führt, dass beispielsweise wegen Vergewaltigung eine 
Spanne möglicher Strafen von zwei Jahren bis zu fünfzehn Jah-
ren eröffnet ist. Meines Erachtens ist daher Veh grundsätzlich 
zuzustimmen, wenn er bemerkt, dass die Strafrahmen »wegen 
ihrer schuldbezogenen Funktion kaum einen geeigneten Anhalt 
der für welches Risiko hinzunehmenden Unterbringungsdauer« 
geben.28 Allerdings möchte ich nicht so weit gehen, der kon-
kreten Strafhöhe und den Strafrahmen von vornherein jegliche 
Bedeutung für die Verhältnismäßigkeitsprüfung abzusprechen. 
Denn immerhin bieten die konkrete Strafhöhe und insbesondere 
das im allgemeinen Strafrahmen zum Ausdruck kommende Ge-
wicht, das der Gesetzgeber einem bestimmten Delikt beigemes-
sen hat, doch jedenfalls gewisse Anhaltspunkte, wenn es darum 
geht, die Bedeutung der begangenen und zu erwartenden Taten 
zu gewichten. Nur: Ein schematisches Vorgehen, wonach die 
Erledigung etwa zu erklären ist, wenn die konkrete Strafhöhe 
oder die Strafrahmenobergrenze erreicht oder um 50, 100 oder 
500 % überschritten ist, scheint mir nicht angängig. Letztlich 
bleibt daher nur die verantwortungsbewusste Abwägung im 

Einzelfall, für die es »allgemeingültige, scharfe Formeln [...] 
nicht [gibt]«.29

Die Erledigung wegen Fehlunterbringung

Wegen Fehlunterbringung kann die begonnene30 Maßregelvoll-
streckung für erledigt erklärt werden, wenn sich herausstellt, 
»dass die Voraussetzungen der Maßregel nicht mehr vorlie-
gen«. Entsprechend ihren Anordnungsvoraussetzungen sollen 
damit zwei Fallgruppen erfasst werden: (1.) Das Fehlen eines 
schuldausschließenden oder -vermindernden Zustands im Sinne 
der §§ 20, 21 StGB und (2.) das Fehlen der Gefährlichkeit des 
Untergebrachten.31

Die relativ offene Formulierung des § 67 d Abs. 6, Var. 1 
StGB wirft dabei vor allem drei Fragen auf: Erfasst die Vor-

21 Vgl. auch Pollähne/Böllinger (2005), § 67 d Rn. 58; Stree 

(2006), § 67 d Rn. 14. – Nach Auffassung von Dessecker 

(2004), S. 353 f., sind die in § 62 StGB aufgeführten Gesichts-

punkte bereits Bestandteile des Merkmals »Gefährlichkeit«, 

sodass ihnen eine selbstständige Bedeutung im Rahmen der 

Verhältnismäßigkeits-Prüfung zwar nicht mehr zukommt. 

Spätestens bei der Abwägung zwischen Freiheitsgrundrecht und 

Gefahrenabwehrzweck und der dafür notwendigen Quantifizie-

rung des Gefahrenabwehrzwecks kommen sie aber auch nach 

der Konzeption Desseckers, S. 356, jedenfalls mittelbar ins 

Spiel.

22 Vgl. abermals BVerfGE 70, 297, 313 f.; ferner BVerfG, NJW 

1995, 3048, sowie – schon zu § 67 d Abs. 6 StGB – OLG 

Hamburg, NStZ-RR 2005, 40 f.; OLG Karlsruhe, R & P 2006, 

149 f.

23 Vgl. BVerfGE 70, 297, 318; ebenso Horstkotte (1985), 

§ 67 d Rn. 54; weiter z. B. Kruis (1998), 97; Stree (2006), 

§ 62 Rn. 3; kritisch Veh (2005), § 67 d Rn. 21, der sich aber 

entgegenhalten lassen muss, dass niemandem damit gedient ist, 

wenn der Behandlungsaspekt ausgeblendet und daher eine Be-

handlung aus Verhältnismäßigkeitsgründen abgebrochen wird, 

obwohl sie noch aussichtsreich erscheint. – Da § 63 StGB auch 

Sicherungsmaßregel ist, spielt die Behandlungsprognose bei der 

Maßregelanordnung allerdings noch keine Rolle, vgl. BGH bei 

Holtz, MDR 1978, 110; NStZ 1990, 122, 123.

24 Statt aller BVerfGE 70, 297, 315, sowie Pollähne/Böllinger 

(2005), § 67 d Rn. 58.

25 So aber Horstkotte (1985), § 67 d Rn. 64, der jedenfalls in 

Fällen der leichten und mittleren Kriminalität an die hypotheti-

sche Strafe anknüpfen will, die ohne Anwendung der §§ 21, 49 

StGB in Betracht gekommen wäre.

26 So Pollähne/Böllinger (2005), § 67 d Rn. 25, die den Straf-

rahmen des Anlassdelikts für »eines der bestimmenden Kriteri-

en« erachten; ferner z. B. OLG Hamm, R & P 2004, 42, 43.

27 So Dessecker (2004), S. 357.

28 Veh (2005), § 67 d Rn. 21.

29 BVerfGE 70, 297, 313. – Besonders anschaulich werden die im 

Einzelfall zu bewältigenden Schwierigkeiten m. E. an zwei Ent-

scheidungen des OLG Hamburg, die sich mit der (Un-)Verhält-

nismäßigkeit der 10- bzw. 15-jährigen Unterbringung des sog. 

Dürer-Attentäters beschäftigen, vgl. OLG Hamburg, Beschlüsse 

vom 15. November 1999 – 3 Ws 10/99 –, zitiert nach Juris, 

sowie vom 21. September 2004, NStZ 2005, 40 – 42. – Dazu 

sowie zu einigen weiteren Fallbeispielen aus der OLG-Praxis 

vgl. Koller (2006), S. 249 – 251.

30 Vgl. LG Marburg, NStZ-RR 2007, 28 f.

31 Vgl. Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 14.
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schrift, erstens, sowohl die Fälle des anfänglichen Fehlens als 
auch die Fälle des nachträglichen Entfallens der Maßregelvor-
aussetzungen? Erfasst sie, zweitens, gegebenenfalls auch Fälle 
fehlerhafter rechtlicher Bewertung der der Maßregelanordnung 
zugrunde liegenden Tatsachen? Und schließlich drittens: Wel-
che Grenzen sind der Erledigung wegen Fehlunterbringung 
gesetzt und wo verläuft die Grenze zur Maßregelaussetzung 
zur Bewährung?

Anfängliches Fehlen und nachträgliches Entfallen der 
Maßregelvoraussetzungen

Der Erledigungstatbestand erfasst sowohl die Fälle der von 
vornherein tatsächlich unbegründeten Maßregelanordnung als 
auch die Fälle des nachträglichen Entfallens der Maßregel-
voraussetzungen.32 Überlegungen, die Erledigungserklärung 
in Abgrenzung zur Vollstreckungsaussetzung zur Bewährung 
nach § 67 d Abs. 2 StGB auf die Fälle der Fehlunterbringung 
von Anfang an zu beschränken,33 hat der Gesetzgeber nicht 
aufgegriffen. Auch den gegenteiligen Ansatz, die Erledigungs-
erklärung allein bei nachträglichem Entfallen der Maßregelvo-
raussetzungen zuzulassen, um so einen Eingriff in die materielle 
Urteilsrechtskraft zu verhindern,34 hat er nicht übernommen. 
Eine dahingehende gesetzgeberische Entscheidung lässt sich 
insbesondere auch nicht daraus ableiten, dass § 67 d Abs. 6 
S. 1 StGB von der – nach Beginn der Maßregelvollstreckung 
getroffenen – Feststellung spricht, dass die Voraussetzungen 
der Maßregel »nicht mehr« vorliegen. Denn für den damit 
angesprochenen Ist-Zustand macht es keinen Unterschied, 
ob die Maßregelvoraussetzungen zu keiner Zeit vorgelegen 
haben oder ob sie zwischenzeitlich entfallen sind.35 Mehr als 
diesen aktuellen Querschnittsbefund sollen die Gerichte im 
Erledigungsverfahren indes gar nicht erheben dürfen. Nach 
der Vorstellung des Gesetzgebers haben sie sich vielmehr nur 
mit der Frage zu befassen, ob im Zeitpunkt ihrer Entscheidung 
der schuldausschließende oder -vermindernde Zustand besteht, 
der zur Anordnung der Maßregel geführt hat. »Die Frage, ob 
möglicherweise bereits die Unterbringungsdiagnose fehlerhaft 
war, stellt sich im Erledigungsverfahren nicht.«36

Der Gesetzgeber meint, bereits auf diese Weise dem Vorwurf 
eines unerlaubten Eingriffs in die Urteilsrechtskraft zu entkom-
men, der zu erheben sein könnte, wenn und weil sich die Erledi-
gungserklärung auf die Unrichtigkeit der Einweisungsdiagnose 
gründete.37 Deshalb also »unterliegt im Erledigungsverfahren 
im Hinblick auf die fortbestehende Rechtskraft des erkennen-
den Urteils nur der gegenwärtige und nicht der frühere Zustand 
des Untergebrachten der Beurteilung des Gerichts«.38

Endlich macht es auch vor dem Hintergrund des vollzugs-
rechtlich festgeschriebenen Besserungs-, Behandlungs- und 
Pflegezwecks der Maßregel keinen Unterschied, ob der Un-
tergebrachte von vornherein nicht behandlungsbedürftig war 
oder ob seine Behandlungs- und Pflegebedürftigkeit erst im 
Nachhinein entfallen ist. Eine nach ärztlich-psychiatrischen Ge-
sichtspunkten ausgerichtete Behandlung, Betreuung und Pflege 
ist so oder so nicht indiziert (vgl. § 136 StVollzG).

Rechtsfehler des Urteils

Der Erledigungstatbestand dient hingegen nicht dazu, eine feh-
lerhafte Rechtsanwendung im Urteil zu korrigieren und daher 
die Beendigung der Maßregelvollstreckung zu eröffnen, wenn 
deren Voraussetzungen bei unveränderten Anknüpfungstatsa-
chen39 lediglich aufgrund einer anderen rechtlichen Bewertung 
dieser Tatsachen vom Vollstreckungsgericht verneint werden. 

32 Ganz hM, vgl. OLG Frankfurt, Beschluss vom 27. Januar 2005 

– 3 Ws 1036/04 – bei Juris Rn. 47; weiter z. B. Pollähne/Böl-

linger (2005), § 67 d Rn. 56; Schneider (2004), 649; Stree 

(2006), § 67 d Rn. 14; Tröndle/Fischer (2007), § 67 d Rn. 8; 

Veh (2005), § 67 d, Rn. 28, 30.

33 Vgl. insbesondere Horstkotte (1985), § 67 c Rn. 9 und § 67 d 

Rn. 48; ebenso Horn (1999), § 67 d Rn. 13; Lackner/Kühl 

(2001), § 67 d Rn. 7.

34 Vgl. Radtke (1998), insb. S. 306, sowie Wolf (1997), insb. 

S. 780 f.

35 Das übersieht das OLG Dresden, StraFo 2005, 432 f. = NStZ-

RR 2005, 338 (Leitsatz), das deshalb annimmt, dass jedenfalls 

die Bestimmung des § 67 d Abs. 6 Satz 2 StGB über den gesetz-

lichen Eintritt von Führungsaufsicht zugleich mit der Maßregel-

erledigung auf die Fälle der anfänglichen Fehleinweisung nicht 

zutreffe.

36 Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 14.

37 Vgl. zu diesem Vorwurf erneut Radtke (1998), insb. 306, und 

Wolf (1997), insb. 781, die deshalb eine Lösung für die Fehl-

unterbringungsfälle – anders als jetzt der Gesetzgeber – nur in 

einem förmlichen Wiederaufnahmeverfahren sahen, dessen Re-

gelung in den §§ 359 ff. StPO entsprechend zu ergänzen (Radt-

ke) bzw. im Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit »verfassungs-

konform« ausdehnend auszulegen (Wolf) sei. – Demgegenüber 

wird ein Rechtskrafteingriff auch in den Fällen einer Erledigung 

wegen anfänglicher Fehlunterbringung mit teilweise unter-

schiedlichen Begründungen verneint z. B. von OLG Düsseldorf, 

StraFo 2004, 69; OLG Frankfurt, NJW 1978, 2347; NStZ-RR 

2002, 58, 59 f.; LG Göttingen, Beschluss vom 20. September 

2001 – StVK 193/01 gr.; Horstkotte (1985), § 67 d Rn. 48, 

sowie von Volckart/Grünebaum (2003), E. 2.1.1, S. 248 f.

38 Erneut Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 14, insoweit unter 

Bezugnahme auf BVerfG, NJW 1995, 2405, 2406. – In der 

Sache will mich diese Argumentation freilich nicht so recht 

überzeugen. Denn die damit für das Erledigungsverfahren 

ausgeschlossene Längsschnittbeurteilung ist unter einer anderen 

Fragestellung geradezu »wesentlicher Bestandteil« des Voll-

streckungsverfahrens: Eine den anerkannten Mindeststandards 

entsprechende Prognosebeurteilung wird auf eine Längsschnitt-

betrachtung einschließlich einer eigenständigen rückschauenden 

Analyse der Anlasstat-Dynamik jedenfalls nicht verzichten dür-

fen, vgl. BVerfG, NJW 2004, 739, 743 f., unter Bezugnahme auf 

Nedopil (1995), S. 89, sowie OLG Zweibrücken, NStZ 2000, 

446, 447, unter Bezugnahme auf Rasch (1999), S. 370 bis 378; 

ferner Boetticher et. al. (2006), insb. 543 f.; außerdem Kol-

ler (2005 a), 250 ff. Wenig überzeugend erscheint mir deshalb 

auch das weitere Argument, dass im Erledigungsverfahren »auch 

aus tatsächlichen Gründen immer nur über die gegenwärtige 

Sachlage entschieden werden [kann], weil nur zur gegenwärtigen 

psychischen Situation des Untergebrachten hinreichende gutach-

terliche Feststellungen getroffen werden können« (vgl. Bundes-

tags-Drucksache, a. a. O.). Insoweit ist überdies darauf hinzu-

weisen, dass schon die Schuldfähigkeitsbegutachtung schwerlich 

ohne rückschauende Beurteilung des psychischen Zustands des 

zu Begutachtenden auskommen kann.

39 Neue Anknüpfungstatsachen können natürlich zu einer anderen 

rechtlichen Bewertung sogar drängen, vgl. OLG Frankfurt, Be-

schluss vom 27. Januar 2005 – 3 Ws 1036/04 – bei Juris Rn. 48.

Das ergibt sich schon daraus, dass das Gesetz die »Feststel-
lung« verlangt, dass die Maßregelvoraussetzungen nicht mehr 
vorliegen. Denn »Feststellungen« treffen Gerichte nur in Bezug 
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auf Tatsachen und nicht in Bezug auf rechtliche Wertungen; 
sie bilden die Grundlage, aber nicht den Gegenstand der Sub-
sumtion.

Im Übrigen war schon vor Einfügung des § 67 d Abs. 6 
StGB anerkannt – und hat inzwischen sogar für die Auslegung 
dieser neuen Vorschrift verfassungsgerichtliche Billigung ge-
funden40 –, dass die Beantwortung der relevanten Rechtsfragen 
dem Erkenntnisverfahren vorbehalten und gegebenenfalls im 
Revisionsverfahren zur Überprüfung zu stellen und dass es je-
denfalls nicht Sache der Vollstreckungsgerichte ist, Rechtsfehler 
des Tatrichters zu korrigieren. Denn ein derart korrigierendes 
Eingreifen würde die mit Verfassungsrang ausgestattete Rechts-
kraft des Urteils aushebeln.41

Schließlich rechtfertigt auch der vollzugsrechtliche Besse-
rungs-, Behandlungs- und Pflegeauftrag keine andere Auslegung 
des Erledigungstatbestands, weil anderenfalls dem Abschieben 
missliebiger Patienten z. B. durch Umbewertung der Erheblich-
keit der Persönlichkeitsauffälligkeit von der »Persönlichkeits-
störung« zur »akzentuierten Persönlichkeit« oder durch Neu-
bewertung des Wahrscheinlichkeits- oder Erheblichkeitsgrades 
neuer Taten Tür und Tor geöffnet wäre.42

Grenzen des Erledigungstatbestands

Ist mit dem bisher Gesagten gewissermaßen der äußere Rah-
men des Erledigungstatbestands abgesteckt43, bleibt schließ-
lich die Kernfrage, wann denn nun davon gesprochen werden 
kann, dass die Voraussetzungen der Unterbringung nicht mehr 
vorliegen. Wiewohl sich diese Fragestellung in erster Linie an 
den forensischen Psychiater richtet, hat sie doch auch recht-
liche Dimensionen. Dabei empfiehlt es sich, diese rechtlichen 
Dimensionen getrennt nach den beiden eingangs genannten 
Fallgruppen – also (1.) Fehlen (nur) eines schuldausschließen-
den oder -vermindernden Zustands und (2.) Fehlen (auch) der 
Gefährlichkeit – zu betrachten.

Vor die Klammer gezogen kann vorab allerdings der Maß-
stab bestimmt werden, der an die Tatsachengrundlage der 
Erledigungsentscheidung anzulegen ist. Indem § 67 d Abs. 6 
StGB an die »Feststellung«, dass die Maßregelvoraussetzungen 
nicht mehr vorliegen, anknüpft, ist zweifelsfrei entschieden, 
dass Zweifel an den tatsächlichen Maßregelvoraussetzungen 
im Erledigungsverfahren nicht ausreichen und dass sich die 
Gerichte daher nicht darauf zurückziehen dürfen, dass das 
Vorliegen dieser Voraussetzungen nur nicht (mehr) positiv 
feststellbar ist.44 Das Gesetz entspricht damit der schon frü-
her herrschenden Praxis, »hinsichtlich einer geänderten Be-
urteilungsgrundlage der Maßregel strenge Anforderungen zu 
stellen« und dazu »eine klare fachgutachtliche Aussage« zu 
verlangen,45 um die Unterbringung schließlich – am Beispiel der 
ersten Fallgruppe – nur dann für erledigt zu erklären, »wenn 
sich mit Sicherheit herausstellt, dass der Verurteilte nicht oder 
nicht mehr an einem Zustand leidet«, der die Unterbringung 
rechtfertigt.46

Fehlende Gefährlichkeit

Für die weitere Bestimmung der rechtlichen Grenzen des Er-
ledigungstatbestands bietet sich dann zunächst eine nähere 
Betrachtung der (zweiten) Fallgruppe an, in der die festgestellte 
Fehlunterbringung im Fehlen der Gefährlichkeit des Unterge-
brachten begründet ist. Hier treten Vollstreckungsaussetzung 
zur Bewährung und Erledigungserklärung in Konkurrenz zuein-
ander. Nähme man daher an, dass bereits jegliche Absenkung 
der Gefährlichkeit auf ein vertretbares Restrisiko nicht nur die 

40 BVerfG, NStZ-RR 2007, 29 f.

41  Grundlegend OLG Frankfurt, NStZ 2003, 222 = R & P 2003, 

108 m. zust. Anm. Volckart (2003). – Zu § 67 d Abs. 6 StGB 

jetzt auch OLG Frankfurt, Beschluss vom 3. Juni 2005 – 3 Ws 

298 – 299/05 – bei Juris = R & P 2006, 151 f. = NStZ-RR 2005, 

252 (Leitsatz); offengelassen noch in OLG Frankfurt, Beschluss 

vom 27. Januar 2005 – 3 Ws 1036/04 – bei Juris Rn. 48. – Wie 

hier außerdem Pollähne/Böllinger (2005), § 67 d Rn. 56; 

Stree (2006), § 67 d Rn. 14; Tröndle/Fischer (2007), § 67 c 

Rn. 6; Veh (2005), § 67 d Rn. 30.

42 So zutreffend Volckart (2003), 111; im Ergebnis ebenso Pol-

lähne/Böllinger (2005), § 67 d Rn. 57; Stree (2006), § 67 d 

Rn. 14.

43 Anzufügen ist noch, dass eine Erledigung nach § 67 d Abs. 6 

StGB ausschließlich auf die Fälle beschränkt ist, in denen die 

Maßregel des § 63 StGB originär angeordnet war. Wird ein Un-

tergebrachter erst gemäß § 67 a StGB z. B. aus dem Vollzug des 

§ 64 StGB in den Maßregelvollzug nach § 63 StGB überwiesen, 

»passt« § 67 d Abs. 6 StGB nicht. Denn für die Überweisung 

kommt es nicht auf die Voraussetzungen des § 63 StGB, son-

dern allein darauf an, dass durch den Vollzugsformwechsel die 

Resozialisierung des Untergebrachten besser gefördert werden 

kann. Deshalb richten sich auch Dauer und Überprüfung der 

Unterbringung weiter nach der im Urteil angeordneten Maßre-

gel, § 67 a Abs. 4 StGB. Im Übrigen erscheint eine Ausdehnung 

des § 67 d Abs. 6 StGB auf Überweisungsfälle umso weniger 

akzeptabel, als damit gleichsam durch die Hintertür die für die 

§ 64er-Fälle an sich nicht konzipierte Möglichkeit der nachträg-

lichen Anordnung von Sicherungsverwahrung nach Maßgabe 

des § 66 b Abs. 3 StGB eröffnet würde. – Dies alles übersieht 

die Entscheidung des OLG Oldenburg, R & P 2005, 87 – 88, mit 

daher zu Recht kritischer Anmerkung von Pollähne (2005).

44 Das übersehen Pollähne/Böllinger (2005), § 67 d Rn. 57, 

die eine Erledigung auch in Betracht ziehen wollen, wenn 

nachträglich Umstände bekannt werden, die an der mindestens 

erheblichen Beeinträchtigung der Schuldfähigkeit oder der In-

tensität und Dauer des zur Unterbringung führenden Zustands 

zweifeln lassen.

45 OLG Karlsruhe, MDR 1983, 151; ebenso KG Berlin, Beschluss 

vom 4. November 1997 – 5 Ws 447/97 – bei Juris; auch z. B. 

Schreiber/Rosenau (2004), 5.6.1, S. 109.

46 Vgl. OLG Frankfurt, StV 1985, 117; NStZ-RR 2002, 27; 

NStZ-RR 2002, 58, 60; auch schon OLG Frankfurt, NJW 

1978, 2347 (»mit Sicherheit feststehende Heilung«); ferner 

Horstkotte (1985), § 67 c Rn. 120; dagegen für Erledigung 

schon bei verbliebenem Zweifel, ob der Zweck der Maßregel 

erreicht ist, Böllinger (1998), § 67 c Rn. 30, sowie Stree 

(2001), § 67 c Rn. 11.

47 Darauf weist zu Recht Veh (2005), § 67 d Rn. 27, hin.

für die Vollstreckungsaussetzung erforderliche günstige Legal-
prognose begründete, sondern darüber hinaus auch die Fest-
stellung rechtfertigte, dass die Unterbringungsvoraussetzungen 
nicht mehr vorliegen, bedürfte es der Vollstreckungsaussetzung 
zur Bewährung praktisch nicht mehr.47

Richtigerweise wird man eine derartige Ausdehnung des Erle-
digungstatbestands allerdings nicht annehmen dürfen. Vielmehr 
kann eine klare Grenze zwischen den beiden konkurrierenden 
»Auswegen« aus der Unterbringung in der Weise markiert wer-
den, dass in allen Fällen einer nur graduellen oder in ihrem 
Ausmaß fraglichen Verbesserung der Gefährlichkeitsprognose 
der Weg über die widerrufliche Vollstreckungsaussetzung zur 
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Bewährung einzuschlagen ist, während die unwiderrufliche 
Erledigungserklärung Fallgestaltungen vorbehalten bleibt, 
in denen die Gefährlichkeit zweifelsfrei komplett beseitigt 
ist.48 Der dadurch der Vollstreckungsaussetzung weitgehend 
eingeräumte Vorrang entspricht der Gesetzessystematik, die 
durch eine aufeinander aufbauende Folge von Regelungen 
von der Vollzugszielbestimmung des § 136 S. 2 StVollzG49 
über die Prognoseentscheidung nach § 67 d Abs. 2 StGB50 bis 
hin zur Ausgestaltung der Führungsaufsicht und schließlich 
der Bestimmung des § 67 g StGB gekennzeichnet ist, die den 
Widerruf der Vollstreckungsaussetzung ermöglicht, wenn die 
Entlassungsprognose sich im Bewährungsverlauf als (noch) 
zu optimistisch und jedenfalls das Entlassungskonzept sich 
als nachbesserungsbedürftig erweist.51 Die Vollstreckungsaus-
setzung mit Widerrufs- und Nachbesserungsmöglichkeit wird 
außerdem Konstellationen eher gerecht, in denen zwischen einer 
Heilung und der bloßen Besserung der seelischen Störung als 
Prognosegrundlage nicht scharf unterschieden werden kann 
und in denen daher die Gefahr einer erneuten Verschlechterung 
des erreichten Zustands in Rechnung gestellt werden muss.52

Die damit gefundene Lösung des Konkurrenzproblems findet 
nachhaltige Unterstützung übrigens in der Gesetzesbegründung, 
die ausdrücklich klarstellt, »dass das Gesetz für all diejenigen 
Fälle, in denen Therapieerfolge zu einer (erheblichen) Vermin-
derung der Gefährlichkeit des Untergebrachten geführt haben, 
die Aussetzung der Vollstreckung der Maßregel vorsieht«. Denn 
diese Regelung sei »nach wie vor sinnvoll und notwendig, da 
sie den geeigneten rechtlichen Rahmen für die erforderliche 
nachsorgende Betreuung und Kontrolle des erfolgreich behan-
delten Untergebrachten einschließlich der Möglichkeit bietet, 
die Aussetzung im Falle eines Bewährungsversagens zu wi-
derrufen. Die Erledigungserklärung nach § 67 d Abs. 6 StGB 
[...] setzt deshalb voraus, dass auch das bei der Aussetzung 
der Maßregelvollstreckung in Kauf zu nehmende Restrisiko 
[...] ausgeschlossen werden kann«.53 Beispielhaft dafür stellte 
sich der Gesetzgeber den Fall eines wegen eines Tötungsdelikts 
Untergebrachten vor, der aufgrund einer fortgeschrittenen Par-
kinson-Erkrankung an den Rollstuhl gefesselt und kaum mehr 
ansprechbar war.54

Veränderte Diagnose, unveränderte Prognose

Weniger deutlich ist die rechtliche Situation, wenn es um die 
Anwendung des Erledigungstatbestands auf Fallkonstellationen 
geht, in denen zwar eine seelische Störung, die die Schwelle der 
§§ 20, 21 StGB überschritte, nicht (mehr) besteht, gleichwohl 
aber von einer andauernden Gefährlichkeit ausgegangen wer-
den muss. Fraglich ist insbesondere, wie in Fällen zu verfahren 
ist, in denen – bei unveränderter Gefährlichkeit – die seelische 
Störung des Untergebrachten zwar nicht (mehr) den in den 
§§ 20, 21 StGB vorausgesetzten Ausprägungsgrad (z. B. einer 
schweren Persönlichkeitsstörung) aufweist, er jedoch auch nicht 
seelisch vollkommen unbeeinträchtigt (also seine Persönlichkeit 
immerhin deutlich akzentuiert) erscheint. Obwohl es sich dabei 
um den in der Praxis wichtigsten und jedenfalls den eigentlich 
kritischen Anwendungsfall der Erledigungserklärung wegen 
Fehlunterbringung handelt, helfen hier weder der Gesetzes-
text selbst noch die Gesetzesmaterialien weiter. Und auch die 
Vorschrift des § 67 d Abs. 2 StGB kann für die Auslegung des 
Erledigungstatbestands nicht unmittelbar fruchtbar gemacht 
werden. Denn die Vollstreckungsaussetzung zur Bewährung 
knüpft ausschließlich an die (günstige) Gefährlichkeitsprognose 
an, die gerade nicht gestellt werden kann.

Dass infolgedessen die Erledigungserklärung wegen Fehlun-
terbringung unter Umständen die einzige Möglichkeit darstellt, 
die Maßregelvollstreckung vor Erreichen der (Un-)Verhältnis-
mäßigkeitsgrenze zu beenden, führt mich indessen nicht dazu, 
in den Fällen der (nur graduell) veränderten diagnostischen, 
jedoch unveränderten prognostischen Einschätzung weniger 
strenge Anforderungen an die Erledigungs-Voraussetzungen zu 
stellen als in den Fällen der Erledigung wegen (auch) fehlender 
Gefährlichkeit des Untergebrachten. Für die Annahme gleich 
strenger Anforderungen in beiden Fallgestaltungen spricht da-
bei nicht nur der eher formale Gesichtspunkt der gleichmäßi-
gen Gesetzesauslegung. Vielmehr erweist sich die Richtigkeit 
dieses Ansatzes auch, wenn man die möglichen Folgen der 
Erledigungserklärung bei fortbestehender Gefährlichkeit des 
Untergebrachten in den Blick nimmt. Denn die Erledigungser-
klärung eröffnet dann entweder den Weg in die unwiderrufliche 
Freiheit oder – bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen – in 
die nachträgliche Sicherungsverwahrung. Stellt sich die seelische 
Störung nun lediglich graduell günstiger dar, als dies für die 
Maßregelanordnung erforderlich ist, befriedigen beide Wege 
nicht: Die »Erledigung in die unwiderrufliche Freiheit« stünde 
in einem Wertungswiderspruch dazu, dass für den sowohl in 
seiner seelischen Störung als auch in seiner Gefährlichkeit ge-
besserten Untergebrachten nur die Chance auf eine Entlassung 
in die widerrufliche Freiheit besteht. Demgegenüber würde mit 
einer »Erledigung in die Sicherungsverwahrung« der Heilungs- 
und Besserungsauftrag preisgegeben, was jedenfalls in den Fäl-
len schwerlich hinnehmbar ist, in denen vorerst zwar nur die 
seelische Störung abgemildert, bei Fortsetzung der Behandlung 
aber auch eine Absenkung der Gefährlichkeit jedenfalls nicht 
völlig ausgeschlossen erscheint.

Schon vor diesem Hintergrund wird man für eine Maßrege-
lerledigung auch in den hier in Rede stehenden Fällen daher zu 
verlangen haben, dass die seelische Störung nicht nur in ihrem 
Ausprägungsgrad abgemildert ist, sondern dass ihr Fortbeste-
hen – gleichviel, ob sie von Anfang an gar nicht vorlag oder 
ob sie im Unterbringungsverlauf infolge Heilung, Nachreifung 
oder Vollremission entfallen ist55 – insgesamt zweifelsfrei aus-
geschlossen werden kann.56

Für die damit vorgeschlagene Umgrenzung des Erledi-
gungstatbestands sprechen im Übrigen noch weitere Gesichts-
punkte. So bringt sie die gegenläufigen Gefährdungen des – üb-

48 So auch Veh (2005), § 67 d Rn. 29.

49 ... wonach der Zustand des Untergebrachten soweit gebessert 

werden soll, dass er nicht mehr gefährlich ist.

50 ... die an die Erwartung anknüpft, dass der Untergebrachte au-

ßerhalb des Maßregelvollzugs keine rechtswidrigen Taten mehr 

begehen wird.

51 Dementsprechend spricht etwa Horstkotte (1985), § 67 d Rn. 

1 und 21, mit Blick auf § 67 d Abs. 2 StGB von der »für die 

Rechtsanwendung wichtigsten Regelung« bzw. einer der »in der 

Praxis [...] wichtigsten Vorschriften über die freiheitsentziehen-

den Maßregeln«.

52 Horstkotte (1985), § 67 c Rn. 9; Veh (2005), § 67 d Rn. 27.

53 Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 14 f.

54 Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 15, unter Bezugnahme auf 

Bechtoldt (2002), S. 57.

55 Vgl. Schneider (2004), S. 649.

56 So auch Veh (2005), § 67 d Rn. 27 u. 28; in der Sache wohl 

auch Stree (2006), § 67 d Rn. 14; dagegen aber Pollähne/

Böllinger (2005), § 67 d Rn. 56.
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rigens verfassungsrechtlich in dem durch Art. 2 Abs. 1 i. V. m. 
Art. 1 Abs. 1 GG fundierten Resozialisierungsgebot veran-
kerten57 – Besserungs-, Behandlungs- und Pflegezwecks der 
Maßregel zu einem angemessenen Ausgleich. Denn einerseits 
hält sie – jedenfalls für die Fälle des vollständigen Wegfalls 
der diagnostischen Maßregelvoraussetzungen – die Möglich-
keit vor, nicht (mehr) behandlungsbedürftige Untergebrachte 
trotz fortbestehender Gefährlichkeit aus dem Maßregelvoll-
zug zu entlassen und dadurch einer Umfunktionierung der 
Besserungs- und Sicherungsmaßregel des § 63 StGB in eine 
»falsch etikettierte Sicherungsverwahrung«58 nachhaltig ent-
gegenzuwirken.59 Und auf der anderen Seite begegnet sie der 
Versuchung, hilfsbedürftige Patienten unter Aufgabe des thera-
peutischen Engagements vorschnell »abzuschieben«60 und aus 
dem Maßregelvollzug »wegzudiagnostizieren«61, weil sie für 
die Behandlungsinstitution unbequem sind, z. B. bei ungewisser 
Erfolgsaussicht längerfristig größere therapeutische Ressourcen 
binden würden, oder weil Behandler und Gutachter sich bei 
der Gefährlichkeitsprognose nicht »hundertprozentig« sicher 
sind und in der Korrektur der diagnostischen Beurteilung daher 
einen »Ausweg« sehen, mit dem sie im Falle des Scheiterns des 
Untergebrachten in Freiheit weniger in die öffentlichen Kritik 
geraten.62 Schließlich minimiert eine enge, auf die »klaren« 
Fälle beschränkte Fassung des Erledigungstatbestands die Ge-
fahr, dass sich das entscheidend für die Erledigungserklärung 
streitende Argument – eben eine »falsch etikettierte Sicherungs-
verwahrung« zu vermeiden – am Ende selbst aufhebt, weil 
zwar »lästige«, gleichwohl aber hilfsbedürftige Patienten doch 
geraden Wegs in die (nachträglich angeordnete) Sicherungsver-
wahrung »abgeschoben« werden.63

Endlich trägt eine enge Gesetzesauslegung auch dem Um-
stand Rechnung, dass die Erledigungserklärung auf der einen 
Seite zwar nötig ist, um Verurteilte vor einer sachlich unge-
rechtfertigten Unterbringung in einer forensisch-psychiatrischen 
Klinik zu schützen, dass auf der anderen Seite aber ein gleicher-
maßen effektiver Schutz vor Fehlern bei der »Diagnose« einer 
Fehlunterbringung nicht besteht. Wegen der Unwiderruflichkeit 
der Erledigungsentscheidung sind Fehl-Erledigungen nämlich 
allenfalls in den – voraussichtlich seltenen64 – Fällen korri-
gierbar, in denen tatsächlich nachträglich Sicherungsverwah-
rung angeordnet wird und der Untergebrachte daher aus dem 
Vollzug dieser Maßregel gegebenenfalls gemäß § 67 a Abs. 2 
StGB wieder in den Maßregelvollzug in einem psychiatrischen 
Krankenhaus zurück überwiesen werden kann.65 In allen ande-
ren Fällen hingegen ist niemandem damit gedient, wenn durch 
eine Fehl-Erledigung dem Verurteilten die Behandlungschan-
ce und damit die Chance auf ein künftig straffreies Leben in 
Freiheit und der Allgemeinheit der bestmögliche Schutz durch 
Behandlung des seelisch gestörten Straftäters irreversibel ge-
nommen wird.

Ausblick – Erledigung und nachträgliche 
Sicherungsverwahrung

Mit der Erledigung der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus nach § 67 d Abs. 6 StGB ist zugleich der »Ein-
stieg« in die nachträgliche Sicherungsverwahrung nach § 66 b 
Abs. 3 StGB eröffnet, wenn die Erledigung darauf beruhte, dass 
»der die Schuldfähigkeit ausschließende oder vermindernde 
Zustand, auf dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt 
der Erledigungsentscheidung nicht bestanden hat«.

Das neue gesetzliche Regelwerk versucht, auf diese Weise 
der früher vielfach beklagten66 Schwäche des Erledigungsins-

truments zu begegnen, dass sich mit der bloßen Erledigungs-
entscheidung allein ein Sicherheitsdefizit auftut, wenn »in den 
Fällen des Fehlens oder Wegfalls des krankheitsbedingten Zu-
stands im Sinne der §§ 20, 21 StGB [...] der zu Entlassende 
dennoch weiterhin in erheblichem Maße gefährlich ist«.67 Will 
man trotz dieser Schwäche nicht auf die Erledigungsmöglichkeit 
verzichten – weil sie in dem hier abgesteckten engen Rahmen 
notwendig ist, um Verurteilte vor der Fortsetzung einer sachlich 
ungerechtfertigten Unterbringung in einer forensisch-psychi-
atrischen Klinik zu bewahren –, stellt die nachträgliche Siche-
rungsverwahrung nach § 66 b Abs. 3 StGB eine m. E. durchaus 
geschickte Lösung dar,68 um dem Sicherheitsdefizit die Spitze zu 
nehmen und damit jedenfalls die besonders »besorgniserregen-
den Sicherheitslücken« zu schließen.69 Auch unter Beachtung 
ihres »Ausnahmecharakters« ist die weitere (präventive) Siche-
rung und damit die (nachträgliche) Sicherungsverwahrung dann 
erforderlich, um die Erfüllung der staatlichen Schutzaufgabe 
eben auch in der »geringen Anzahl denkbarer Fälle« zu ge-
währleisten, in denen ein »überragendes Gemeinwohlinteresse« 
am Schutz vor solchen hochgefährlichen Straftätern besteht, 
von denen weiterhin schwere Straftaten gegen das Leben, die 
körperliche Unversehrtheit oder die sexuelle Selbstbestimmung 

57 Vgl. nur BVerfG, NJW 1998, 1133 – 1135.

58 OLG Frankfurt, NJW 1978, 2347.

59 Über diesen Zweck der Erledigungserklärung herrschte schon 

vor Einfügung der §§ 67 d Abs. 6, 66 b Abs. 3 StGB große 

Einigkeit, vgl. BVerfG, NJW 1995, 2405, 2406; BGHSt 42, 

306, 310; OLG Düsseldorf, StraFo 2004, 69 f.; OLG Frank-

furt, NJW 1978, 2347; OLG Hamm, NStZ 1982, 300; OLG 

Karlsruhe, MDR 1983, 151; Justiz 1987, 463; OLG Nürnberg, 

MDR 1961, 342; OLG Schleswig, SchlHA 2002, 143 f.; ferner 

LG Göttingen, NStZ 1990, 299, 300; aus dem Schrifttum z. B. 

Horn (1999), § 67 d Rn. 13; Lackner/Kühl (2001), § 67 d 

Rn. 7; Stree (2001), § 67 d Rn. 14; Tröndle/Fischer (2004), 

§ 67 d Rn. 5; Volckart/Grünebaum (2003), E. 2.1.1 und 2, 

S. 248 ff.

60 Vgl. Horstkotte (1985), § 67 d Rn. 48.

61 Vgl. Rasch (1999), 3.5.2.3, S. 111.

62 Vgl. schon Koller (2005 b), S. 32 f.

63 Für »äußerste Zurückhaltung« jedenfalls in den Fällen poten-

zieller nachträglicher Sicherungsverwahrung auch Pollähne/

Böllinger (2005), § 67 d Rn. 61.

64 Jedenfalls lag bisher keiner der schon zahlreichen Entscheidun-

gen des Bundesgerichtshofs zur nachträglichen Sicherungsver-

wahrung ein Erledigungs-Fall zugrunde; vgl. auch Ullenbruch 

(2007), S. 62 f., der deshalb meint, dass die Vorschrift des 

§ 66 b Abs. 3 StGB bisher völlig »ins Leere« geht.

65 Auf diese – nach vorangegangener Erledigungserklärung freilich 

mindestens kuriose und im ungünstigen Falle die Chance auf 

ein munteres »Überweisungs-Pingpong« eröffnende – Möglich-

keit des § 67 a Abs. 2 StGB weist die Begründung des Regie-

rungsentwurfs im Zusammenhang mit § 66 b StGB bemerkens-

werter Weise ausdrücklich hin, vgl. Bundestags-Drucksache 

15/2887, S. 14.

66 Besonders drastisch von Wolf (1997), S. 780 f.; ferner z. B. 

Loos (1993), S. 254, und Radtke (1998), S. 322 f.

67 Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 10; ferner Schneider 

(2004), S. 650 f.

68 Zu den Alternativmodellen und der Kritik daran vgl. Schnei-

der (2004), S. 651 ff.

69 Vgl. Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 10.
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mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sind.70 Das hat üb-
rigens auch das Bundesverfassungsgericht – in einer ersten 
Entscheidung zu dem neuen § 66 b Abs. 2 StGB – mittlerwei-
le noch einmal bestätigt und dabei ausdrücklich klargestellt, 
dass trotz im Schrifttum verbreitet angemeldeter Bedenken71 
durchgreifende Verfassungsgründe nicht entgegenstehen und 
die gesetzliche Ermächtigung zur nachträglichen Anordnung 
von Sicherungsverwahrung weder gegen das verfassungsrecht-
liche Rückwirkungsverbot aus Art. 103 Abs. 2 GG noch gegen 
das rechtsstaatliche Vertrauensschutzgebot aus Art. 2 Abs. 2 
i. V. m. Art. 20 Abs. 3 GG und auch nicht gegen das Freiheits-
grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG verstößt, wenn bei der 
Anordnung strenge Maßstäbe angelegt werden.72

Die durch § 66 b Abs. 3 StGB eröffnete – und in das Ermes-
sen des zuständigen Gerichts73 gestellte – Möglichkeit, nach 
Erledigung der Fehlunterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus nachträglich Sicherungsverwahrung anzuordnen, 
ergänzt die Erledigungsregelung des § 67 d Abs. 6 StGB mithin 
in sinnvoller und notwendiger Weise. Die Erledigungsentschei-
dung ist dabei übrigens förmliche Tatbestandsvoraussetzung 
des § 66 b Abs. 3 StGB und tritt hier an die Stelle des Erforder-
nisses neuer, nach der Verurteilung und vor dem Ende des Straf-
vollzugs hervorgetretener »Tatsachen, die auf eine erhebliche 
Gefährlichkeit des Verurteilten für die Allgemeinheit hinwei-
sen«, dem in der Rechtsprechung zu § 66 b Abs. 1 und 2 StGB 
eine wesentliche Begrenzungsfunktion bei der Bestimmung der 
Anwendungsbreite der nachträglichen Sicherungsverwahrung 
zugewiesen worden ist.74

Es dient damit letztlich auch einem gewissen Gleichlauf in der 
Anwendung der unterschiedlichen Anordnungstatbestände des 
§ 66 b StGB, wenn nicht nur das Erfordernis »neuer Tatsachen« 
in § 66 b Abs. 1 und 2 StGB, sondern – der hier vertretenen 
Auffassung folgend – auch der Erledigungstatbestand der Fehl-
unterbringung eng auslegt und seine Anwendung – soweit es die 
Eingangsvoraussetzung der nachträglichen Sicherungsverwah-
rung betrifft – auf die klaren Fälle beschränkt wird, in denen 
der Untergebrachte an keinerlei seelischer Störung leidet, die in 
symptomatischen Zusammenhang mit seiner Delinquenz und 
seiner Gefährlichkeit zu bringen sein könnte.

Soweit § 66 b Abs. 3 StGB die nachträgliche Anordnung 
von Sicherungsverwahrung nach Erledigung der (Fehl-)Unter-
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus grundsätzlich 
ermöglicht, werden schließlich keineswegs alle Erledigungsfälle 
erfasst, in denen erwartungsgemäß weiterhin eine Gefahr von 
dem Untergebrachten ausgeht. Vielmehr ergeben sich zusätz-
liche »Hürden« sowohl aus dem Gesetzestext selbst als auch 
aus der Gesetzessystematik sowie aus dem Verfahrensrecht. 
Nur einige wenige dieser zusätzlichen »Hürden« möchte ich 
abschließend kurz skizzieren:75

Formelle und materielle Tatbestandsvoraussetzungen

Nach § 66 b Abs. 3 Nr. 1 StGB ist formelle Voraussetzung für 
die nachträgliche »Erlediger-Sicherungsverwahrung«, dass der 
erledigten Unterbringung eine Katalogtat nach § 66 Abs. 3 
S. 1 StGB – mithin ein Verbrechen oder ein Vergehen aus dem 
Bereich der Sexual- oder der (qualifizierten) Körperverletzungs-
delikte oder eine entsprechende Rauschtat – zugrunde liegt; 
Dieben, Betrügern, Nötigern, Sachbeschädigern und einfachen 
Körperverletzern droht keine nachträgliche Sicherungsverwah-
rung.76

Nach § 66 b Abs. 3 Nr. 2 StGB ist materielle Voraussetzung 
außerdem eine gesteigerte Gefährlichkeit (»hohe Wahrschein-

lichkeit« von Taten, »durch welche die Opfer seelisch oder 
körperlich schwer geschädigt werden«). Das Bundesverfas-
sungsgericht verlangt insoweit eine konkrete, auf den Einzelfall 
bezogene hohe Wahrscheinlichkeit der drohenden Taten. Eine 
bloß abstrakte, auf statistische Wahrscheinlichkeiten gestützte 
Prognoseentscheidung reiche nicht aus. Außerdem müsse die 
von dem jeweiligen Betroffenen ausgehende Gefahr gegenwärtig 
sein und die zu prognostizierende Gefährlichkeit sich dadurch 
von einer allgemeinen Rückfallwahrscheinlichkeit abheben.77 
Schwerwiegende Rückfalltaten müssen mithin in einer Weise 
unmittelbar bevorstehen, dass schon jede denkbare Vollzugs-
lockerung von vornherein ausgeschlossen erscheint.78

70 Vgl. Bundestags–Drucksache 15/2887, S. 10, sowie S. 13 f. 

unter Bezugnahme auf das Urteil des BVerfG vom 10. Febru-

ar 2004 – 2 BvR 834/02 u. a. –, NJW 2004, 750, 757; ferner 

BGH, NJW 2005, 2022, 2023 (1. StS); NJW 2006, 1442, 1443 

f. (5. StS); StV 2007, 29 f. (1. StS).

71 Z. B. von Kinzig (2004), 659 f., sowie von Böllinger/Pol-

lähne (2005), § 66 b Rn. 4, und Ullenbruch (2005), § 66 b 

Rn. 35 – 53 m. w. N.; zurückhaltender z. B. Rosenau (2006).

72 BVerfG, NStZ 2007, 87 = R & P 2006, 207, 208; ebenso schon 

BGH, NJW 2006, 531, 534 (2. StS), sowie NStZ 2006, 276, 

277 (4. StS). – In den »Erlediger-Fällen« des § 66 b Abs. 3 StGB 

ist die verfassungsrechtliche Problematik übrigens noch da-

durch ein zusätzliches Stück weit entschärft, dass – anders als in 

den »Vollverbüßer-Fällen« des § 66 b Abs. 1 und 2 StGB – nach 

Verbüßung der verhängten Strafe nicht einfach eine ursprüng-

lich nicht verhängte freiheitsentziehende Maßregel zusätzlich 

»draufgelegt« wird; vielmehr geht es in den Fällen des § 66 b 

Abs. 3 StGB »nur« darum, eine unbefristete freiheitsentziehen-

de (Behandlungs- und Sicherungs-)Maßregel (nach § 63 StGB) 

gegen eine andere freiheitsentziehende (Sicherungs-)Maßregel 

(nach § 66 b StGB) zu ersetzen, sodass den Untergebrachten 

zumindest kein zusätzliches Freiheitsopfer trifft.

73 ... das dabei insbesondere auch zu prüfen hat, ob nicht weniger 

eingriffsintensive Maßnahmen wie die Anordnung und Ausge-

staltung von Führungsaufsicht oder polizeirechtliche Maßnah-

men ausreichen, vgl. BVerfG, NStZ 2007, 87, 88 = R & P 2006, 

207, 209.

74 Vgl. nur Ullenbruch (2007), S. 64 – 66 m. w. N. zu der zwi-

schenzeitlich umfangreich vorliegenden BGH-Rechtsprechung.

75 Eine detaillierte Analyse des in seinen Voraussetzungen in 

vielfacher Weise zweifelhaften § 66 b Abs. 3 StGB würde den 

Rahmen der vorliegenden Abhandlung endgültig sprengen. 

Sie muss daher einer gesonderten Untersuchung vorbehalten 

bleiben.

76 Die in der aktuellen Kommentarliteratur von Tröndle/Fi-

scher (2007), § 66 b Rn. 12, und Ullenbruch (2005), § 66 b 

Rn. 126, vertretene Auffassung, dass der Unterbringung keine 

Katalogtat zugrunde liegen müsse, wenn bereits eine Vorver-

urteilung wegen einer oder mehrerer derartiger Taten vorliegt, 

teile ich nicht; sie überstrapaziert den Gesetzeswortlaut und 

vernachlässigt den Sinnzusammenhang des Gesetzestextes.

77 BVerfG NStZ 2007, 87 f. = R & P 2006, 207, 209; auch schon 

NJW 2004, 750, 757 f.; ebenso jetzt auch BGH, Beschluss vom 

29. September 2006 – 2 StR 324/06 –.

78 Vgl. Schöch (2006), S. 338.
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Der Hang zu erheblichen Taten als ungeschriebenes 
Tatbestandsmerkmal

Nach dem Gesetzestext des § 66 b Abs. 3 StGB entbehrlich 
ist demgegenüber das für die unmittelbare Anordnung von 
Sicherungsverwahrung nach § 66 StGB zentrale Erfordernis des 
Hanges zu erheblichen Taten. In der Sache wird man indessen 
nicht umhin können, den Tatbestand des § 66 b Abs. 3 StGB 
um dieses – ungeschriebene – Erfordernis zu ergänzen. Zwar hat 
der Gesetzgeber ausweislich der Gesetzesbegründung bewusst 
auf die Übernahme des Hang-Merkmals für die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung verzichtet; wegen der im Straf- (und 
Maßregel-)Vollzug bestehenden »künstlichen, da stark kon-
trollierenden und reglementierenden Bedingungen« sei das Vor-
liegen eines Hanges am Ende des Vollzuges und anhand des 
Vollzugsverhaltens letztlich nicht verlässlich einzuschätzen.79 
Zudem hat auch das Bundesverfassungsgericht dieses Erforder-
nis in seiner schon genannten Entscheidung zu § 66 b Abs. 2 
StGB für verzichtbar gehalten; die Feststellung der psycholo-
gischen Tatsache eines Hanges zu erheblichen Straftaten sei 
nicht gleichbedeutend mit der gesetzlich geforderten Prognose 
der künftigen Begehung erheblicher Straftaten, sondern könne 
allenfalls eine Basistatsache für eine solche Prognose darstel-
len. Allerdings hat das Bundesverfassungsgericht gleichzeitig 
bemerkt, dass die Feststellung eines Hanges »im Einzelfall [...] 
gleichwohl geboten sein [kann], wenn andere Basistatsachen 
nicht mit der erforderlichen Sicherheit auf die künftige Bege-
hung erheblicher Straftaten [...] schließen lassen«.80

Eine derartige Konstellation wird man indessen nicht nur im 
Einzelfall, sondern sogar regelhaft anzunehmen haben, wenn 
es um die »Erlediger-Sicherungsverwahrung« geht. Denn im 
Vergleich mit den weiteren Anwendungsfällen des § 66 b StGB 
ist die »Erlediger-Sicherungsverwahrung« durch zwei Beson-
derheiten gekennzeichnet: Den mit der Erledigungserklärung 
gerade verbundenen Wegfall der ursprünglichen (negativen) 
Prognosegrundlage und – zusätzlich – das Fehlen des sonst 
bestehenden, hier indessen durch den Umstand der Erledigungs-
erklärung ersetzten Erfordernisses neuer, nach der Verurteilung 
und vor dem Ende des Freiheitsentzuges hervorgetretener Tat-
sachen, die auf die besondere Gefährlichkeit des Verurteilten 
hinweisen.81 Mit anderen Worten: Das alte Fundament der Ge-
fährlichkeitsprognose ist weggebrochen, ein neues Fundament 
jedoch – noch – nicht gegossen. Hier nun stellt der Hang – die 
auf charakterlicher Anlage beruhende oder durch Übung er-
worbene intensive Neigung zu Rechtsbrüchen, die den Täter 
immer wieder straffällig werden lässt82 – das probate Mittel 
dar, um überhaupt erst die notwendige neue Prognosebasis zu 
schaffen und die sich nicht zuletzt vor dem Hintergrund des 
Verhältnismäßigkeitserfordernisses auftuende Legitimationslü-
cke für die nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung 
in den Erledigungs-Fällen zu schließen.

Dies erweist sich übrigens auch deshalb als sachgerecht, weil 
anderenfalls für die ursprüngliche, bereits mit der Verurteilung 
angeordnete Sicherungsverwahrung – strengere – Vorausset-
zungen gälten als für die nachträgliche Sicherungsverwahrung, 
ohne dass dafür triftige Gründe erkennbar wären,83 und weil 
außerdem anders die – auch in den Fällen der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung84 – nach zehn Jahren der Unterbringung 
in der Sicherungsverwahrung gemäß § 67 d Abs. 3 StGB vor-
geschriebene Prüfung, ob weiterhin die Gefahr besteht, dass 
der Untergebrachte gerade »infolge seines Hanges« erhebliche 
Straftaten begehen wird, nicht sinnvoll vorgenommen werden 
könnte.85

Nur abrundend sei schließlich angemerkt, dass das Hang-Er-
fordernis ein zugleich notwendiges und angemessenes Korrektiv 
auch für eine besonders problematische Fallgruppe darstellt. 
Schon im Gesetzgebungsverfahren war kritisiert worden, dass 
der neue § 66 b Abs. 3 StGB das Institut der Sicherungsver-
wahrung grundsätzlich verändere, weil er »die Sicherungs-
verwahrung von der Notwendigkeit verschuldeter, mit einem 
Mindeststrafmaß geahndeter Anlasstaten [löse]«.86

Nimmt man diese Vorschrift beim Wort, kann danach Siche-
rungsverwahrung nämlich erstmals auch gegen Täter angeord-
net werden, die ihre Anlasstat(en) in schuldunfähigem Zustand 
begangen haben.87 Und diese Konstellation scheint mir keines-
falls nur theoretischer Natur zu sein. Vielmehr kommt es z. B. 
durchaus vor, dass sich erst in der Maßregelklinik klärt, dass 
es sich bei der akuten Psychose in der Tatsituation keineswegs 
um die Erstmanifestation einer überdauernden Erkrankung, 
sondern nur um ein einmaliges Phänomen handelte, das zwar 
eine Dekulpation, jedoch – mangels »Zustands« – keine Un-
terbringung rechtfertigt. Legt man bei dieser Sachlage dann 
den Hang-Maßstab an, wird sich erwartungsgemäß schnell 
herausstellen, dass die Anlasstat der erledigten (Fehl-)Unter-
bringung auch nicht als Anlasstat für die nachträgliche An-
ordnung von Sicherungsverwahrung taugt, weil sie als ihrer 
Art nach einmaliges Ereignis keine Basis für eine ungünstige 
Gefährlichkeitsprognose schafft.

Keine »Erlediger-Sicherungsverwahrung« bei vollstreckbarem 
Strafrest

Aus der Zusammenschau einerseits der beiden ersten Absätze 
und andererseits des dritten Absatzes des § 66 b StGB sowie aus 
dem gemeinsamen Sinn dieser Vorschriften, eine nachträgliche 
präventive Sicherungsmöglichkeit für die Fälle anzubieten, in 
denen keine bereits im Urteil verhängte Rechtsfolge mehr zu 
vollstrecken ist, ergibt sich schließlich die wohl am weitesten 
reichende und faktisch bedeutsamste Einschränkung für den 
Anwendungsbereich der »Erlediger-Sicherungsverwahrung«: 
Nach der erklärten Vorstellung des Gesetzgebers soll die Vor-
schrift des § 66 b Abs. 3 StGB nämlich in erster Linie diejenigen 
Fälle erfassen, in denen nach der Erledigung der psychiatrischen 
Unterbringung sonst nichts mehr zu vollstrecken ist, während 
in den Fällen, in denen nach Erledigung der Maßregel noch 
eine parallel verhängte Freiheitsstrafe zu vollstrecken bleibt, 
»zunächst kein Bedürfnis für die nachträgliche Anordnung der 
Sicherungsverwahrung nach § 66 b Abs. 3 StGB« bestehe; denn 

79 Vgl. Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 13; dem folgend 

Lackner/Kühl (2004), § 66 b Rn. 8.

80 BVerfG, NStZ 2007, 87, 88 = R & P 2006, 207, 208 f.

81 Zu dem Erfordernis »neuer Tatsachen« vgl. erneut Ullen-

bruch (2007), S. 64 – 66 m. w. N.

82 Vgl. nur Tröndle/Fischer (2007), § 66 Rn. 18 m. w. N.

83 Vgl. Rosenau (2006), S. 304 f.

84 Vgl. Bundestags-Drucksache 15/2887, S. 14.

85 Vgl. BGH, NStZ 2006, 568, 570; ebenso schon Streng 

(2006), S. 96; ferner Tröndle/Fischer (2007), § 66 b 

Rn. 20 f.; außerdem Böllinger/Pollähne (2005), § 66 b 

Rn. 12.

86 Stellungnahme des Bundesrates zum (Regierungs-)Entwurf eines 

Gesetzes zur Einführung der nachträglichen Sicherungsver-

wahrung, in: Bundestags-Drucksache 15/2945, S. 2 f.; ebenso 

Ullenbruch (2005), § 66 b Rn. 49.

87 Darauf weist auch schon Boetticher (2005), 417 f., hin.
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hier komme bereits die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
nach § 66 b Abs. 1 und 2 StGB in Betracht.88

An dieser Stelle wird zwar besonders deutlich, dass sich 
die »Erlediger-Sicherungsverwahrung« keineswegs bruchlos 
in das System der Sicherungsverwahr-Vorschriften einfügen 
lässt. Denn es gibt an sich keinen sachlichen Grund, falsch 
Schuldunfähige und falsch Schuldgeminderte unterschiedlich 
zu behandeln; das indessen ist gar nicht zu vermeiden, wenn 
den nach § 66 b Abs. 3 StGB zu behandelnden falsch Schuld-
unfähigen sofort das scharfe Schwert der nachträglichen Si-
cherungsverwahrung droht, während die in den »Genuss« 
der Anwendung des § 66 b Abs. 1 und 2 StGB kommenden 
falsch Schuldgeminderten zunächst noch eine »Galgenfrist« 
erhalten, innerhalb derer sie sich im Strafvollzug »bewähren« 
können und an deren Ende die nachträgliche Sicherungsverwah-
rung – anders als in den Fällen des § 66 b Abs. 3 StGB – auch 
nur dann angeordnet werden darf, wenn im Vollzugsverlauf 
neue, auf eine gesteigerte Gefährlichkeit hindeutende Tatsachen 
erkennbar geworden sind.89 Unbestreitbar richtig ist allerdings, 
dass ein Bedürfnis für die nachträgliche Anordnung von Si-
cherungsverwahrung nach § 66 b Abs. 3 StGB solange nicht 
besteht, wie der (frühere) Maßregelpatient noch im Strafvollzug 
sicher untergebracht ist. Und zumal dann, wenn noch längere 
Strafreste zu vollstrecken sind, ist andererseits auch nicht einzu-
sehen, weshalb der »Erlediger« am Ende der Strafvollstreckung 
anders und – wegen des Verzichts des § 66 b Abs. 3 StGB auf 
das Erfordernis »neuer Tatsachen« – strenger behandelt wer-
den sollte als seine Mitgefangenen, nur weil er früher einmal 
fehluntergebracht war.

Getrennte Verfahren für Erledigung und Sicherungsverwahrung

Eine »Hürde« stellt schließlich auch das Verfahrensrecht inso-
fern auf, als es unterschiedliche gerichtliche Zuständigkeiten 
und unterschiedliche Verfahren für die Maßregelerledigung 
einerseits und die nachträgliche Anordnung der Sicherungs-
verwahrung andererseits vorsieht. Über die Erledigung der 
Unterbringung ist mithin unabhängig von der erst später und 
durch ein anderes Gericht zu treffenden Entscheidung über die 
nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung zu befin-
den; eine Entscheidung »aus einer Hand« gibt es nicht.

Das Erledigungsverfahren liegt – als Verfahren über die stets 
mit zu prüfende Aussetzung der Vollstreckung der Unterbringung 
in einem psychiatrischen Krankenhaus zur Bewährung – bei der 
großen, mit drei Berufsrichtern besetzten Strafvollstreckungs-
kammer, §§ 78 a, 78 b Abs. 1 Nr. 1 GVG. Die Entscheidung 
ergeht ohne (förmliche) mündliche Verhandlung durch – mit 
der sofortigen Beschwerde zum Oberlandesgericht angreifba-
ren – Beschluss, wobei zuvor an sich nur Staatsanwaltschaft und 
Untergebrachter angehört werden müssten, §§ 462, 463 Abs. 5 
StPO. Faktisch wird freilich die Maßregelklinik stets beteiligt 
sein, geht es doch um die diagnostische und prognostische Ein-
schätzung des Untergebrachten. Wegen der bei der Erledigungs-
entscheidung stets im Auge zu behaltenden »Abschiebungs«-
Problematik wird es sich im Übrigen stets empfehlen, einen 
klinikfremden Sachverständigen hinzuzuziehen.

Die nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung ist 
demgegenüber der Strafkammer zugewiesen, die bereits im Er-
kenntnisverfahren erstinstanzlich entschieden – und womöglich 
eine von vornherein verfehlte Unterbringung in einem psychi-
atrischen Krankenhaus angeordnet – hatte, § 74 f Abs. 1 GVG. 
Die Strafkammer ist dabei auch dann mit drei Berufsrichtern 
und zwei Schöffen besetzt, wenn sie im Erkenntnisverfahren in 

der Besetzung mit nur zwei Berufsrichtern und zwei Schöffen 
verhandelt hatte, § 74 f Abs. 3, 2. Halbsatz GVG. Sie ent-
scheidet auch im nachträglichen Sicherungsverwahr-Verfahren 
auf der Grundlage einer förmlichen Hauptverhandlung durch 
Urteil, § 275 a Abs. 2 StPO, das nur mit der Revision zum 
Bundesgerichtshof angefochten werden kann. In der Hauptver-
handlung nimmt die Strafkammer insbesondere die Gutachten 
zweier Sachverständiger entgegen, die zwar schon im früheren 
Erkenntnisverfahren tätig, jedoch keinesfalls im Rahmen des 
Strafvollzugs oder der Unterbringung mit der Behandlung des 
Verurteilten befasst gewesen sein dürfen, § 275 a Abs. 4 S. 2 
und 3 StPO. Als Gutachter kommen dabei sowohl Psychiater 
als auch Psychologen oder Kriminologen in Betracht.90 Sie wer-
den sich in ihren – von einander unabhängigen – Gutachten 
insbesondere zur Gefährlichkeitsprognose zu äußern haben, 
während die Erledigungsentscheidung in diesem Verfahren 
keiner weiteren materiellen Überprüfung unterliegt.91
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R & PNachträgliche Sicherungsverwahrung nach Erledigung der 
Unterbringung gemäß § 63 StGB: wirkungslose Norm oder 
Auftakt zum Abschiebespiel?
Norbert Schalast

Seit der Einführung des Maßregelrechts wurde vonseiten der psychiatrischen Krankenhäuser das Anliegen artiku-
liert, Patienten unter bestimmten Umständen in Einrichtungen des Justizvollzugs verlegen zu können. Dem hat sich 
der Gesetzgeber lange verschlossen. Mit dem eilig verabschiedeten Gesetz über die nachträgliche Sicherungsver-
wahrung wurde im Jahre 2004 eine entsprechende Möglichkeit eingeführt. Im ersten Schritt setzt die »Erledigung« 
der Unterbringung voraus, dass der Zustand, der die Zubilligung aufgehobener oder verminderter Schuldfähigkeit 
rechtfertigte, nicht mehr vorliegt. Im zweiten Schritt ist zu beurteilen, ob der Betreffende mit hoher Wahrscheinlich-
keit erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer geschädigt werden. 
Gerade die Voraussetzungen der Erledigung sind kaum objektivierbar und eröffnen einen großen Spielraum für 
entsprechende Entscheidungen. Es wird erörtert, woran die Umsetzung des zweistufigen Verfahrens in der Praxis 
bisher gescheitert ist.
Schlüsselwörter: Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus, Erledigung, Schuldfähigkeit bei Persönlichkeitsstö-
rungen

Preventive detention after termination of hospital orders in Germany: Ineffective legal measure or overture to 
a play of transferral?
Since the law providing forensic psychiatric detention was introduced into the German penal code in the 1930ies, 
forensic mental hospitals asked for an opportunity to transfer patients to prison under certain conditions. Finally in 
2004, this opportunity was provided by a law on »subsequent preventive detention«. In a first step, a court has to 
ascertain that the mental illness or derangement justifying diminished responsibility or exculpation of an offender 
does not exist any longer. In a second step, another court has to consider the offender as materially dangerous to 
the public. Especially the assessment required for the first decision appears arbitrary to a high degree. The obstacles 
to apply the two step procedure in practice are discussed.
Key words: Forensic psychiatry, hospital order, criminal responsibility, personality disorder, German penal code

Einführung

Die Zweigleisigkeit des bundesdeutschen Strafrechts hat be-
kanntlich einen einfachen Grund: Strafe setzt Schuld voraus. 
Wird einem Täter wegen eines der in § 20 StGB genannten 
Merkmale die strafrechtliche Verantwortlichkeit abgesprochen, 
so kann er nicht bestraft werden. Das Maßregelrecht ermög-
licht es, gleichwohl Freiheitsentziehung – die Unterbringung im 
psychiatrischen Krankenhaus – anzuordnen, wenn die Exkul-
pation aufgrund eines überdauernden krankhaften Zustandes 
erfolgt und der Betreffende aufgrund eben dieses Zustandes 
für die Allgemeinheit gefährlich ist. Wird in einem solchen 
Fall gemäß § 21 StGB verminderte Schuldfähigkeit zugebilligt, 
erfolgt die Anordnung der Unterbringung neben einer (ggf. 
gemilderten) Strafe.

Die Unterbringung setzt voraus, dass die Gefährlichkeit der 
Person aus dem Zustand resultiert, der auch die Minderung 
oder Aufhebung der Schuldfähigkeit verursacht. Die Tat, welche 
Gegenstand des (Unterbringungs-)Verfahrens ist, soll gleichsam 
den Charakter eines Symptoms der Störung oder Erkrankung 
haben (Konrad 1993). Paradebeispiel ist das Gewaltdelikt 
eines psychotisch erkrankten Täters, der die Tat in Befolgung 
imperativer Stimmen ausgeführt hat.

Die Unterbringung im Maßregelvollzug darf nur so lange 
andauern, wie der Betreffende für sein Umfeld gefährlich er-

scheint. Wenn zu erwarten ist, dass er in Freiheit keine erheb-
lichen rechtswidrigen Taten mehr begehen wird, so ist er zu 
entlassen (§ 67 d Abs. 2 StGB). Ist ein Patient dauerhaft gefähr-
lich, ergeben sich entsprechend lange Unterbringungszeiten. Die 
Behandlungsaussichten spielen bei der Entscheidung über eine 
Unterbringung im Prinzip keine Rolle.

Neben der Aussetzung der Unterbringung zur Bewährung 
existierte lange Zeit kein relevanter »Nebenausgang« aus der 
Maßregel. Die zwingende und langfristige Zuständigkeit für 
bestimmte schwierige Patienten war für die forensischen Kli-
niken seit Einführung des Maßregelrechts ein Ärgernis. Schon 
1936 hat Trunk darauf hingewiesen, dass Täter, die für eine 
Behandlung ungeeignet seien, die Heilanstalten unnötig be-
lasteten, weshalb bei ihnen die Verwahrung in Einrichtungen 
des Strafvollzugs sinnvoller sei. Die Kritik betraf vor allem 
Patienten mit Persönlichkeitsstörungen, und unter ihnen 
besonders die »Dissozialen«, mit denen die Psychiatrie sich 
schon immer schwer getan hat (Leygraf 1992). Die Klagen 
der Klinikvertreter konnten den Gesetzgeber jedoch jahr-
zehntelang nicht erweichen. Vermutlich standen die politisch 
Verantwortlichen der forensischen Psychiatrie als Institution 
insgesamt eher kritisch gegenüber, besonders auch nach der 
deprimierenden Bilanz, die die Psychiatrieenquete der Bun-
desregierung im Jahre 1975 gezogen hatte. Darüber hinaus 
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hatte vielleicht auch die Position Raschs einiges Gewicht, dass 
es eines zwingenden Behandlungsauftrags bedarf, damit für 
bestimmte Menschen Behandlungskonzepte entwickelt werden 
(Burghard & Rasch 1985).

Die aktuellen Kapazitätsprobleme des Maßregelvollzugs ha-
ben zu einer Aktualisierung der Debatte über »fehlplatzierte 
Patienten« beigetragen: während nämlich einerseits ein Anstieg 
bei der Zahl der jährlichen Unterbringungen zu verzeichnen ist, 
haben sich im Vergleich zu den 80er-Jahren die Entlassungs-
quoten etwa halbiert (Seifert et al. 2001). Die Verwaltungen 
stehen angesichts der Aufgabe, ausreichende Behandlungsplätze 
zu schaffen, unter erheblichem Druck.

Erledigung der Maßregel

§ 67 c StGB regelt den Vollzug einer Unterbringung bei spä-
terem Beginn. Im Absatz 2 geht es um den in der Praxis un-
gewöhnlichen Fall, dass die Unterbringung drei Jahre nach 
Rechtskraft ihrer Anordnung noch nicht vollzogen wurde. Der 
Absatz endet mit dem unauffälligen Satz 5: »Ist der Zweck der 
Maßregel erreicht, so erklärt das Gericht sie für erledigt.« Aus 
dem Kontext ergibt sich eindeutig, dass es um Fälle geht, in 
denen die Unterbringung erst gar nicht angetreten wurde.

Auf wundersame Weise hat die richterliche Rechtsfortbil-
dung jedoch einen Weg gefunden, in Analogie zu diesem Satz 5 
die Unterbringung zu »erledigen«, wenn sich nach Beginn der 
Vollstreckung einer Maßregel nach § 63 StGB herausstellt, dass 
die Voraussetzungen derselben nicht bzw. nicht mehr vorliegen 
(vgl. Koller 2007 in diesem Heft). Bei diesen Voraussetzungen 
geht es insbesondere um den krankhaften Zustand, der die 
Ex- bzw. Dekulpierung des Untergebrachten begründete (denn 
im Falle der Beseitigung der anderen Voraussetzung der Unter-
bringung, der Gefahr erheblicher rechtswidriger Handlungen, 
hat ja eine Aussetzung der Unterbringung zur Bewährung zu er-
folgen). Das Vorgehen wurde durchaus kontrovers diskutiert,1 
fand jedoch auch verfassungsrechtliche Billigung (BVerfG NJW 
1995, 2405, 2406). Es hat in der Praxis beträchtliche Bedeutung 
erlangt: im Jahre 2002 lag mehr als einem Viertel der insgesamt 
322 Entlassungen aus dem Maßregelvollzug gemäß § 63 StGB 
eine Erledigungserklärung zugrunde (Kröniger 2004).

Mit dem Gesetz über die Einführung der nachträglichen Si-
cherungsverwahrung vom 23. Juli 2004 (BGBl. I, 1838) wurde 
diese Rechtsprechung in Gesetzesform umgesetzt. Satz 1 des 
neuen § 67 d Absatz 6 besagt: »Stellt das Gericht nach Beginn 
der Vollstreckung der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus fest, dass die Voraussetzungen der Maßregel nicht 
mehr vorliegen oder die weitere Vollstreckung der Maßregel 
unverhältnismäßig wäre, so erklärt es sie für erledigt.« Erle-
digungsentscheidungen gemäß § 67 d Absatz 6 StGB können 
damit drei Fallgruppen betreffen: Die Voraussetzungen der 
Maßregel liegen nicht mehr vor, weil (a) der Untergebrachte 
nicht mehr gefährlich ist oder weil er (b) nicht mehr krank 
erscheint (»nicht [mehr] an einem die Schuldfähigkeit ausschlie-
ßenden oder vermindernden Zustand im Sinne der §§ 20, 21 
StGB leidet, der zur Anordnung der Maßregel geführt hat«).2 
Erledigungsentscheidungen können (c) erfolgen, wenn der wei-
tere Vollzug der Maßregel außer Verhältnis zum Gewicht der 
bedrohten Rechtsgüter stünde.

Die Fallkonstellationen (a) und (c) sollen hier nicht näher 
diskutiert werden und erscheinen auch wenig problematisch. 
Entscheidend ist vielmehr die Option (b), die eine Beendigung 
auch in Fällen ermöglicht, in denen von Patienten weitere er-
hebliche Risiken ausgehen. Auf diese bezieht sich Absatz 3 

des neuen § 66 b StGB (Nachträgliche Anordnung der Siche-
rungsverwahrung).

Nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung 
(§ 66 b StGB)

Gemäß § 66 b Absatz 3 StGB kann ein ehemaliger Patient des 
Maßregelvollzugs nach einer Erledigungsentscheidung in der 
Sicherungsverwahrung untergebracht werden:

»Ist die Unterbringung in einem psychiatrischen Kranken-
haus nach § 67 d Abs. 6 für erledigt erklärt worden, weil der 
die Schuldfähigkeit ausschließende oder vermindernde Zustand, 
auf dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt der Erledi-
gungsentscheidung nicht bestanden hat, so kann das Gericht 
die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich 
anordnen, wenn

1.) die Unterbringung des Betroffenen nach § 63 wegen 
mehrerer der in § 66 Abs. 3 Satz 1 genannten Taten angeordnet 
wurde oder wenn der Betroffene wegen einer oder mehrerer 
solcher Taten, die er vor der zur Unterbringung nach § 63 füh-
renden Tat begangen hat, schon einmal zu einer Freiheitsstrafe 
von mindestens drei Jahren verurteilt oder in einem psychiatri-
schen Krankenhaus untergebracht worden war und

2.) die Gesamtwürdigung des Betroffenen, seiner Taten und 
ergänzend seiner Entwicklung während des Vollzugs der Maß-
regel ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche 
Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder 
körperlich schwer geschädigt werden.«

Die Erledigungsregelung (§ 67 d Abs. 6 StGB) ist nicht zufäl-
lig mit dem Gesetz über die nachträgliche Sicherungsverwah-
rung verabschiedet worden. § 67 d Abs. 6 StGB und § 66 b StGB 
(Nachträgliche Sicherungsverwahrung) Absatz 3 sind eng auf-
einander bezogen. Die gesetzgeberische Maßnahme eröffnet die 
jahrzehntelang eingeforderte Möglichkeit, gefährliche Unterge-
brachte unter bestimmten Voraussetzungen in die Sicherungs-
verwahrung überführen zu können und stellt damit prinzipiell 
einen bedeutenden rechtspolitischen Einschnitt dar.

Ich gehe davon aus, dass von Erledigungen mit anschließender 
Anordnung von Sicherungsverwahrung – obwohl die Regelung 
bisher scheinbar »ins Leere geht« (Ullenbruch 2007), s. u. – 
langfristig vor allem Patienten mit Persönlichkeitsstörungen 
betroffen sein werden, deren Störung im Unterbringungsver-
fahren als »schwere andere seelische Abartigkeit« gewertet und 
denen gemäß § 21 StGB verminderte Schuldfähigkeit zugebilligt 
wurde. Der Krankheitswert der dem »4. Eingangsmerkmal« 
subsumierbaren Störungen wurde jahrzehntelang kontrovers 
debattiert, die Grenze zwischen »gesund« (im Sinne einer blo-
ßen Persönlichkeitsakzentuierung) und »krank« (im Sinne er-
heblicher funktioneller Beeinträchtigung) ist durchaus fließend 
und unterliegt gesellschaftlichen Stimmungen und Einflüssen. 
Dies wird etwa deutlich, wenn aus einem führenden Institut 
für Forensische Psychiatrie berichtet wird, dass nach einem 
Dynastiewechsel die Quote der gemäß § 21 StGB dekulpierten 
Gutachtenprobanden halbiert werden konnte (Gerstenfeld 
2000). Unwägbarkeiten bei der Beurteilung von Menschen 
mit Persönlichkeitsstörungen (bzw. -auffälligkeiten) sollen im 
Folgenden näher beleuchtet werden.

1 Siehe Beitrag von Koller in diesem Heft, Fn. 6 u. 7

2 Gesetzentwurf der Bundesregierung; Bundestagsdrucksache 

15/2887, S. 10
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Zu den Unwägbarkeiten bei der Diagnostik und Beurteilung 
von Persönlichkeitsstörungen

Für die Feststellung einer Persönlichkeitsstörung und ihre fo-
rensische Wertung gibt es auf mehreren Ebenen beträchtliche 
Ermessensspielräume.

Nach den Klassifikationssystemen müssen zunächst allge-
meine Kriterien einer Persönlichkeitsstörungsdiagnose erfüllt 
sein, bevor das Vorliegen der Merkmale einer spezifischen Per-
sönlichkeitsstörung geprüft wird. Die ICD-10 (Dilling et al. 
2005) nennt sechs allgemeine diagnostische Leitlinien. Danach 
wird unter anderem gefordert:

(3) Das auffällige Verhaltensmuster ist tief greifend und in 
vielen persönlichen und sozialen Situationen eindeutig unpas-
send.

(5) Die Störung führt zu deutlichem subjektiven Leiden, 
manchmal jedoch erst im späteren Verlauf.

(6) Die Störung ist meistens mit deutlichen Einschränkungen 
der beruflichen und sozialen Leistungsfähigkeit verbunden.

Es wird vom Gutachter also eine quantifizierende Einschät-
zung gefordert, die nur auf einen mehr oder weniger subjektiven 
Maßstab Bezug nehmen kann. Ob dem Probanden »deutliches 
subjektives Leiden« zugebilligt wird, hängt etwa durchaus von 
der Empathie des Gutachters ab sowie von seiner Bereitschaft, 
von dieser auch Gebrauch zu machen. (Mit einem »mitfühlen-
den« Gutachten über einen Menschen, der etwa eines sexuellen 
Gewaltdelikts beschuldigt wird, riskiert ein Gutachter heutzu-
tage erhebliche öffentliche Missbilligung.)

Im nächsten Schritt geht es um die Einschätzung des Pro-
banden hinsichtlich spezifischer Störungen bzw. Symptome. In 
wissenschaftlichen Studien erreicht die Diagnose von Persön-
lichkeitsstörungen eine befriedigende Zuverlässigkeit, wenn 
Urteiler einheitliche diagnostische Instrumente verwenden, für 
deren Anwendung sie speziell geschult wurden (vgl. Maier et 
al. 1992, Bohus et al. 2004). Wie auch eigene, noch unveröf-
fentlichte Daten zeigen, wachsen die Urteilerunterschiede bei 
Verwendung unterschiedlicher Instrumente ganz erheblich. Es 
ist in dem Zusammenhang auch bemerkenswert, wie deutlich 
sich die Ergebnisse von Studien zur allgemeinen Prävalenz von 
Persönlichkeitsstörungen in der Bevölkerung unterscheiden 
(Torgersen et al. 2001).

Die klinisch- und forensisch-diagnostische Praxis hat sich 
in der Vergangenheit durch Methodenvielfalt und eine gewisse 
Willkür ausgezeichnet. Fraglich war schon, ob ein Gutachter 
sich bei der Verwendung von Etiketten wie »narzisstische, schi-
zoide, emotional instabile Persönlichkeitsstörung« eng an den 
Klassifikationssystemen (ICD, DSM) orientierte. Erhebliche Ab-
weichungen der Verständniskonzepte von bestimmten Störungen 
(wie der »Borderlinestörung«) waren verbreitet. Es ist davon 
auszugehen, dass gerade die Klassifikationssysteme Definitions- 
und Verständnisprobleme gemindert haben. Boetticher et al. 
(2005) fordern dazu auf, sie bei der Diagnose einer Persönlich-
keitsstörung »zu berücksichtigen«.

Doch auch dann, wenn Diagnostiker sich an einheitlichen 
Störungsdefinitionen orientieren, gibt es Unsicherheiten der 
Beurteilung auf mehreren Ebenen:

Zum Ersten gibt es bei der Bewertung des Verhaltens eines 
Probanden im Hinblick auf spezifische Störungssymptome ei-
nen mehr oder weniger großen Ermessensspielraum. Manche 
in den Diagnosesystemen aufgeführten Symptome sind gut ob-
jektivierbar, andere deutlich weniger. Bestimmte Eigenarten 
und Funktionsdefizite von Menschen mit Persönlichkeitsstö-
rungen werden nicht deutlich in dem, was diese mit Worten 

mitteilen, sie manifestieren sich als »Störungen des Sozialen« 
(Streeck 2002), und dies bisweilen kaum im Rahmen eines 
punktuellen Untersuchungskontaktes. (Daher sind gerade bei 
der Beurteilung von Persönlichkeitsstörungen mehrere Unter-
suchungssitzungen wichtig und fremdanamnestische Angaben 
häufig aufschlussreich.)

Der nächste Schritt des diagnostischen Prozesses besteht da-
rin, aus dem Vorhandensein oder Fehlen einzelner Symptome 
eine Diagnose abzuleiten. Hierzu liefern die Klassifikations-
systeme klare Anweisungen. Es stellt sich jedoch die Frage, ob 
Diagnosen im klinischen oder gutachterlichen Alltag tatsächlich 
eng angelehnt an diese Anweisungen gestellt werden.

Wird nun einer Person eine Persönlichkeitsstörungsdiag-
nose zugewiesen, so ergeben sich auch daraus nicht automa-
tisch Konsequenzen für die gutachterliche Einschätzung ihrer 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Trotz des konzeptionellen 
Bemühens, die Schwelle für die Diagnosestellung – durch die 
Berücksichtigung der »allgemeinen Kriterien« – hoch zu setzen, 
gelten Persönlichkeitsstörungen noch nicht einmal als Krank-
heitsentitäten im nosologischen Sinne. Man versteht sie viel-
mehr eher als wenig trennscharfe Kategorien zur Beschreibung 
akzentuierter dysfunktionaler Persönlichkeitscharakteristika 
(Herpertz & Saß 2003). Im Rahmen der Begutachtung kommt 
es darauf an, erstens den Schweregrad der jeweiligen Störung 
und der mit ihr verbundenen Leistungseinbußen zu prüfen und 
darzulegen und zweitens herauszuarbeiten, welcher symptoma-
tische Zusammenhang zwischen Störung und Tat besteht. Dies 
kann zwar als ein allgemeines Prinzip der Schuldfähigkeitsbe-
gutachtung gelten, ihm kommt aber bei der Einschätzung von 
Menschen mit Persönlichkeitsstörungen sicher ganz besonderes 
Gewicht zu.

Die von Boetticher et al. (2005) vorgestellten »Mindestan-
forderungen für Schuldfähigkeitsgutachten« leisten naturgemäß 
keinen Beitrag zur Verbesserung der Qualität (Zuverlässigkeit 
und Gültigkeit) klinischer Diagnosen, verdeutlichen jedoch 
die Aufgabenstellung des Sachverständigen, formulieren An-
forderungen an eine vollständige Datenerhebung und sach-
gerechte Diagnostik und schlagen Kriterien zur rechtlichen 
Einordnung von Befunden vor. Über einige der angeführten 
Kriterien ließe sich trefflich streiten (etwa die Brauchbarkeit 
fremdanamnestischer Angaben früherer Sexualpartner/-innen 
für den Ausschluss oder die Objektivierung paraphiler Nei-
gungen eines Täters), was hier aus Platzgründen nicht vertieft 
werden kann. Es fällt auf, dass für die Beurteilung der Ein-
sichts- und Steuerungsfähigkeit recht schlichte Anhaltspunkte 
aufgezeigt werden – bei Persönlichkeitsstörungen zum Beispiel 
Tatvorbereitung, planmäßiges Vorgehen bei der Tat, komplexer 
Handlungsablauf in Etappen, Vorsorge gegen Entdeckung –, 
deren Feststellung eigentlich keine aufwendige psychiatrisch-
psychologische Untersuchung erfordert. Dies korrespondiert 
mit der Erfahrung, dass man heutzutage das Ergebnis einer 
Begutachtung – gerade bei spektakulären Verbrechen – im 
Allgemeinen gut vorhersagen kann, wenn man einige wenige 
Tatumstände kennt. Der Verdacht einer »partiellen Rollen-
identität« von Gericht und Sachverständigen (Eisenberg 2005) 
erscheint insofern berechtigt.

Es bleibt zusammenzufassen, dass es bei der diagnostischen 
Einschätzung von Persönlichkeitsstörungen manche Unwägbar-
keiten gibt. Klinische Diagnosen sind gerade hier von begrenz-
ter Zuverlässigkeit. Ermessensspielräume bei der forensischen 
Beurteilung lassen sich auch nicht durch Verweis auf ein Refe-
renzsystem irgendwelcher Art beseitigen (Saß & Habermeyer 
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2007). Im aktuellen Diskurs wird zudem weitgehend ausge-
blendet, dass bei der Beurteilung eines konkreten Täters – ähn-
lich wie bei der gefährlichkeitsprognostischen Einschätzung 
– grundsätzlich zwei Möglichkeiten einer Fehleinschätzung 
bestehen: ihm kann zu Unrecht ein krankheitsartiger, eine De-
kulpierung begründender Zustand zugeschrieben werden, und 
eine schuldfähigkeitsrelevante Störung kann übersehen werden. 
Letzteres taucht in der aktuellen Debatte nicht auf (obwohl 
sich ohne Frage viel mehr kranke und schwer gestörte Gefan-
gene im Strafvollzug als gesunde Patienten im Maßregelvollzug 
befinden). Neben eindeutigen Fehleinschätzungen gibt es die 
relevante Gruppe, bei der es auf der gutachterlichen Seite fak-
tisch einen Ermessensspielraum gibt. Dies scheint aus der Sicht 
vieler Vertreter des Fachs das »Selbstverständnis einer exakten 
Wissenschaft (zu tangieren), die allzu gerne reliable, jederzeit 
reproduzierbare und deshalb auch (forensisch) überprüfbare 
Ergebnisse liefern möchte« (Maatz 2007, S. 153). Die Gruppe, 
bei der es einen Ermessensspielraum gibt, hat für die hier zur 
Diskussion stehende Problematik besonderes Gewicht.

Wenn der Zustand nicht mehr vorliegt ...

§ 67 d Absatz 6 StGB benennt einen scheinbar unspektakulären 
und naheliegenden Sachverhalt: Wenn die Voraussetzungen 
der Maßregel nicht mehr vorliegen, so erklärt das Gericht sie 
für erledigt. Die Maßregel hat zwei wesentliche Vorausset-
zungen: zum einen mindestens eine erhebliche Einschränkung 
der Schuldfähigkeit zum Zeitpunkt der Tat und zum Zweiten 
fortbestehende Gefährlichkeit. Für den Fall der Beseitigung 
von Gefährlichkeit wäre eine neue gesetzliche Regelung nicht 
erforderlich gewesen. Hier sieht ja schon § 67 d Absatz 2 StGB 
die Entlassung aus der Unterbringung vor. Bei § 67 d Absatz 6 
StGB geht es vor allem um die andere Voraussetzung der Un-
terbringung: die Feststellung erheblich verminderter Schuld-
fähigkeit.

Aus den obigen Ausführungen zu den Unwägbarkeiten des 
Beurteilungsverfahrens lässt sich herleiten, dass die Ermessens-
spielräume auch für eine Erledigungsentscheidung beträchtlich 
sind. Wenn man ehrlich ist, eröffnet die neue Regelung – etwas 
verklausuliert – eine Möglichkeit, die Feststellungen des erken-
nenden Gerichtes zur Schuldfähigkeit im Nachhinein ohne ein 
Wiederaufnahmeverfahren zu »korrigieren«. Die Frage, ob dies 
in verfassungsrechtlich bedenklicher Weise in die Rechtskraft 
des ergangenen Urteils eingreift, stellt sich nach Ansicht des Ge-
setzgebers überhaupt nicht. Die über eine Erledigung entschei-
dende Strafvollstreckungskammer habe sich »nur mit der Frage 
zu befassen, ob im Zeitpunkt seiner Entscheidung der Zustand 
besteht. Die Frage, ob möglicherweise bereits die Unterbrin-
gungsdiagnose fehlerhaft war, stellt sich im Erledigungsverfah-
ren nicht. Denn zum einen unterliegt im Erledigungsverfahren 
im Hinblick auf die fortbestehende Rechtskraft des erkennen-
den Urteils nur der gegenwärtige und nicht der frühere Zustand 
des Untergebrachten der Beurteilung des Gerichts (vgl. BVerfG 
NJW 1995, 2405, 2406). Zum anderen kann im Rahmen die-
ses Verfahrens auch aus tatsächlichen Gründen immer nur 
über die gegenwärtige Sachlage entschieden werden, weil nur 
zur gegenwärtigen psychischen Situation des Untergebrachten 
hinreichende gutachterliche Feststellungen getroffen werden 
können« (BT-Drs. 15/2887, S. 14). Dies ist nun bemerkens-
wert im Hinblick auf Anforderungen, die an die diagnostische 
Beurteilung von Persönlichkeitsstörungen allgemein gestellt 
werden: Hier wird gerade hervorgehoben, dass diese sich auf 
einen Verhaltenslängsschnitt beziehen und überdauernde Ver-

haltensmuster bewertet werden müssten (Boetticher et al. 
2005, siehe D I.1). Im Erledigungsverfahren sollen die Gerichte 
jedoch mehr als einen aktuellen Querschnittsbefund gar nicht 
erheben dürfen (vgl. Koller 2007, in diesem Heft). Das erhöht 
den Spielraum für Erledigungsentscheidungen erheblich und 
lässt sie durchaus willkürlich erscheinen.

Dies hat noch einen besonderen klinischen Hintergrund. 
Wie beschrieben handelt es sich bei Persönlichkeitsstörungen 
um weniger »harte« psychiatrische Diagnosen. Ob man ihnen 
im Einzelfall Krankheitswert zubilligt, richtet sich auch nach 
den oben erläuterten allgemeinen diagnostischen Leitlinien. 
Nach diesen soll die Störung zu deutlichem subjektivem Leiden 
führen und mit Einschränkungen der beruflichen und sozialen 
Leistungsfähigkeit einhergehen. Hinsichtlich solcher Auswir-
kungen der Symptome einer Persönlichkeitsstörung führt eine 
stationäre Unterbringung häufig rasch zu einer Stabilisierung. 
Der Patient ist von den Anforderungen der täglichen Lebens-
führung entlastet, Probleme »wachsen ihm nicht mehr über den 
Kopf«. Therapeutische Bezugspersonen kümmern sich um ihn, 
Kontakt- und Beziehungsschwierigkeiten mit ihren gravieren-
den Folgen für das Selbsterleben verlieren in der stationären 
Gruppensituation an Bedeutung. Der Patient leidet weniger 
an seinen Persönlichkeitsdysfunktionen als an der Unterbrin-
gungssituation.

Eine ähnliche Dynamik beobachten wir bei suchtkranken 
Tätern. Sie sind nicht selten zum Zeitpunkt der Begehung einer 
Tat in einer desolaten Verfassung und eindeutig krank. Im 
Rahmen eines therapeutischen Settings (aber tendenziell auch 
in der Haft) kommt es oft recht schnell zu einer Stabilisierung, 
meist auch einhergehend mit einer Minderung des Problembe-
wusstseins und der Behandlungsmotivation (Petry 1993). Dies 
bedeutet mitnichten, dass die zugrunde liegende Störung im 
Kern beseitigt wurde. Das hohe Risiko eines Rückfalls solcher 
Personen in ein im engeren Sinne (sucht-)krankes Verhalten 
braucht hier wohl nicht dargelegt zu werden.

Ein persönlichkeitsgestörter Mensch, der in der Freiheit an 
seinen Verhaltensdefiziten gescheitert und in einer subjektiv 
oft völlig verfahrenen Situation straffällig geworden ist, wird 
aus Sicht der Institution häufig zu einem »schwierigen Pati-
enten«, charakterliche Eigenarten wie Empfindlichkeit, Reiz-
barkeit, Misstrauen werden zu einem Belastungsmoment und 
Kompetenzen zu einer Bedrohung. Gerade normal intelligente 
Patienten mit einer Persönlichkeitsstörung haben aus Sicht der 
Einrichtungen schlechte Entlassungsaussichten (Schalast et 
al. 2007). Sie nehmen die Unzulänglichkeiten der Institution 
kritisch wahr, nutzen die oft vorhandenen Zwistigkeiten des 
Mitarbeiterstabes aus und wehren sich gegen vermeintliches 
Unrecht. Aufseiten der Institution kann schnell ein Bedürfnis 
wachsen, solche »unmotivierten« Patienten loszuwerden. Helt-
zel (2007) hat gerade in beeindruckender Weise dargestellt, 
wie hoch die Gefahr einer destruktiven Dynamik zwischen 
Patienten und Behandlungsteam ist, wenn störungsspezifische 
Übertragungs- und Gegenübertragungsprozesse nicht erkannt 
und verstanden werden. Dabei ist der landläufige Begriff der 
Behandlungsmotivation in Bezug auf Menschen mit Persön-
lichkeitsstörungen – gerade im Rahmen einer Zwangsunter-
bringung – ohnehin völlig deplatziert. Ein »hoch motivierter« 
Patient mit einer Borderline-, einer dissozialen oder einer nar-
zisstischen Persönlichkeitsstörung ist ein Widerspruch in sich. 
Zur Kernproblematik solcher Störungen gehören immer Wut, 
Aggression und Misstrauen (Kernberg 1996), die sich natür-
lich in den Beziehungen zu den Behandlern aktualisieren. Ganz 
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besonders gilt dies für einen reglementierenden Zwangsrahmen 
wie den des Maßregelvollzugs, der dem Untergebrachten ja 
auch objektiv ein Übel zufügt.

Heering und Konrad (2007, in diesem Heft) führen eine 
Reihe anschaulicher Beispiele für Erledigungsentscheidungen 
an. Dabei zeichnen sich diese Beispiele durch eine gewisse Ste-
reotypie aus. Immer wieder findet sich der Hinweis, dass eine 
gravierendere Psychopathologie überwunden und nunmehr 
»nur noch eine dissoziale Persönlichkeitsstörung« zu verzeich-
nen sei, als wäre eine solche Störung durchweg nur eine Un-
art, eine Fehlhaltung, die zum einen kaum korrigierbar, zum 
anderen vom Betroffenen zu verantworten sei. Dies ignoriert 
die erheblichen Entwicklungsstörungen und Funktionsdefizite, 
die mit dissozialen Störungen im engen Sinne praktisch immer 
einhergehen (Rauchfleisch 1981, 1996). Wir finden bei diesen 
Störungen oft weit in die frühe Entwicklung reichende Auffällig-
keiten. Wie andere Persönlichkeitsstörungen auch basieren sie 
weniger auf einem falschen Lernen (Fehl-Lernen) als auf einem 
Nicht-Lernen bzw. auf Lerndefiziten (Möhlenkamp 1999). 
Dies wird bisweilen sehr deutlich, wenn Patienten motiviert in 
der Behandlung mitarbeiten und wirklich eine bessere soziale 
Anpassung erreichen wollen. Oft richten sie an sich und andere 
völlig unangemessene Erwartungen und scheitern an scheinbar 
banalen Problemen. Die Ursachen des Scheiterns werden dann 
oft externalisiert, und Patienten reagieren auf Enttäuschungen 
nicht selten trotzig und aggressiv, was die therapeutische Arbeit 
zweifellos mühsam machen kann.

Dass gerade der Kriterienkatalog der »Antisozialen Persön-
lichkeitsstörung« im DSM-IV auch an der Oberfläche bleibt und 
auf gesetzwidriges Verhalten abhebt, kann keine entsprechend 
verkürzte Wahrnehmung von Patienten rechtfertigen. Eher sel-
ten begegnen uns im Maßregelvollzug hoch manipulative Pati-
enten mit einem im engen Sinne »psychopathischen« Persön-
lichkeitsprofil, bei denen man sich von Anfang an gegen jedes 
therapeutische Engagement sträubt. Sie stellen nicht einmal 
unter den »nicht Entlassbaren« ein herausragendes Problem dar 
(Schalast et al. 2007). Auch in den Fallbeispielen bei Heering 
und Konrad (2007) steht dieser Typus von Problempatient 
nicht im Vordergrund.

Ein pragmatisches, auch von äußeren Zwängen geprägtes 
Vorgehen scheint im Maßregelvollzug an Bedeutung zu ge-
winnen: So werden in manchen Einrichtungen des § 64-Maß-
regelvollzugs weit über 70 % der Unterbringungen mangels 
hinreichend konkreter Aussichten eines Behandlungserfolges 
gemäß § 67 d Abs. 5 StGB abgebrochen und die Patienten in 
den Strafvollzug zurückverlegt. Dass dies auch der Bewältigung 
von Kapazitätsproblemen dient, lässt für den § 63-Maßregel-
vollzug und die langfristige »Erledigungspraxis« nichts Gutes 
erwarten.

Man muss natürlich konzedieren, dass die Behandlung per-
sönlichkeitsgestörter Patienten tatsächlich schwierig ist. Aus 
Sicht der Einrichtungen, die unter großem Druck stehen, ist es 
durchaus verständlich, dass man auf eine Erledigungsregelung 
gedrängt hat. Manche Patienten mit dissozialen Störungen, die 
wegen ihrer schweren Vordelinquenz eine minimale Entlas-
sungsperspektive haben, können im Kliniksetting viel Energie 
absorbieren und die Arbeit einer Station belasten. Doch teilen 
wir prinzipiell die Position von Rasch, dass für bestimmte Pa-
tienten überhaupt nur Behandlungsstrategien und -programme 
entwickelt werden, wenn Behandler einen zwingenden Behand-
lungsauftrag erhalten. Dies gilt erst recht in einer Zeit, in der 
mit Kriminalitätsangst zunehmend Stimmung gemacht wird 

(Lee 2007) und die Praxis des Maßregelvollzugs immer mehr 
auf Sicherung abstellt.

Nachträgliche Sicherungsverwahrung nach Erledigung: 
nur ein legislativer Spuk?

Ullenbruch (2007) hat im Zusammenhang mit § 66 b StGB 
den Verdacht einer »symbolischen Gesetzgebung« geäußert (die 
die Öffentlichkeit beruhigen, aber in der Praxis keine Bedeutung 
entfalten solle). § 66 b Absatz 3 StGB, also die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung nach Erledigung einer Unterbringung 
gemäß § 63 StGB, gehe »völlig ins Leere«, in keinem Fall sei 
bisher eine Anordnung bekannt geworden. Sind damit die in 
diesem Beitrag ausgedrückten Bedenken gegenstandslos?

Meines Erachtens können die langfristigen Auswirkungen 
des Gesetzes zur Einführung der nachträglichen Sicherungsver-
wahrung aus verschiedenen Gründen noch nicht eingeschätzt 
werden. Zum einen ist es schwierig vorherzusagen, wie die 
Rechtsprechung und daraus resultierend die Anwendung der 
Bestimmung sich langfristig – und dies meint: über Jahrzehn-
te – entwickeln werden. Zum Zweiten ist es bemerkenswert, 
welche Wirkungen die Einführung einer Norm bereits entfaltet 
hat, obwohl sie de facto kaum zur Anwendung gekommen ist. 
Im Jahre 2005 hat eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe »Hinweise 
zur nachträglichen Sicherungsverwahrung« erarbeitet, die in-
zwischen in nahezu allen Ländern in Kraft getreten sind. Sowohl 
Vollstreckungsbehörden als auch Justizvollzugsanstalten tragen 
Verantwortung für die Identifizierung von Verurteilten, die 
für die Anordnung nachträglicher Sicherungsverwahrung in 
Betracht kommen. Im Vollzug sind alle für die Beurteilung der 
erheblichen Gefährlichkeit wesentlichen Tatsachen zu doku-
mentieren (siehe Ullenbruch 2007 mit weiteren Verweisen). 
Ich selbst erlebte in einem Arbeitskreis einen jüngeren Psycho-
logen aus dem Strafvollzug, der etwas hilflos berichtete, dass 
er sich zur Frage der nachträglichen Sicherungsverwahrung 
eines Gefangenen äußern müsse. (Es kostete etwas Mühe, zu 
klarifizieren, welche sehr begrenzte Funktion dem Kollegen in 
diesem Zusammenhang zufiel und dass er keine gutachterliche 
Stellungnahme zu § 66 b StGB abzugeben hatte.) Bei fast jedem 
zehnten Gefangenen sind die formalen Voraussetzungen für 
eine nachträglicher Verwahrung gegeben. Die atmosphärischen 
und psychologischen Auswirkungen sind nach Ullenbruch 
(2007) erheblich und kontraproduktiv. So könne es sein, dass 
ein Gefangener eine Behandlung ablehne, um nicht zu riskieren, 
durch einen späteren Abbruch derselben eine »neue Tatsache« 
im Sinne von § 66 b Abs. 1 und 2 StGB zu schaffen.

In welcher Weise sich die neue Option, in die Sicherungsver-
wahrung abgeschoben zu werden, in den Maßregelkliniken aus-
gewirkt hat, ist noch nicht bekannt. Von zwei größeren Kliniken 
weiß ich, dass die Untergebrachten dahingehend »gescreent« 
wurden, ob bei ihnen eine Erledigungsentscheidung in Betracht 
kommt. Die Verwaltungen stehen unter so großem Druck, dass 
sie nicht umhin können werden, auf entsprechende Prüfungen zu 
drängen, wenn die Option der »Erledigung« mit anschließender 
Sicherungsverwahrung sich in Einzelfällen konkretisiert.

Der Gesetzgeber wird im Übrigen den Vorwurf kaum auf sich 
sitzen lassen, er habe nur symbolisch und zur Beruhigung der 
Öffentlichkeit gehandelt (was wohl auch nicht anzunehmen ist). 
Im Prinzip ist es wohl das zweistufige und aufwendige Entschei-
dungsverfahren, welches der praktischen Umsetzung im Wege 
steht. Über die Erledigung entscheidet die zuständige Strafvoll-
streckungskammer; die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
erfolgt sodann durch das ursprünglich unterbringende Gericht 
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im Rahmen einer Hauptverhandlung, in der zwei Gutachter 
gehört werden. Zum Zeitpunkt einer Erledigungsentscheidung 
weiß die Strafvollstreckungskammer nicht, wie dieses Gericht 
über einen Antrag auf nachträgliche Sicherungsverwahrung 
entscheiden wird. Die obergerichtliche Rechtsprechung zu 
§ 66 b StGB ist bisher sehr restriktiv (Leygraf 2007). Die Er-
ledigungsentscheidung bei einem hochgefährlichen Patienten 
geht mit dem Risiko einher, dass dieser mangels anschließender 
Sicherungsverwahrung in die Freiheit entlassen werden muss. 
Dies wird kein Vollstreckungsrichter riskieren wollen.

Es ist zu befürchten, dass der Gesetzgeber recht zügig eine 
»Nachbesserung« der Bestimmungen in Angriff nehmen wird, 
vielleicht durch eine Vereinfachung des Anordnungsprozederes. 
So muss man doch langfristig davon ausgehen, dass im »Ab-
schiebespiel« (Burghard & Rasch 1985) eine neue Runde 
eröffnet wird.

Es darf außerdem nicht vergessen werden, dass die Anord-
nung anschließender Sicherungsverwahrung nicht in Betracht 
kommt, wenn aus einer neben der Unterbringung angeordneten 
»Schattenstrafe« noch Strafhaft vollzogen werden kann. In 
diesen Fällen wird über nachträgliche Sicherungsverwahrung 
erst zum Ende der Strafverbüßung entschieden. Da viele der 
bisherigen Erledigungen gemäß § 67 d Absatz 6 StGB schon in 
den ersten fünf Jahren der Unterbringung erfolgten (Kröniger 
2004) und die Patienten in die Strafhaft wechselten, stellen 
viele »erledigte« Patienten im Strafvollzug Kandidaten für eine 
spätere nachträgliche Sicherungsverwahrung dar. Es ist also 
noch gar nicht einzuschätzen, wie viele der bisherigen Erledi-
gungsentscheidungen längerfristig doch auf die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung hinauslaufen.

Fazit

Die vom Gesetzgeber mit § 66 b Abs. 3 StGB i. V. m. § 67 d Abs. 
6 StGB eingeführte Regelung zur Überführung eines § 63-Pati-
enten in die Sicherungsverwahrung betrifft nur scheinbar eine 
seltene und gut objektivierbare Problemkonstellation. So, wie 
es hinsichtlich der Einschätzung der Behandlungsaussichten von 
Patienten eine unglaublich große Bandbreite gibt (Schalast et 
al. 2007), werden die Einrichtungen sich bei der Beurteilung 
der Voraussetzungen von »Erledigung« und nachträglicher 
Sicherungsverwahrung erheblich unterscheiden. Mancherorts 
ist sicher von einem recht hohen Interesse auszugehen, auf 
diesem Wege die Verantwortung für Problempatienten abgeben 
zu können. Normal intelligente Patienten mit Persönlichkeits-
störungen werden am ehesten betroffen sein.

Die Diagnose einer Persönlichkeitsstörung und erst recht 
ihre Bewertung im Hinblick auf die Steuerungsfähigkeit ist 
auf vielen Ebenen Ermessenssache. Dies gilt in hohen Maße 
auch für die Frage, ob der Zustand, der die De- oder Exkul-
pierung eines Beschuldigten begründete, nicht mehr vorliegt. 
Aus Sicht der überlasteten Kliniken wurde ein Notausgang 
aus der Maßregel eröffnet. Im Moment verhindert wohl das 
aufwendige zweistufige, in der zweiten Stufe als Hauptver-
handlung ausgestaltete Verfahren, dass dieser Nebenausgang 
für rückfallgefährdete schwierige Patienten häufiger genutzt 
wird. Patienten, die nach »Erledigung« der Unterbringung zur 
Verbüßung eines Strafrestes in den Strafvollzug verlegt wurden, 
stellen für die spätere Anordnung nachträglicher Sicherungs-
verwahrung eine Hochrisikogruppe dar. Generell wird man 
die Auswirkungen des 2004 eingeführten § 66 b StGB erst in 
etlichen Jahren überschauen können. Für eine Bilanz, und erst 
recht eine Entwarnung, ist es noch zu früh.
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R & PPrognosebegutachtung und nachträglich verhängte 
Sicherungsverwahrung bei Erledigung der Maßregel
Eberhard Heering und Norbert Konrad

Nach dem deutschen Strafrecht müssen Straftäter, die zum Zeitpunkt der Begehung einer Straftat unter einer 
psychischen Erkrankung litten, aus dem Maßregelvollzug gem. § 63 StGB entlassen werden, wenn sich nachträglich 
herausstellt, dass die Unterbringungsdiagnose nicht zutraf oder nicht mehr fortbesteht. Seit einer Gesetzesände-
rung vor zwei Jahren kann dieser Personenkreis im Rahmen der nachträglichen Sicherungsverwahrung gem. § 66 b 
Abs. 3 StGB unter bestimmten Voraussetzungen weiter untergebracht werden, wenn die Prognosebegutachtung 
ergibt, dass von ihnen immer noch die Gefahr der Begehung erheblicher Straftaten ausgeht. Diese Änderung der 
Rechtslage verursacht auf dem Feld der Prognosebegutachtung eine Reihe von Problemen, die anhand von sieben 
Fallbeispielen dargestellt und diskutiert werden.
Schlüsselwörter: Nachträgliche Sicherungsverwahrung, Prognosebegutachtung, Erledigung der Unterbringung

Risk assessment and subsequently imposed preventive detention
According to the German penal code, offenders who suffered from a psychiatric disorder while committing a crime 
have to be released from detention in hospital, if they were misdiagnosed or if their psychiatric disorder does not 
persist. Since a legal change two years ago, these individuals can be sent to prison for preventive detention, if a pro-
gnostic assessment indicates a risk of further considerable offences. Consequently they are held in prison without 
having committed a new crime. Seven case studies illustrate the problems arising from the change in law.
Key words: Risk assessment, hospital order, prevention, detention, German penal code

Einführung

Seit Langem gibt es im deutschen Rechtswesen eine Diskussion 
darüber, wie mit Patienten, die gemäß § 63 StGB im Maßre-
gelvollzug untergebracht sind, zu verfahren ist, wenn sich im 
Laufe der Behandlung herausstellt, dass die schuldmindern-
de Grundlage der Unterbringung, also eine psychiatrische 
Diagnose, die einem der vier Eingangskriterien der §§ 20, 21 
StGB zuzuordnen ist, nicht mehr fortbesteht oder sich sogar 
herausstellt, dass sie schon zum Zeitpunkt der Begehung der 
Unterbringungsstraftat(en) nicht vorlag (Koller 2006).

Ergibt sich eine solche Konstellation, so hat die Strafvoll-
streckungsbehörde zu überprüfen, ob die Unterbringung im 
Maßregelvollzug für erledigt zu erklären ist. Wurde wegen 
Anwendung von § 20 StGB keine zeitige Parallelstrafe verhängt 
oder ist die Strafe durch Anrechnung der bisherigen Unterbrin-
gung bereits verbüßt, so ergab sich in der Vergangenheit die 
Schwierigkeit, dass im Falle einer Erledigterklärung der Unter-
gebrachte auch dann entlassen werden musste, wenn die, in der 
Regel durch einen forensisch-psychiatrischen Sachverständigen 
durchgeführte, Risikoeinschätzung des Untergebrachten zu dem 
Ergebnis kam, dass von ihm auch weiterhin eine Gefahr für die 
Allgemeinheit ausging. Erschwerend kam hinzu, dass im Falle 
einer Erledigterklärung auch die präventiven Instrumente der 
Führungsaufsicht entfielen.

Frühere Untersuchungen haben gezeigt, dass bei Betrachtung 
der Entlassungszahlen aus dem Maßregelvollzug Erledigungs-
fälle einen durchaus relevanten Anteil ausmachen (Konrad 
1991, Bechtoldt 2002, Kröninger 2005).

In der juristischen Literatur sind seither verschiedene Mög-
lichkeiten diskutiert worden, wie eine solche, im Hinblick auf 
die Sicherung der Allgemeinheit unbefriedigende, Situation 
vermieden werden kann. Andererseits kommt dem Verhält-

nismäßigkeitsgrundsatz bei Anordnung von Maßregelvollzug, 
insbesondere aber einer Sicherungsverwahrung besonderes Ge-
wicht zu.

Für den Fall, dass nachträglich der Verdacht entsteht, dass 
die Grundlagen der Unterbringung im Maßregelvollzug be-
reits zum Zeitpunkt der Straftatbegehung nicht gegeben waren, 
wurde eine Wiederaufnahme des Verfahrens vorgeschlagen. 
An der Realisierbarkeit einer solchen Vorgehensweise erge-
ben sich jedoch erhebliche Zweifel, da es aus juristischer Sicht 
höchst fraglich erscheint, ob retrospektiv durch den späteren 
Prognosegutachter mit der für die Wiederaufnahme des Ver-
fahrens gebotenen Sicherheit festgestellt werden kann, dass die 
ursprüngliche Diagnose schon zum Zeitpunkt des Urteils falsch 
war (Schneider 2004).

Ein weiterer Vorschlag zur Lösung der Problematik besteht 
darin, die §§ 63 und 66 StGB gleichzeitig anzuordnen. Hierzu 
gäbe aus juristischer Sicht zwar § 72 Abs. 2 StGB grundsätzlich 
die Möglichkeit. Es entstünde aber die Schwierigkeit, dass unter 
mehreren gleich geeigneten Maßregeln derjenigen der Vorzug 
zu geben ist, die den Täter am wenigsten belastet (§ 72 Abs. 1 
Satz 2 StGB). Hinzu käme, dass bereits die Maßregel nach 
§ 63 StGB nicht nur dem Zweck der Behandlung (Besserung), 
sondern auch der Sicherung dient (Schneider 2004).

Die Landesregierung von Schleswig-Holstein kündigte im 
August 2002 eine Gesetzesinitiative an, die vorsah, das In-
strument der Führungsaufsicht dahingehend zu erweitern, 
dass es auf solche Fälle anzuwenden wäre, in denen die 
Maßregelvoraussetzungen insgesamt nicht mehr vorliegen, 
die untergebrachte Person zum Zeitpunkt der Entscheidung 
nicht (mehr) an einem Zustand i. S. d. §§ 20, 21 StGB leidet 
oder der weitere Vollzug im Laufe der Zeit unverhältnismäßig 
geworden ist.
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Da die Führungsaufsicht als ambulante Maßnahme keinen 
umfassenden Schutz vor gefährlichen Tätern bietet, war vorge-
sehen, sie mit der strafbewehrten Weisung zu verbinden, sich 
zu bestimmten Tageszeiten in einer geschlossenen Einrichtung 
aufzuhalten. Damit würde die Führungsaufsicht zu einer zu-
mindest teilstationären Maßregel (Schneider 2004).

Die Einführung der nachträglichen Sicherungsverwahrung 
bietet nun die Möglichkeit, Täter nach einer Erledigterklärung 
der Maßregel nach § 63 StGB weiter unterzubringen. Die Anfor-
derungen, die § 66 b Abs. 3 Nr. 1 StGB dabei stellt, erscheinen 
aus juristischer Sicht relativ gering. Ausreichend ist die erstmali-
ge Unterbringung gem. § 63 StGB, sofern dieser Unterbringung 
mindestens zwei Taten der in § 66 Abs. 3 Satz 1 StGB genannten 
Art zugrunde lagen. Im Gegensatz zur nachträglichen Siche-
rungsverwahrung nach Vollverbüßung der Strafhaft setzt der 
Gesetzeswortlaut bei Erledigungserklärung der Unterbringung 
im Maßregelvollzug nicht voraus, dass die besondere Gefähr-
lichkeit des Verurteilten durch neue, erst in der Unterbringung 
hervorgetretene Tatsachen belegt wird (Koller 2006).

Seit der Gesetzesänderung besteht damit die Möglichkeit, 
Straftäter, bei denen sich während des Vollzugs der Maßregel 
nach § 63 StGB herausgestellt hat, dass die Unterbringungsvor-
aussetzungen – jedenfalls im Zeitpunkt der Überprüfung – nicht 
mehr vorliegen, nach Entlassung aus dem Maßregelvollzug in 
die nachträgliche Sicherungsverwahrung zu überstellen. Grund-
lage hierfür ist, dass festgestellt wird, dass eine erhebliche Ge-
fährlichkeit fortbesteht (Rasch & Konrad 2004).

Praktische Erfahrungen mit der Überstellung von der Maßre-
gel gem. § 63 StGB in die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
fehlen bisher.

Anhand von sieben Kasuistiken, die allesamt aus der Zeit 
vor der Einführung der nachträglichen Sicherungsverwahrung 
stammen, sollen nachfolgend Probleme aufgezeigt werden, die 
sich aus einer solchen Praxis ergeben könnten.

Mit Ausnahme eines Falles standen katamnestische Daten 
des BZR zur Verfügung (Dahle 2005). In dem Fall, in dem 
keine Daten vorlagen, ist am ehesten davon auszugehen, dass 
der Betreffende inzwischen verstorben ist.

Kasuistiken
Fall A

Bei dem gem. § 63 StGB verurteilten A. wurde in der Begutach-
tung im Erkenntnisverfahren eine paranoid-halluzinatorische 
Psychose diagnostiziert und die Unterbringung im psychiatri-
schen Krankenhaus nach § 63 StGB angeordnet.

Die Mutter war Prostituierte, Herr A. kam früh ins Kinder-
heim, es bestand eine frühkindliche Belastung mit Bettnässen. 
Später war er vorübergehend in die Familie der Schwester integ-
riert. Er verließ die Hauptschule mit der 9. Klasse, machte eine 
ABM, fand familiäre Anbindung in der Hausbesetzerszene. 
Ab 1995 bewegte er sich in der Punkszene, zuletzt wurde er 
auch hier nicht mehr akzeptiert. Es kam zu gehäuften Konflik-
ten, auch Gewaltanwendung. Er konsumierte Amphetamine, 
Cannabis und Alkohol, ohne ein Abhängigkeitssyndrom zu 
entwickeln. Die Vordelinquenz bestand in Diebstählen.

Die Anlassstraftat bestand darin, dass Herr A. auf der Straße 
eine Frau traf und von ihr die Herausgabe von Bargeld for-
derte. Er behauptete, von der Polizei zu sein. Er drohte ihr, sie 
zu schlagen, hielt ihr dabei die geballten Fäuste vors Gesicht. 
Dann biss ihr der von Herrn A. mitgeführte Hund in die Wade. 
Herr A. wurde im Erkenntnisverfahren wegen räuberischer 
Erpressung angeklagt.

Die damalige Risikoeinschätzung ergab, er sei aufgrund 
seiner psychischen Störung schwer beeinflussbar, zeige keine 
Krankheits- und Behandlungseinsicht, daher sei weiterhin zu 
erwarten, dass er in einer ihn emotional belastenden Situation 
wieder aggressiv reagierte.

Im Verlauf der Unterbringung beging er Sachbeschädigun-
gen, er musste gehäuft fixiert und gegen seinen Willen medi-
ziert werden. Er hatte öfter Konflikte mit Mitpatienten. In der 
Tatbearbeitung bagatellisierte er seine Straftaten.

Das zur Erledigung führende Gutachten stellte fest, dass 
Herr A. misstrauisch war, Verschwörungsideen im Sinne über-
wertiger Ideen und dissoziale Züge zeigte, die diagnostischen 
Leitlinien der Schizophrenie und Persönlichkeitsstörung jedoch 
nicht erfüllt waren. Es kam zu dem Ergebnis, dass eine chro-
nisch verlaufende paranoid-halluzinatorische Psychose weder 
zum Zeitpunkt der Tat noch zum jetzigen Begutachtungszeit-
punkt vorlag.

Katamnese nach sechs Jahren: keine neuen Eintragungen 
im BZR.

Fall B

Bei B. wurde in der Begutachtung im Erkenntnisverfahren eine 
emotional instabile Persönlichkeitsstörung diagnostiziert, es 
wurde von verminderter Schuldfähigkeit nach § 21 StGB ausge-
gangen und die Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus 
nach § 63 StGB angeordnet. Parallel wurde eine Haftstrafe von 
sechs Jahren und sechs Monaten verhängt.

Ehelich geboren, lebte Herr B. erst bei den Eltern, dann bei 
der Großmutter in der Türkei, kam mit sieben Jahren nach 
Deutschland. Er hatte ein gutes Verhältnis zu den Geschwistern 
und viele Freunde. Er brauchte lange, um Deutsch zu lernen und 
begann, die Schule zu schwänzen. Den Hauptschulabschluss 
absolvierte er mit »Gut«, machte eine Ausbildung als Elektro-
installateur, die er nach zwei Jahren abbrach. Mit 21 Jahren 
heiratete er, es folgte eine einjährige Ausbildung als Pflegehelfer. 
Danach arbeitete er schwarz, war vor der Unterbringung ein 
Jahr arbeitslos.

In der Sexualanamnese zeigte Herr B. nach einer sechsjäh-
rigen Beziehung in der Jugend und der vierjährigen Ehe, aus 
der ein Sohn hervorging, eine Phase erhöhter Promiskuität. Es 
folgten zwei längere Beziehungen, während denen er die Sexual-
delikte verübte. In der Suchtanamnese wurde ein Missbrauch 
von Alkohol und Kokain eruiert. Die Vordelinquenz bestand in 
Diebstahl, gemeinschaftlichem Betrug, falscher Zeugenaussage 
und vorsätzlicher Trunkenheit im Straßenverkehr.

Nachdem ihm eine Lebensgefährtin den Geschlechtsverkehr 
verweigerte, schlug Herr B. deren dreijährige Tochter und ver-
gewaltigte die Frau dann in mehreren Fällen unter weiterer 
Gewaltandrohung gegen die Tochter. Eine weitere Lebensge-
fährtin schlug er und vergewaltigte sie zweimal.

Er wurde wegen Vergewaltigung in vier Fällen, davon in 
einem Fall in Tateinheit mit Körperverletzung, gefährlicher 
Körperverletzung in zwei Fällen sowie Körperverletzung in 
vier Fällen verurteilt.

Die damalige Risikoeinschätzung ergab, dass von Herrn 
B. aufgrund der Persönlichkeitsstörung weiterhin erhebliche 
rechtswidrige Taten – insbesondere gegen die körperliche 
Unversehrtheit und die sexuelle Selbstbestimmung seiner je-
weiligen Lebenspartnerinnen oder Freundinnen gerichtet – zu 
erwarten seien.

Während der Unterbringung zeigte er erhebliche, ausschließ-
lich dissozial gefärbte Interaktionen mit Mitpatienten, mani-
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pulierendes und agierendes Auftreten. Die Therapieversuche 
verliefen frustran, es kam zu verbalen und körperlichen Be-
drohungen gegenüber Therapeuten, eine Deliktbearbeitung 
war nicht möglich. Insgesamt entstand der Eindruck, dass es 
sich bei Herrn B. um eine Persönlichkeit mit ausgesprochen 
dissozialen Zügen handelt.

Das zur Erledigung führende Gutachten hielt fest, dass sich 
Symptome, die die Diagnose einer emotional instabilen Persön-
lichkeitsstörung begründen, weder in der psychopathologischen 
Befunderhebung noch in der Persönlichkeitsdiagnostik fanden, 
jedoch Merkmale einer dissozialen Persönlichkeit vorlagen.

Katamnese nach zwei Jahren: keine weiteren Eintragungen 
im BZR.

Fall C

Bei C. wurde in der Begutachtung im Erkenntnisverfahren eine 
chronische psychotische Entwicklung diagnostiziert, es wurde 
von aufgehobener Schuldfähigkeit nach § 20 StGB ausgegangen 
und die Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus nach 
§ 63 StGB angeordnet.

Herr C. wurde in Algerien geboren, lernte seine leiblichen 
Eltern nie kennen und wuchs bei Adoptiveltern auf. Er be-
suchte fünf Jahre ohne Probleme die Grundschule. Mit zwölf 
Jahren ging er von zu Hause weg, arbeitete in Algier im Le-
derhandel, machte sich mit 14 Jahren selbstständig. Er lebte in 
einer Pension. Mit 26 Jahren verkaufte er seinen Laden, ging 
nach Frankreich und nach Russland und lebte vom Ersparten. 
Nach Deutschland kam er in der Hoffnung, Asyl zu bekom-
men, lebte von Sozialhilfe, sein Asylantrag wurde abgelehnt. 
Er konsumierte ab dem 26. Lebensjahr gelegentlich Alkohol 
und Cannabis.

Die frühere Delinquenz bestand in unerlaubtem Besitz und 
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln, gemeinschaftlichem 
Diebstahl und versuchter Erschleichung von Leistungen.

Bei der Unterbringungsstraftat stieß Herr C. beim Versuch, 
eine Handtasche zu rauben, eine Frau zu Boden. Die Frau gab 
ihm aus Mitleid 10 DM, nachdem er ihr die Tasche zurückgege-
ben hatte und Reue bekundete. In der Gefangenensammelstelle 
ergriff er den Schlagstock eines Polizeibeamten, versuchte nach 
einer Waffe zu greifen, schlug und trat um sich. Weiterhin hatte 
er versucht, in einem Kaufhaus Waren im Wert von 2500 DM 
zu stehlen.

In der damaligen Risikoeinschätzung hieß es, es sei erforder-
lich, Herrn C. medikamentös zu behandeln und stationär zu 
betreuen, um der Gefahr weiterer erheblicher Taten zu begeg-
nen. Im Verlauf der Unterbringung bestätigte sich die Unter-
bringungsdiagnose nicht. Herr M. habe ein gewieftes Verhalten 
gezeigt, weitere rechtswidrigen Taten seien kaum aufgrund 
krankheitswertiger Persönlichkeitszüge, sondern wegen der 
desolaten Lebenssituation zu erwarten.

Das zur Erledigung führende Gutachten kam zu dem Er-
gebnis, dass es zweifelhaft erschien, dass zum Zeitpunkt der 
Gutachtenerstellung im Erkenntnisverfahren eine psychotische 
Störung bestand, wenn doch, so handelte es sich um eine vo-
rübergehende psychotische Störung.

Katamnese nach drei Jahren: Diebstahl mit Waffen (acht Mo-
nate Freiheitsstrafe), Diebstahl (fünf Monate Freiheitsstrafe).

Fall D

Bei D. wurden in der Begutachtung im Erkenntnisverfahren 
eine schwere emotionale Persönlichkeitsstörung und eine Po-
lytoxikomanie diagnostiziert, es wurde für einen Teil der Taten 

von aufgehobener, für einen weiteren Teil von verminderter 
Schuldfähigkeit nach §§ 20, 21 StGB ausgegangen und ein Jahr 
Haft sowie die Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus 
nach § 63 StGB angeordnet.

Herr D. lernte seinen leiblichen Vater nie kennen, die Mutter 
fand er erst spät. Er kam ins Heim, weil der Vater die Kinder 
sexuell missbraucht hatte, später in Pflegefamilien, schließlich 
zu den Stiefeltern. Auf dem Bauernhof der Stiefeltern musste 
er früh schwer arbeiten, wurde bei distanzierter Beziehung zur 
Stiefmutter vom Stiefvater misshandelt. In der Jugend wurden 
Tierquälereien beschrieben. Er hatte Leistungsprobleme in der 
Schule, kam nach zwei Jahren auf eine Sonderschule und ver-
ließ diese mit 15 Jahren ohne Abschluss. Eine Ausbildung als 
Traktorist brach er ab, kam in einen Jugendwerkhof, wo er 
Schwierigkeiten mit den Erziehern hatte. Aus der NVA wurde 
er nach der Wende entlassen, arbeitete als Melker, reiste bei 
zunehmender Delinquenz durch Westdeutschland und war in 
der Drogen- und Obdachlosenszene unterwegs.

Der erste Alkoholkonsum fand mit 15 Jahren statt, später 
trank er bis zu einem Kasten Bier am Tag. Seit der Wende kam 
ein Cannabiskonsum von bis zu 4g/Tag hinzu, außerdem ein 
sporadischer Konsum von Heroin, Kokain und Speed.

Die frühere Delinquenz bestand in Diebstählen, Hehlerei, 
Unterschlagung, Beförderungserschleichung, Körperverletzung 
und Fahren ohne Fahrerlaubnis.

Im Unterbringungsverfahren wurden ihm Schwarzfahren, 
Versuche, Fahrzeuge aufzubrechen, Entziehung von der Fahr-
scheinkontrolle unter Einsatz zweier bedrohlich-aggressiver 
Kampfhunde und Bedrohung von Sicherheitsbeamten zur 
Last gelegt. Herr D. wurde wegen Widerstands gegen Voll-
streckungsbeamte in Tateinheit mit fünffacher Nötigung, fahr-
lässiger Körperverletzung und Erschleichen von Leistungen in 
zwei Fällen verurteilt.

Die damalige Risikoeinschätzung ergab, die Aggressions-
ausbrüche seien aufgrund der schweren Persönlichkeitsstörung 
symptomatisch gewesen. Wäre er auf freiem Fuß, würde er 
wieder dem althergebrachten Verhaltensmuster folgen.

Während der Unterbringung zeigte Herr D. ein forderndes 
Verhalten, jedoch selten Regelverletzungen, bei fortgesetztem 
Cannabiskonsum. Seine Auffassungsfähigkeit erschien gering, 
die Frustrationstoleranz schwach. Diagnostisch wurde am ehes-
ten von einer dissozialen Persönlichkeitsstruktur ausgegangen. 
Er nahm regelmäßig an Therapien teil, zeigte nur noch latente 
Aggressionsbereitschaft.

Das zur Erledigung führende Gutachten stellte Hinweise auf 
das Vorliegen einer dissozialen Persönlichkeitsstörung fest. Die 
Diagnose Polytoxikomanie erschien fraglich und ein Anhalt 
für einen Hang bestand nicht. Es erschien zweifelhaft, dass 
zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung im Erkenntnisverfah-
ren eine emotional-instabile Persönlichkeitsstörung bestanden 
hatte.

Katamnese nach vier Jahren: keine weiteren Eintragungen 
im BZR.

Fall E

Bei E. wurde in der Begutachtung im Erkenntnisverfahren eine 
paranoide schizophrene Störung diagnostiziert, es wurde von 
aufgehobener Schuldfähigkeit nach § 20 StGB ausgegangen 
und die Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus nach 
§ 63 StGB angeordnet.

Herr E. wurde als ältestes von sechs Kindern ehelich in 
den USA geboren. Er musste wegen Lernschwierigkeiten die 
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4. Klasse wiederholen, besuchte eine Schule für Lernbehin-
derte, erwarb aber das High-School-Diplom. Zur ersten In-
haftierung kam es während der Schulzeit. Mit 16 Jahren zog 
er in eine Wohngemeinschaft, machte eine Kochlehre, wurde 
wegen Fahrzeugdiebstahls inhaftiert, später wegen Einbruchs 
und Drogenbesitzes. Er arbeitete in Kalifornien als Fotograf 
und Automechaniker, wurde wegen Scheckbetrugs und Woh-
nungseinbruchs verurteilt und inhaftiert, später verbüßte er 
wegen Diebstahls und Körperverletzung acht Jahre Haft, kam 
danach nach Deutschland. Es ergaben sich Hinweise auf eine 
psychiatrische Behandlung am Ende der Haftzeit in den USA.

Mit 15 bis 16 Jahren zog er sich eine LSD-Intoxikation zu, 
später bestand ein Alkohol- und Drogenmissbrauch, insbe-
sondere Cannabis.

Herr E. nahm zusammen mit einem Komplizen mithilfe von 
Schreckschusswaffen ein Pärchen als Geiseln, um an deren Geld 
und die neue Luxuslimousine zu kommen. Dies gelang, wobei 
die Täter eine Scheinhinrichtung ihrer Opfer durchführten. 
Bei der Festnahme leistete Herr E. erheblichen Widerstand, ein 
Polizeibeamter wurde verletzt. Herr E. war zum Tatzeitpunkt 
erheblich alkoholisiert.

Nach der damaligen Risikoeinschätzung war bei unbehandel-
tem Verlauf der Erkrankung mit bestimmter Wahrscheinlichkeit 
damit zu rechnen, dass E. immer wieder in Konfrontation mit 
beliebigen anderen Personen gerät. Aufgrund seines psychoti-
schen Erlebens sei er schmerzunempfindlich und deshalb unge-
wöhnlich schwer ruhigzustellen. Zum anderen sei wahrschein-
lich, dass er zu zumindest dem Anschein nach gefährlichen 
Mitteln greifen werde, um gegen andere massiv vorzugehen.

Im Unterbringungsverlauf zeigten sich keine Symptome einer 
paranoid-halluzinatorischen Psychose, ebenso keine Zeichen 
eines Residualzustands. Aufgrund des Verhaltensbildes wurde 
jedoch eine dissoziale Persönlichkeitsstörung diagnostiziert. 
Es wurde gelegentlicher Haschischkonsum beschrieben. Zwei 
Gutachten fanden keine Hinweise auf eine psychiatrische Er-
krankung, sondern allenfalls eine für eine Unterbringung nicht 
relevante dissoziale Persönlichkeitsstörung.

Das zur Erledigung führende Gutachten fand keine Hin-
weise auf das aktuelle Vorliegen einer Psychose oder eines 
Residualzustands oder auf ein Abhängigkeitssyndrom. Am 
wahrscheinlichsten erschien, dass bei Herrn E. Zustände im 
Sinne einer drogeninduzierten Psychose bestanden, die jedoch 
jeweils wieder abklangen.

Katamnese nach fünf Jahren: schwerer räuberischer Dieb-
stahl in Tateinheit mit gefährlicher Körperverletzung, drei Jahre 
Haft.

Fall F

Bei F. wurde in der Begutachtung im Erkenntnisverfahren eine 
hebephrene Schizophrenie diagnostiziert, es wurde von auf-
gehobener Schuldfähigkeit nach § 20 StGB ausgegangen und 
die Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 
StGB angeordnet.

Herr F. wurde ehelich geboren, die Mutter war bei der Ge-
burt 16 Jahre alt. Er besuchte die Sonderschule, die Mutter zog 
ihn bis zum zwölften Lebensjahr groß. Aufgrund der schwie-
rigen häuslichen Verhältnisse flog er bei den Eltern raus, lebte 
bei Kumpels, kam dann ins Heim. Er schaffte den Hauptschul-
abschluss nicht, lebte noch mal kurz bei den Eltern, arbeite-
te ein halbes Jahr als Rangierer, wurde gekündigt, es folgten 
wechselnde Jobs und Jugendarrest wegen Körperverletzung. 
Danach war er obdachlos, nachdem er das Übergangsheim 

wegen Drogenkonsums verlassen musste. Er lebte zeitweise bei 
Synanon und in einer WG der Stadtmission. Er hatte kurzzeitig 
eine eigene Wohnung, bekam ein Kind mit einer Prostituierten, 
die aus der Haft kam, das Kind kam in eine Pflegefamilie. 
Nach der Trennung von der Freundin nahm er an einer ABM 
teil, konsumierte weiter viele Drogen, hatte wechselnde Jobs 
oder war arbeitslos. Bezüglich der früheren Sexualentwicklung 
wurden keine Auffälligkeiten bekannt.

In der Suchtanamnese wurde Alkoholkonsum seit frühester 
Jugend beschrieben, später bis zu einer Flasche Whisky pro 
Tag. Ab Anfang 20 litt er bei Alkoholkarenz unter Entzugs-
erscheinungen. Cannabis nahm er erstmals mit zehn Jahren, 
spätestens ab dem 18. Lebensjahr regelmäßig, Heroin, Kokain 
und gelegentlich Speed.

Die Vordelinquenz bestand in Diebstählen, Erschleichung 
von Leistungen und BtMG-Verstößen.

Herr F. folgte einer damals 79-jährigen Frau bis zum Ein-
gang ihrer Wohnung, stieß sie, nachdem sie die Wohnungstür 
geöffnet hatte, im Korridor zu Boden, zog ihr unter massiver 
Gewaltanwendung und Gegenwehr die Unterhose herunter 
und erklärte ihr, dass er den Geschlechtsverkehr mit ihr aus-
üben wolle. Da aufgrund der Hilfeschreie der Frau Nachbarn 
aufmerksam geworden waren, konnte er seinen Tatentschluss 
nicht mehr verwirklichen. Herr F. hatte zum Tatzeitpunkt eine 
BAK von 1,71 ‰.

Die damalige Risikoeinschätzung besagte, dass bei Herrn F. 
unbehandelt weitere, die körperliche Integrität anderer Men-
schen erheblich beeinträchtigende, Straftaten zu befürchten 
seien. Da er sich seines Krankheitszustands nicht bewusst sei, 
seien vom ihm Durchbrüche und weitere gravierende Gewalt-
delikte mit möglicherweise weitaus schwerwiegenderen Folgen 
zu befürchten.

Im Unterbringungsverlauf wurden zunächst eine in Remis-
sion befindliche schizophrene Störung und eine antisoziale 
Persönlichkeitsstörung diagnostiziert. In der folgenden Stel-
lungnahme wurde die Diagnose in eine Störung durch multiplen 
Substanzmissbrauch bei leichter Intelligenzminderung geändert, 
psychotische Veränderungen wurden in Folge nicht mehr beob-
achtet. Ein Computertomogramm erbrachte eine weit über die 
Altersnorm hinausgehende Hirnatrophie.

Im Verlauf kam es zu einer weiteren Verhandlung wegen 
Vergewaltigung, Herr F. wurde allerdings nur wegen vorsätz-
licher Körperverletzung zu einer Geldstrafe verurteilt, da ein 
unfreiwilliger Geschlechtsverkehr nicht nachweisbar war, vom 
Gutachter wurde eine eingeschränkte Steuerungsfähigkeit we-
gen eines »Borderline-Syndroms« angenommen.

In der Stellungnahme 1995 änderte die Klinik die Diagnose 
in eine drogeninduzierte Psychose bei Polytoxikomanie, gab 
allerdings an, dass psychotische Symptome seit dem Absetzen 
der neuroleptischen Medikation 1992 nicht mehr auftraten. 
Selbst bei Suchtmittelrückfällen blieb die Remission stabil. Es 
kam zu einem Entweichungsversuch.

1996 wurde Herr F. wegen Diebstahls zu einer Geldstrafe 
und erneut zur Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus 
verurteilt. Es wurde eine verminderte Steuerungsfähigkeit in-
folge alkoholischer Beeinträchtigung (BAK zum Tatzeitpunkt 
1,9 ‰) der hebephrenen Schizophrenie angenommen. Für einen 
Teil der abgeurteilten Taten (räuberischer Diebstahl) wurde 
Schuldunfähigkeit angenommen.

In den Stellungnahmen der Klinik von 1997 bis 2000 wurden 
wieder eine drogeninduzierte Psychose und eine Polytoxikoma-
nie (im Wesentlichen Alkohol) in Verbindung mit einer leichten 
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Intelligenzminderung und dissozialen Verhaltensauffälligkeiten 
diagnostiziert. Es wurde von mehreren Entweichungen berich-
tet.

Das zur Erledigung führende Gutachten kam zu dem Er-
gebnis, dass bei Herrn F. am ehesten von einer schizotypen 
Störung, darüber hinaus von einer dissozialen Persönlichkeits-
störung sowie einem Abhängigkeitssyndrom auszugehen war. 
Das Vorliegen einer hebephrenen Psychose wurde erheblich 
bezweifelt.

Die Gefahr der Begehung neuerlicher Straftaten bestehe al-
lerdings weiter. Sollte die Erledigung der Unterbringung im 
Maßregelvollzug beschlossen werden, so erscheine zumindest 
die Fortführung der Betreuung sinnvoll.

Katamnese: kein BZR-Auszug.

Fall G

Bei G. wurden in der Begutachtung im Erkenntnisverfahren 
eine emotional instabile Persönlichkeitsstörung und eine Al-
koholabhängigkeit diagnostiziert, es wurde von erheblich ver-
minderter Schuldfähigkeit nach § 21 StGB ausgegangen und 
die Unterbringung in der Entziehungsanstalt nach § 64 StGB 
und anschließend im psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 
StGB angeordnet. Parallel erhielt er eine Haftstrafe von vier 
Jahren.

Herr G. wurde nicht ehelich geboren und wuchs mit der 
Mutter und dem Stiefvater auf. Die häuslichen Verhältnisse 
waren bescheiden, aber gut, auch der Kontakt zur Schwes-
ter war positiv. Er wurde regulär eingeschult, ging aber mit 
16 Jahren ohne Abschluss ab. Nachdem er anfangs ein guter 
Schüler war, schwänzte er später viel. Es begann eine frühe 
dissoziale Entwicklung. Nach der Schule war er arbeitslos, 
dann in einer ABM, es folgten Jobs auf dem Rummel. In der 
Sexualentwicklung ergaben sich keine Hinweise auf sexuellen 
Missbrauch. Er hatte mehrere, wechselnde Kontakte zu Frauen, 
aber nie eine feste Beziehung. Ab dem 15. Lebensjahr trank 
Herr G. regelmäßig Alkohol, später in erheblicher Menge, bei 
Alkoholkarenz kam es zu Entzugssymptomen.

Die Vordelinquenz bestand in Sachbeschädigung, Diebstäh-
len, Körperverletzung und zwei Vergewaltigungen.

Herr G. verschaffte sich mit Gewalt Zugang zur Wohnung 
einer flüchtigen Bekannten, würgte, schlug und entkleidete sie. 
Dann versuchte er, den Geschlechtsverkehr mit ihr auszuüben. 
Das scheiterte an ihrer Gegenwehr, er zwang sie aber, ihn ma-
nuell zu befriedigen und schlug sie weiter. Herr G. wurde wegen 
versuchter Vergewaltigung, sexueller Nötigung und gefährli-
cher Körperverletzung verurteilt.

Im Unterbringungsverlauf zeigte Herr G. bezüglich der Se-
xualdelikte kaum Behandlungseinsicht. Im Vordergrund stand 
dissoziales Verhalten, es kamen Zweifel an der Unterbringungs-
diagnose »emotional instabile Persönlichkeitsstörung« auf. 
Bezüglich der Alkoholabhängigkeit kam es allerdings zu einer 
deutlichen Besserung, sodass die Erledigung der Unterbringung 
in der Entziehungsanstalt angeregt wurde.

Das zur Erledigung führende Gutachten kam zu dem Ergeb-
nis, dass zum einen die Kriterien für einen Hang nicht mehr 
erfüllt waren, zum anderen keine spezifische Persönlichkeitsstö-
rung vorlag, sodass weder die Kriterien für die Unterbringung 
nach § 63 StGB noch nach § 64 StGB erfüllt waren. Es sei 
allerdings aufgrund einer erheblichen dissozialen Entwicklung 
weiterhin von einer ungünstigen Legalprognose auszugehen.

Katamnese nach fünf Jahren: Verstoß gegen Weisungen der 
Führungsaufsicht, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte in 

Tateinheit mit versuchter Körperverletzung: drei Monate Haft 
auf Bewährung.

Diskussion

Alle sieben in der Kasuistik vorgestellten Fälle haben die Ge-
meinsamkeit, dass die Betroffenen zunächst unter psychiatri-
schen Diagnosen, die eine Verminderung oder Aufhebung der 
Schuldfähigkeit nach sich ziehen, im Maßregelvollzug unterge-
bracht wurden. In allen Fällen stellte sich nach einer gewissen 
Unterbringungszeit heraus, dass diese Diagnosen entweder von 
Anfang an nicht zutrafen, es sich also um Fehleinweisungen 
handelte, oder dass sie nicht mehr zutrafen. Übrig blieb eine 
mehr oder weniger ausgeprägte Dissozialität, die jedoch nicht 
zu einer Beeinflussung der Schuldfähigkeit führte und somit kei-
ne (weitere) Unterbringung im Maßregelvollzug rechtfertigte.

Fasst man die gewonnenen Katamnesedaten zusammen, die 
in sechs der sieben dargestellten Fälle vorlagen, so ist festzustel-
len, dass drei der Betroffenen nach der Erledigung der Maßregel 
wieder straffällig wurden. In zwei der Fälle handelte es sich um 
Eigentumsdelikte, zum Teil mit Einsatz von Waffen, zum Teil in 
Tateinheit mit Körperverletzung. In einem weiteren Fall verstieß 
der Betroffene gegen die Auflagen der Führungsaufsicht und 
leistete Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte.

Die weitere Gefährlichkeit der Betroffenen war dabei vom 
Gutachter im Erledigungsverfahren in keinem Fall in Zweifel 
gezogen worden. Es handelte sich in allen Fällen um Taten, 
die mit den dissozialen Persönlichkeitszügen der Betroffenen 
in Einklang zu bringen waren.

Bei drei Betroffenen fanden sich im Bundeszentralregister 
keine Hinweise auf neue Straftaten. Hier wird die Problematik 
der sogenannten »falsch Positiven«, vor allem in Fall D, be-
sonders deutlich: Die Beendigung der Unterbringung erfolgte 
in diesen Fällen keineswegs aufgrund einer, wie auch immer 
festgestellten, günstigen Legalprognose, die den Weg zur Aus-
setzung der weiteren Vollstreckung der Unterbringung zur 
Bewährung geebnet hätte. Nur über den Weg der Erledigung 
erhielten die Untergebrachten eine Chance, ihre »Ungefähr-
lichkeit« zu beweisen.

Die Auswertung der Kasuistiken deutet insgesamt darauf 
hin, dass Dissozialität ein häufiger »Restbefund« bei Personen 
ist, bei denen die Gründe für die weitere Unterbringung im 
Maßregelvollzug entfallen sind.

Bezüglich der Frage, wie mit diesem Personenkreis weiter zu 
verfahren ist, zeigt die vorliegende Stichprobe, dass das neue 
Instrument der nachträglichen Sicherungsverwahrung sicherlich 
keine durchgängige Lösung der Probleme, die der Umgang mit 
dem betroffenen Personenkreis ergibt, darstellt.

Betrachtet man die Kasuistiken unter diesem Gesichtspunkt, 
so lassen allenfalls die Fälle C und E die Möglichkeit zu, über 
einen Hang zu Straftaten zu diskutieren, wobei die Anordnung 
der Sicherungsverwahrung wohl in allen Fällen an der Frage 
der Verhältnismäßigkeit gescheitert wäre. Rechnet man die vor-
liegenden Fälle auf die Gesamtheit der Erledigungsfälle hoch, 
so ist anzunehmen, dass die Anordnung der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung im Maßregelvollzug sicherlich wenigen, 
schweren Ausnahmefällen vorbehalten bleiben wird.

Nicht nur angesichts der Überbelegung in den Maßregelvoll-
zugskliniken sollte aber ein weiterer Aspekt, der sich aus den 
vorliegenden Fällen ergibt, nicht außer Acht gelassen werden: 
nämlich die Frage, inwieweit die Gefahr besteht, dass Maßregel-
vollzugspatienten, die aufgrund ihrer dissozialen Persönlichkeit 
in der Klinik als störend und unangenehm erlebt werden, aus 
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§§

dem Maßregelvollzug »wegdiagnostiziert« werden, indem eine 
die Schuldfähigkeit beeinträchtigende psychische Störung in 
einen »Hang« bzw. in eine »Charakterschwäche« umdefiniert 
wird. Eine diesbezügliche Sensibilisierung der Strafvollstre-
ckungsbehörden dürfte von großer Bedeutung sein.

Bei einer folgenlosen Beendigung der Unterbringung ist in 
nicht wenigen Fällen zu befürchten, dass ein Personenkreis, 
der weiterhin gefährlich im Sinne typischer dissozialer Delikte 
ist, den sicherlich beschränkten, aber nicht fehlenden äußeren 
Einflussmöglichkeiten entgeht. In diesem Zusammenhang am 
stärksten zu befürworten wäre eine reflektierte, auf den Ein-
zelfall zugeschnittene Nutzung der Führungsaufsicht, die es 
ermöglicht, auf die Betroffenen auch nach der Erledigung der 
Maßregel noch soziotherapeutisch einzuwirken und hiermit 
die Rückfallrate zu senken.
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Rechtsprechung

1. Betreuerbestellung trotz Vorsorgevollmacht 
KG, Beschluss v. 31.10.2006 – 1 W 448 und 449/04 
§§ 1896, 1897 BGB

Leitsätze:

1. Die Bestellung eines Betreuers trotz bestehender Vollmacht 
ist möglich, wenn die Wahrnehmung der Interessen des Betrof-
fenen durch den Bevollmächtigten dem Wohl des Betroffenen 
zuwiderläuft, sodass eine konkrete Gefahr für das Wohl des 
Betroffenen begründet wird.
2. Eine Vollmacht steht der Bestellung eines Betreuers nicht 
entgegen, wenn ein Bevollmächtigter den mit der Anordnung 
der Betreuung eventuell verbundenen Zwang gegen den – kran-
ken – Betroffenen prinzipiell ablehnt, daher den Willen des Be-
troffenen unabhängig von seiner konkreten Hilfsbedürftigkeit 
in jedem Fall über die am Wohl des Betroffenen ausgerichteten 
Maßnahmen stellt und deswegen dann jegliche Zusammenar-
beit mit Ärzten, Pflegepersonal, Behörden und Sachverständigen 
sabotiert.

Gründe:

Die weitere Beschwerde, mit der sich die Betroffene gegen 
die Verlängerung der Betreuung unter Erweiterung der Auf-
gabenkreise (dazu unten 2.a) sowie gegen die Bestellung des 
Beteiligten zu 1 als neuem Betreuer (dazu unten 2.b) wendet, 
ist zulässig. Sie ist jedoch unbegründet, weil die angefochtene 
Entscheidung des Landgerichts nicht auf der Verletzung des 
Rechts beruht, § 27 Abs. 1 S. 1 FGG.

(...) 2. a) Gemäß § 1896 Abs. 1 S. 1 BGB bestellt das Vor-
mundschaftsgericht für einen Volljährigen einen Betreuer, wenn 
dieser aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer körper-
lichen, geistigen oder seelischen Behinderung seine Angelegen-
heiten ganz oder teilweise nicht besorgen kann. Ein Betreuer 
darf nur für die Angelegenheiten bestellt werden, in denen die 
Betreuung erforderlich ist, d. h. in denen der Betroffene auf ent-
sprechende Hilfen angewiesen ist und weniger einschneidende 
Maßnahmen nicht in Betracht kommen (BayObLG, FamRZ 
2001, 1244 f.). Die Bestellung eines Betreuers von Amts wegen, 
also ohne Antrag des Betroffenen und ohne oder gegen seinen 
Willen, setzt weiter voraus, dass der Betroffene aufgrund seiner 
Krankheit oder Behinderung seinen Willen nicht frei bestimmen 
kann (Senat, Beschluss vom 26. April 2005 – 1 W 414/04, KG-
Report Berlin 2005, 709; BayObLG, FamRZ 2001, 1244 f.; 
2001, 1245 f.; jetzt: § 1896 Abs. 1a BGB).

(...) bb) Auch materiell-rechtlich bestehen gegen die ange-
griffene Entscheidung keine Bedenken.

(1) Die fortdauernde Betreuungsbedürftigkeit der Betrof-
fenen hat das Landgericht fehlerfrei aus dem Gutachten des 
Sachverständigen Dr. D hergeleitet. Die Tatsachenfeststellung, 
wozu auch die Würdigung der Gutachten eines Sachverständi-
gen zählt (BayObLG, FamRZ 1999, 817), ist Sache des Tatrich-
ters und vom Senat als Rechtsbeschwerdegericht lediglich auf 
Rechtsfehler zu überprüfen, das heißt dahin, ob der Sachverhalt 
ausreichend und ohne Gesetzesverletzung aufgeklärt worden 
ist und der Tatrichter bei der Erörterung des Beweisstoffes 
alle wesentlichen Gesichtspunkte berücksichtigt und nicht ge-
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gen gesetzliche Beweisregeln, Denkgesetze oder feststehende 
Erfahrungssätze verstoßen hat (Senat, Beschluss vom 24. Mai 
2005 – 1 W 91/05 –, OLG-Report 2005, 621, 623). Bei der 
Würdigung des Gutachtens eines Sachverständigen hat das 
Rechtsbeschwerdegericht zusätzlich zu prüfen, ob der Tatrich-
ter das Ergebnis des Gutachtens kritiklos hingenommen hat 
oder ob er unter Nachvollziehung der Gedankengänge des Sach-
verständigen dessen tatsächliche Feststellungen wie auch die 
von ihm gezogenen Schlüsse auf ihre Tragfähigkeit geprüft und 
sich eine eigene Überzeugung gebildet hat (BayObLG, FamRZ 
1999, 817). Diesen Anforderungen genügen die Feststellungen 
des Landgerichts.

Das Gutachten entspricht den gesetzlichen Anforderungen 
(vgl. hierzu Senat, Beschluss vom 20. Dezember 1994 – 1 W 
6687/94, FamRZ 1995, 1382). Der Sachverständige hat den 
Betroffenen vor Erstattung des Gutachtens persönlich zu un-
tersuchen oder zu befragen, § 68 b Abs. 1 S. 4 FGG. Dies ist 
vorliegend geschehen. Der Sachverständige hat angegeben, die 
Betroffene am 18. Oktober 2002 in deren Wohnung untersucht 
zu haben. Kommt nach Auffassung des Sachverständigen die 
Bestellung eines Betreuers in Betracht, so hat sich das Gutachten 
auch auf den Umfang des Aufgabenkreises und die voraussicht-
liche Dauer der Betreuungsbedürftigkeit zu erstrecken, § 68 b 
Abs. 1 S. 5 FGG.

Der Sachverständige hat die Aufrechterhaltung der beste-
henden Aufgabenkreise sowie die Erweiterung auf die Gesund-
heitssorge und die Aufenthaltsbestimmung zur nervenärztlichen 
Heilbehandlung sowie eine Verlängerung um weitere fünf Jahre 
vorgeschlagen.

Die Feststellung des Landgerichts, die Betroffene leide wei-
terhin an einer psychischen Erkrankung, nämlich einer schizo-
affektiven Psychose, differenzialdiagnostisch an einer Psycho-
se aus dem schizophrenen Formenkreis, welche mittlerweile 
zunehmend chronifiziert sei, lässt sich ohne Weiteres mit den 
Ausführungen des Sachverständigen Dr. D in Übereinstimmung 
bringen. Entsprechende Diagnosen sind auch dem Gutachten 
des Sachverständigen Dr. B sowie der ärztlichen Stellungnahme 
der Ärztin W des Sozialpsychologischen Dienstes des Bezirk-
samts W von B zu entnehmen. Es ist nicht zu beanstanden, 
dass das Landgericht daraus sowie aus dem Bild, das sich die 
Kammer im Rahmen der Anhörung vom 25. April 2004 von 
der Betroffenen gemacht hat, eine weiterhin bestehende Betreu-
ungsbedürftigkeit und die Erforderlichkeit einer Betreuung für 
die in den angefochtenen Beschlüssen bezeichneten Aufgaben-
kreise gefolgert hat.

(2) Die von der Betroffenen den Beteiligten zu 3 und 4 erteilte 
Vorsorgevollmacht machte die Bestellung eines Betreuers auch 
nicht entbehrlich.

Das ergibt sich, soweit es um die Verlängerung der beste-
henden Betreuung mit dem ursprünglichen Aufgabenkreis der 
Vermögenssorge geht, ohne Weiteres bereits aus dem Umfang 
der Vollmacht. Die Vermögenssorge wird hiervon nicht erfasst, 
weil die Betroffene den entsprechenden Passus des von ihr an-
sonsten ausgefüllten Vordrucks durchgestrichen hat.

Aber auch im Übrigen ist es aus Rechtsgründen nicht zu 
beanstanden, wenn das Landgericht davon ausgegangen ist, die 
Angelegenheiten der Betroffenen könnten durch die Beteiligten 
zu 3 und 4 nicht ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt 
werden, vgl. § 1896 Abs. 2 S. 2 BGB. Das wäre nur dann anzu-
nehmen, wenn die Beteiligten zu 3 und 4 zur Wahrung der Inte-
ressen der Betroffenen tauglich erschienen (OLG Zweibrücken, 
OLG-Report 2006, 729). Die Bestellung eines Betreuers trotz 

bestehender Vollmacht ist möglich, wenn die Wahrnehmung 
der Interessen des Betroffenen durch den Bevollmächtigten dem 
Wohl des Betroffenen klar zuwiderläuft, sodass eine konkrete 
Gefahr für das Wohl des Betroffenen begründet wird (OLG 
Brandenburg, NJW 2005, 1587). So ist es hier.

Da die Betroffene Sozialhilfe bezieht, für ihre Verhältnis-
se nicht unerhebliche Schulden hat und gegen sie gerichtliche 
Verfahren anhängig waren, setzt die nachhaltige Vertretung im 
Bereich der Vermögenssorge auch die Befugnis des Betreuers 
voraus, die Betroffene gegenüber Behörden und Gerichten zu 
vertreten. Von der Übertragung dieser Aufgabenkreise hätte 
allenfalls dann Abstand genommen werden können, wenn zu 
erwarten gewesen wäre, dass die Beteiligten zu 3 und 4 bereit-
willig mit dem Beteiligten zu 1 zusammengearbeitet hätten. 
Hierfür bieten die Beteiligten zu 3 und 4 nach den Feststellungen 
des Landgerichts aber keine genügende Gewähr. Sie lehnen 
vielmehr jegliche Form der Betreuung ab und haben wiederholt 
versucht, Betreuern die Tätigkeit möglichst schwer wenn nicht 
gar unmöglich zu machen. Das Landgericht hat insoweit aus-
geführt, die Beteiligten zu 3 und 4 drohten massiv mit Strafan-
zeigen, verhängten Kontakt und Hausverbote und unterstellten 
pflichtwidriges Verhalten. Soweit die Betroffene dies relativiert 
und die Auffassung vertritt, das Landgericht habe insoweit den 
zugrunde liegenden Sachverhalt unter Verstoß gegen § 12 FGG 
nicht genügend aufgeklärt, kann dem der Senat nicht folgen. 
Ein entsprechendes Verhalten haben die Beteiligten zu 3 und 
4 im hiesigen Verfahren an den Tag gelegt, wie sich den Ak-
ten entnehmen lässt. Sie haben dem Beteiligten zu 1 zunächst 
grundlos vorgeworfen, Geld der Betroffenen unterschlagen zu 
haben, um dessen Stellungnahme gegenüber dem Vormund-
schaftsgericht dann zum Anlass zu nehmen, ihn u. a. wegen 
»Verleumdung« bei der Amtsanwaltschaft anzuzeigen. Dies 
entspricht dem von dem Landgericht in Bezug genommenen 
und bei den Akten befindlichen »Leitfaden« der Beteiligten zu 
3 und 4, in dem es heißt, man sammele »Methoden, wie man 
einem Betreuer das Leben so unerträglich machen kann, dass 
er froh ist, endlich das Handtuch schmeißen zu können«. Das 
Landgericht hat weiterhin mehrere andere Betreuungsverfahren 
beigezogen und festgestellt, dass sich die Beteiligten zu 3 und 
4 auch dort in gleicher Weise verhalten hatten. Das steht in 
Übereinstimmung mit den Erkenntnissen des Senats im Verfah-
ren 1 W 298/04, in dem es ebenfalls um die Tauglichkeit der 
hiesigen Beteiligten zu 3 und 4 ging. Vor diesem Hintergrund 
ist es nicht zu beanstanden, dass das Landgericht keine weiteren 
Ermittlungen veranstaltet hat, zumal die Beteiligten zu 3 und 4 
im Rahmen der Anhörung vor der Kammer Gelegenheit hatten, 
ihre Standpunkte deutlich zu machen.

Danach stand die Vorsorgevollmacht der Bestellung eines 
Betreuers auch nicht entgegen, soweit dem Betreuer die Auf-
gabenkreise »Gesundheitssorge« und »Aufenthaltsbestimmung 
zur Heilbehandlung« übertragen worden sind. Hinzu kommt, 
dass der Senat in Bezug auf die Beteiligten zu 3 und 4 in dem 
bereits erwähnten weiteren Betreuungsverfahren entschieden 
hat, dass eine Vollmacht der Bestellung eines Betreuers nicht 
entgegensteht, wenn ein Bevollmächtigter den mit der An-
ordnung der Betreuung eventuell verbundenen Zwang gegen 
den – kranken – Betroffenen prinzipiell ablehnt, daher den 
Willen des Betroffenen unabhängig von seiner konkreten Hilfs-
bedürftigkeit in jedem Fall über die am Wohl des Betroffenen 
ausgerichteten Maßnahmen stellt und deswegen dann jegliche 
Zusammenarbeit mit Ärzten, Pflegepersonal, Behörden und 
Sachverständigen sabotiert (Senat, Beschluss vom 14. März 
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2006 – 1 W 298, 340/04, 134/05; OLG-Report 2006, 611 = 
FGPrax 2006, 182). Der Senat hält nach nochmaliger Über-
prüfung an dieser Auffassung fest.

Dabei geht es nicht darum, das Wohl des Betroffenen in 
jedem Fall über seinen Willen zu stellen. Dass dies unzulässig 
ist, hat der Gesetzgeber des Zweiten Betreuungsrechtsände-
rungsgesetzes vom 21. April 2005 (BGBl. I S. 1073) durch 
Einfügung des § 1896 Abs. 1 a BGB ausdrücklich klargestellt; 
gegen den freien Willen des Volljährigen darf danach ein Be-
treuer nicht bestellt werden. Das entspricht der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts, worauf die Betroffene Bezug 
nimmt (BVerfGE 58, 208, 225). Das Bundesverfassungsgericht 
hat aber sehr wohl unterschieden zwischen Fällen, in denen ein 
Gesunder staatlich angebotene Hilfe zurückweist, und solchen, 
in denen der Grund für die Zurückweisung in dem krankheits-
bedingten Mangel der Fähigkeit zur Selbstbestimmung liegt. 
In letzterem Fall ist dem Staat fürsorgerisches Eingreifen auch 
dort erlaubt, wo beim Gesunden Halt geboten ist (BVerfG, 
a. a. O.). Dem entspricht die Regelung des § 1901 Abs. 3 S. 1 
BGB, wonach der Betreuer den Wünschen des Betroffenen zu 
entsprechen hat, soweit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft 
und dem Betreuer zuzumuten ist. Insoweit kommt es nicht 
auf die Einsichtsfähigkeit des Betroffenen an (Jürgens, Be-
treuungsrecht, 3. Aufl., § 1901, Rdn. 11), sodass der Betreuer 
unter Umständen aus seiner Sicht unvernünftigen Wünschen des 
Betroffenen zu entsprechen hat, wenn das Wohl des Betroffenen 
dadurch nicht beeinträchtigt wird.

Im Gegensatz hierzu negieren die Beteiligten zu 3 und 4 
gänzlich, dass psychische Erkrankungen eine Behandlung auch 
gegen den geäußerten Willen des Kranken erforderlich machen 
können. Sie beabsichtigen, jedem Wunsch der Betroffenen zu 
entsprechen und übergehen den Umstand, dass die Betroffene 
krankheitsbedingt nicht einsichtsfähig ist und deshalb eine ärzt-
liche Behandlung ablehnt, beides auch auf die Gefahr hin, dass 
sich ihre psychische Krankheit weiter verstärkt. Der Gesetzge-
ber hat aber die Betreuung vorgesehen, um notfalls auch gegen 
den Willen des nicht einsichtsfähigen Kranken Maßnahmen zu 
seinem Schutz vornehmen zu können, vgl. § 1906 Abs. 1 BGB. 
Für ihre Auffassung können sich die Beteiligten zu 3 und 4 nicht 
auf eine »Freiheit zur Krankheit« der Betroffenen berufen.

Eine solche »Freiheit zur Krankheit« steht zwar als Teil ihrer 
Menschenwürde auch psychisch Kranken zu (BVerfGE 58, 
208, 226), sodass sie grundsätzlich auch von einem Betreuer 
zu respektieren ist. Sie besteht jedoch nicht schrankenlos. Ob 
dem Wunsch eines nicht einsichtsfähigen Betroffenen, der das 
Durchleben seiner Krankheit einer aus seiner Sicht unzumut-
baren Behandlung vorzieht, zu folgen ist, muss im Rahmen 
einer Verhältnismäßigkeitsprüfung beantwortet werden (BGH, 
NJW 2006, 1277 = R & P 2006, 141 zur zivilrechtlichen Un-
terbringung nach § 1906 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Im Gegensatz 
zur Auffassung der Beteiligten zu 3 und 4 ist es also nicht so, 
dass dem geäußerten Willen der Betroffenen ohne jede weitere 
Prüfung immer zu folgen sein wird. Eben dies beabsichtigen 
die Beteiligten zu 3 und 4 aber und verkennen dabei, dass eine 
ärztliche Behandlung der psychischen Krankheit der Betrof-
fenen angezeigt ist. Letzteres steht nach den rechtsfehlerfrei 
getroffenen Feststellungen des Landgerichts, die insbesondere 
durch das Gutachten des Sachverständigen Dr. D bestätigt wer-
den, fest. Die Wahrnehmung der vermeintlichen Interessen der 
Betroffenen durch die Beteiligten zu 3 und 4 läuft danach dem 
Wohl der Betroffenen klar zuwider. Ohne die Bestellung eines 
Betreuers bestünde eine konkrete Gefahr für ihr Wohl.

Daran ändert auch nichts der Umstand, dass die Betroffene 
einen Überwachungsbevollmächtigten bestellt hat. Der Überwa-
chungsbevollmächtigte hat sowohl gegenüber dem Vormund-
schaftsrichter als auch dem Berichterstatter der Kammer des 
Landgerichts mitgeteilt, von einer Bevollmächtigung durch die 
Betroffene nichts zu wissen.

Daraus folgt, dass eine Überwachung der Beteiligten zu 3 und 
4 überhaupt nicht erfolgt und ersichtlich auch gar nicht erfolgen 
soll, nachdem der zur Überwachung der Beteiligten zu 3 und 4 
bestellte Rechtsanwalt nach Süddeutschland verzogen ist.

Die Bestellung des Betreuers war auch nicht etwa auf die 
Geltendmachung von Rechten der Betroffenen gegenüber den 
Beteiligten zu 3 und 4 zu beschränken, vgl. § 1896 Abs. 3 BGB. 
Die Beteiligten zu 3 und 4 haben durch ihr Verhalten deutlich 
gemacht, dass eine Zusammenarbeit mit einem Betreuer, gleich 
welcher Aufgabenkreis diesem übertragen wird, in keinem Fall 
erfolgt, oder zumindest zu erwarten ist, dass eine Überwachung 
der Beteiligten zu 3 und 4 durch einen Betreuer mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden wäre.

Die Bestellung eines Vollmachtsüberwachungsbetreuers war 
deshalb nicht ausreichend, um die Betroffene ausreichend zu 
schützen (vgl. OLG Zweibrücken, OLG-Report 2006, 729; 
BayObLG, FamRZ 2003, 1219; BtPrax 2001, 163; Schwab, in: 
Münchener-Kommentar, BGB, 4. Aufl., § 1896, Rdn. 237).

b) Zutreffend hat das Landgericht auch die Auswahl des 
Beteiligten zu 1 als Betreuer der Betroffenen durch das Vor-
mundschaftsgericht bestätigt.

Wird der Betreuer entlassen, so ist ein neuer Betreuer zu be-
stellen, § 1908 c BGB. Hier hat das Vormundschaftsgericht die 
vormalige Betreuerin entlassen. Vor der Bestellung des neuen 
Betreuers ist der Betroffene persönlich anzuhören, § 69 i Abs. 8 
FGG. Die Betroffene wurde sowohl von dem Vormundschafts-
gericht als auch dem Landgericht, vgl. § 69 g Abs. 5 S. 1 FGG, 
persönlich auch zum Betreuerwechsel angehört.

Bei der Auswahl des neuen Betreuers gelten die gleichen Re-
gelungen wie bei der Erstbestellung eines Betreuers (Mertens, 
in: Jürgens, a. a. O., § 1908 c, Rdn. 1). Es ist aus Rechtsgrün-
den nicht zu beanstanden, dass das Landgericht dem von der 
Betroffenen geäußerten Wunsch, die Beteiligten zu 3 und 4 zu 
Betreuern zu bestellen, nicht gefolgt ist. Dies würde nach den 
obigen Ausführungen ihrem Wohl zuwiderlaufen, vgl. § 1897 
Abs. 4 S. 1 BGB. Daran ändert auch nichts, dass die Beteilig-
ten zu 3 und 4 im Fall ihrer Bestellung als Betreuer unter der 
unmittelbaren Aufsicht des Vormundschaftsgerichts stünden, 
§§ 1908 i Abs. 1 S. 1, 1837 Abs. 1 bis 3 BGB. Sie bieten von 
ihrer grundsätzlichen Einstellung gegenüber Betreuungen nicht 
die Gewähr, in dem gerichtlich bestimmten Aufgabenkreis die 
Angelegenheiten der Betroffenen zu deren Wohl rechtlich zu 
besorgen und sie in dem hierfür erforderlichen Umfang persön-
lich zu betreuen, sodass sie als Betreuer insgesamt ungeeignet 
sind, § 1897 Abs. 1 BGB.

Da nicht ersichtlich ist, dass andere zur ehrenamtlichen Be-
treuung bereite Personen zur Verfügung standen, konnte der 
Beteiligte zu 1 als Berufsbetreuer für die Betroffene bestellt 
werden, § 1897 Abs. 6 S. 1 BGB.

Anmerkung der Redaktion:

Zur vorliegenden Problematik siehe bereits KG R & P 2007, 
30 mit Anmerkung Marschner.
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2. Sachverständigengutachten im 
Unterbringungsverfahren 
KG, Beschluss v. 28.11.2006 – 1 W 279/06 
§§ 15, 70 e FGG

Leitsätze:

1. Vor der Einholung eines Gutachtens nach § 70 e Abs. 1 FGG 
hat das Vormundschaftsgericht den Betroffenen hierüber und 
über die Person des Sachverständigen in Kenntnis zu setzen.
2. Wird der behandelnde Arzt als Sachverständiger bestellt, 
sind die bei der Behandlung erhobenen Befunde nur dann ver-
wertbar, wenn der Betroffene den Sachverständigen von der 
ärztlichen Schweigepflicht entbunden hat.

Gründe:

Die Betroffene wendet sich gegen die Genehmigung ihrer Un-
terbringung vom 15. Mai 2006 bis zum 23. Juni 2006.

I. Die mit dem Ziel der Feststellung der Rechtswidrigkeit der 
mit Beschluss des Vormundschaftsgerichts vom 15. Mai 2006 
erfolgten Genehmigung der Unterbringung eingelegte sofortige 
weitere Beschwerde ist zulässig, §§ 70 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 b), 70 g 
Abs. 3, 70 m Abs. 1 S. 1, 22, 27, 29 FGG. Das Rechtsschutzin-
teresse der Betroffenen ist nicht durch ihre zwischenzeitliche 
Entlassung entfallen. Die nachträgliche Feststellung der Rechts-
widrigkeit einer Unterbringungsmaßnahme ist möglich. Art. 19 
Abs. 4 GG gebietet die Annahme eines Rechtsschutzinteresses 
in Fällen tief greifender Grundrechtseingriffe, in denen sich eine 
direkte Belastung durch den angegriffenen Hoheitsakt nach dem 
typischen Verfahrensablauf auf eine Zeitspanne beschränkt, 
in welcher der Betroffene die gerichtliche Entscheidung in der 
von der Verfahrensordnung gegebenen Instanz kaum erlangen 
kann. Eine Unterbringungsmaßnahme ist ein tief greifender 
Grundrechtseingriff (BVerfG, NJW 1998, 2432 ff.; BVerfGE 
104, 220 ff.). Aufgrund der bis zum 10. Juli 2006 genehmigten 
Unterbringung konnte die Betroffene auch keine Entscheidung 
in den von der Verfahrensordnung vorgegebenen Instanzen 
erreichen (vgl. Senat, Beschluss vom 23. Mai 2000 – 1 W 
2749/00, FGPrax 2000, 213 f.), zumal sie bereits am 23. Juni 
2006 entlassen worden war.

II. Das Feststellungsbegehren hat auch in der Sache Erfolg.
Nach § 1906 Abs. 2 S. 1 BGB bedarf die mit Freiheitsent-

ziehung verbundene Unterbringung des Betreuten durch den 
Betreuer der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. Die 
Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Unterbringung zum 
Wohl des Betroffenen erforderlich ist, weil aufgrund einer psy-
chischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung 
des Betreuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst tötet oder 
erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügt, § 1906 Abs. 1 
Nr. 1 BGB oder eine Untersuchung des Gesundheitszustands, 
eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff notwendig 
ist, ohne die Unterbringung des Betreuten nicht durchgeführt 
werden kann und der Betreute aufgrund einer psychischen 
Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung die Not-
wendigkeit der Unterbringung nicht erkennen oder nicht nach 
dieser Einsicht handeln kann, § 1906 Abs. 1 Nr. 2 BGB.

Das Landgericht hat ausgeführt: Aufgrund der gutachterli-
chen Stellungnahme der Klinikärzte vom 15. Mai 2006, welche 
Bestätigung in dem ebenfalls zeitnah erstatteten Gutachten des 
Sachverständigen Dr. K sowie weiteren in den Akten befindli-
chen fachärztlichen Gutachten und Stellungnahmen finde, stehe 
fest, dass die Betroffene an einer akuten paranoiden Schizo-
phrenie leide, die dringend einer medikamentösen Behandlung 

bedürfe, um ganz erhebliche eigengefährdende Fehlhandlungen 
seitens der Betroffenen bis hin zum Suizid sowie eine weitere 
Verschlechterung des Gesundheitszustandes verbunden mit 
erheblichem Leidensdruck für die Betroffene abzuwehren. Man-
gels jeglicher Krankheits- und Behandlungseinsicht könne die 
dringend erforderliche konsequente neuroleptische Behandlung 
der Betroffenen derzeit nur stationär und nur im Wege der 
Unterbringung erfolgen.

Diese Ausführungen halten einer rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand, §§ 27 Abs. 1 FGG, 546 ZPO, weil sie auf einer 
verfahrensfehlerhaft erfolgten Ermittlung des Sachverhalts be-
ruhen, § 12 FGG.

Vor einer Unterbringungsmaßnahme hat das Gericht das 
Gutachten eines Sachverständigen einzuholen, der den Betrof-
fenen persönlich zu untersuchen oder zu befragen hat, § 70 e 
Abs. 1 S. 1 FGG. Vorliegend hat das Vormundschaftsgericht 
den die Betroffene bereits seit dem 7. Mai 2006 behandelnden 
Stationsarzt Dr. E-S um die Erstellung eines Gutachtens gemäß 
§ 70 e FGG gebeten, der am 15. Mai 2006 das »Ärztliche Attest 
zur Unterbringung« dem Gericht überreicht hat, das mit dem 
bereits vorliegenden »Ärztlichen Attest zur Unterbringung« 
vom 12. Mai 2006 übereinstimmte und lediglich um die kurze 
Mitteilung eines Gesprächs mit der Betroffenen am 15. Mai 
2006 ergänzt war. Das Vormundschaftsgericht hatte zuvor die 
Betroffene weder über die Person des Gutachters noch über-
haupt über seine Prüfbitte unterrichtet. Das war verfahrens-
fehlerhaft und hinderte an der Verwertung als Gutachten. Das 
Landgericht konnte seine Entscheidung deshalb nicht auf ein 
vom Vormundschaftsgericht eingeholtes Gutachten stützen, 
§§ 70 m Abs. 3, 69 g Abs. 5 S. 4 FGG, sondern hätte selbst ein 
Gutachten einholen müssen, § 12 FGG.

Die Person des Sachverständigen hat das Gericht vor der 
Begutachtung dem Betroffenen bekannt zu geben, weil nach 
§§ 15 Abs. 1 FGG, 406 ZPO eine Ablehnung des Sachverstän-
digen in Betracht kommt (Senat, Beschluss vom 20. Dezember 
1994 – 1 W 6687/94 –, FamRZ 1995, 1379 = KG-Report 1995, 
248). Das Gericht hat den Betroffenen aber auch überhaupt 
darüber in Kenntnis zu setzen, dass eine Begutachtung ange-
ordnet worden ist. Aus dem verfassungsrechtlichen Grund-
satz des rechtlichen Gehörs, Art. 103 Abs. 1 GG, folgt das 
Recht der Beteiligten, an einer Beweisaufnahme teilzunehmen 
(Schmidt, in: Keidel/Kuntze/Winkler, FGG, 15. Aufl., § 15, 
Rdn. 13; Jansen, FGG, 2. Aufl., § 15, Rdn. 8). Dieses Recht 
kann naturgemäß nur dann wahrgenommen werden, wenn die 
Beteiligten Kenntnis von einer Beweisaufnahme haben. Dies 
muss umso mehr gelten, wenn das Gericht ein ärztliches Gut-
achten über einen Beteiligten einholt. Dessen Rechtsstellung 
als Verfahrenssubjekt erfordert es zwingend, dass ihm vor der 
Begutachtung der Zweck der ärztlichen Untersuchung durch 
das Gericht eröffnet wird. Vorliegend kommt hinzu, dass die 
Betroffene überhaupt nicht damit rechnen konnte, dass der 
Stationsarzt, in dessen Behandlung sie sich zunächst freiwil-
lig begeben hatte, im Auftrag des Vormundschaftsgerichts ein 
Gutachten über sie erstellen sollte. Sie konnte daher auch nicht 
– was für die Verwertbarkeit der bei der Behandlung erhobe-
nen Befunde im Rahmen des Gutachtens erforderlich gewesen 
wäre – den Sachverständigen von der ärztlichen Schweigepflicht 
entbinden (vgl. Marschner, in: Jürgens, Betreuungsrecht, 
3. Aufl., § 70 e FGG, Rdn. 4; Knittel, Betreuungsgesetz, Lo-
seblatt 14. Ergänzungslieferung, § 70 e, Rdn. 11; Sonnenfeld, 
in: Jansen, FGG, 3. Aufl., § 70 e, Rdn. 6; Wigge, MedR 1996, 
291, 297). Nach all dem kann offenbleiben, ob das von Dr. E-S 
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überreichte ärztliche Attest nach seinem eigenen Verständnis 
überhaupt als Gutachten im Sinne des § 70 e FGG anzusehen 
war. Das dort wiedergegebene Gespräch mit der Betroffenen 
am 15. Mai 2006 ist als Darstellung einer persönlichen Unter-
suchung und Befragung durch den Sachverständigen jedenfalls 
völlig unzureichend.

Auf diesem Verfahrensfehler beruht die Entscheidung des 
Beschwerdegerichts. Das Vormundschaftsgericht hat ein 
verwertbares Gutachten nicht eingeholt. Das Gutachten des 
Sachverständigen Dr. K vom 9. Mai 2006 ersetzte ein eigenes 
Gutachten im Unterbringungsverfahren nicht (vgl. Kayser, in: 
Keidel/Kuntze/Winkler, a. a. O., § 70 e, Rdn. 2). Die Aus-
führungen des Sachverständigen Dr. K in diesem Gutachten 
bezogen sich lediglich auf die Erforderlichkeit der Verlängerung 
der Betreuung. Aussagen zur gegenwärtigen Erforderlichkeit der 
Unterbringung enthält es nicht, da sich die Betroffene zum Zeit-
punkt der Untersuchung noch freiwillig im Klinikum aufhielt. 
Das Landgericht hätte danach ein eigenes Gutachten einholen 
müssen. Auf in erster Instanz eingeholte Gutachten konnte sich 
das Landgericht nur dann beziehen, wenn diese eine hinreichen-
de Tatsachengrundlage bildeten, §§ 70 m Abs. 3, 69 g Abs. 5 
S. 4 FGG (OLG Köln, OLG-Report 2000, 396, 397).

Die Begutachtung kann nach Beendigung der Unterbrin-
gungsmaßnahme nicht mehr nachgeholt werden. § 70 e FGG 
ist Teil der Bestimmungen, durch die der Gesetzgeber gewähr-
leisten wollte, dass die für eine Unterbringung erforderlichen 
Ermittlungen durchgeführt werden (BT-Drs. 11/4528, S. 93 
re. Sp.). Das Gleiche gilt für §§ 70 m Abs. 3, 69 g Abs. 5 FGG, 
wonach ggf. dem Vormundschaftsgericht unterlaufene Verfah-
rensfehler durch Nachholung in der Beschwerdeinstanz geheilt 
werden können. Die Heilung kommt aber nur dann in Betracht, 
wenn Verfahrensgegenstand des Beschwerdeverfahrens nicht 
nur die in der Vergangenheit erfolgte Anordnung der Unter-
bringungsmaßnahme, sondern auch noch deren Aufrechterhal-
tung bzw. Beendigung ist (vgl. Senat, bislang unveröffentlichter 
Beschluss vom 11. Juli 2006 – 1 W 400/02 –; OLG Schleswig, 
FamRZ 1994, 781; Jansen, a. a. O., § 12, Rdn. 103). Das folgt 
im Übrigen auch aus dem Wortlaut des § 70 e Abs. 1 S. 1 FGG, 
wonach das Gutachten eines Sachverständigen vor einer Un-
terbringungsmaßnahme einzuholen ist.

Ein Verstoß gegen § 70 e FGG stellt einen Verfahrensfeh-
ler dar, der das Rechtsbeschwerdegericht in aller Regel zur 
Aufhebung der Beschwerdeentscheidung nötigt (Bienwald, 
Betreuungsrecht, 4. Aufl., § 70 e FGG, Rdn. 14). Kommt die 
Begutachtung wie hier nicht mehr in Betracht, ist auf Antrag 
des Betroffenen die Rechtswidrigkeit der Unterbringungsmaß-
nahme festzustellen, weil das Feststellungsinteresse des Betrof-
fenen nicht auf die materiell-rechtlichen Voraussetzungen der 
Unterbringungsmaßnahme beschränkt ist, sondern auch die 
Einhaltung der Verfahrensvorschriften umfasst.

Anmerkung:

Die Entscheidung des Kammergerichts verdeutlicht einmal mehr 
die außerordentlich hohen verfahrensrechtlichen Anforderun-
gen, die mit der vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung 
einer mit Freiheitsentzug verbundenen Unterbringung eines Be-
treuten durch seinen Betreuer nach § 1906 Abs. 2 BGB i. V. m. 
§§ 70 ff. FGG verbunden sind. Allein im Zusammenhang mit 
dem vor der Unterbringungsmaßnahme durch das Gericht ein-
zuholenden Sachverständigengutachten (§ 70 e FGG) bestehen 
zahlreiche Verfahrensgarantien, von denen für das Kammer-
gericht entscheidungserheblich allein das Gebot rechtlichen 

Gehörs vor der Begutachtung war. In der Praxis wird aber 
auch den weiteren Anforderungen oftmals nur unzureichend 
Aufmerksamkeit geschenkt:

a) Auswahl des Sachverständigen

Das Gericht hat nach pflichtgemäßem Ermessen eine bestimmte 
Person als Sachverständigen auszuwählen. Die Bezeichnung 
einer Klinik oder Abteilung, eines Instituts oder einer Behörde 
reicht schon deshalb nicht, weil dem Betroffenen ansonsten das 
Recht abgeschnitten würde, den Sachverständigen nach §§ 15 
Abs. 1 FGG, 406 ZPO abzulehnen. Bei der Auswahl ist insbe-
sondere zu beachten, ob der vorgesehene Sachverständige in die 
Behandlung des Betroffenen eingebunden ist. Sachverständiger 
und behandelnder Arzt dürfen grundsätzlich nicht personen-
identisch sein (LG Tübingen FamRZ 1996, 1344). Die Gefahr 
einer Personenidentität besteht nicht nur bei einer – wie hier – 
von der Betroffenen freiwillig begonnenen Behandlung, sondern 
auch dann, wenn der Arzt des Unterbringungskrankenhauses, 
der im Verlauf der einstweiligen Unterbringung nach § 70 h FGG 
das Gutachten nach § 70 e FGG anfertigen soll, bereits mit der 
Behandlung befasst ist. Der Arzt unterliegt in diesen Fällen der 
ärztlichen Schweigepflicht, selbst wenn eine Nutzung der bei 
der Behandlung gewonnenen Erkenntnisse im Rahmen der Be-
gutachtung nur zu verlockend erscheint. Er darf das Gutachten 
ohne wirksame Entbindung nicht erstatten und das Gericht seine 
Befunde nicht verwerten (vgl. Jürgens-Marschner a. a. O. 
§ 70 e Rz. 4; Marschner/Volckart-Volckart, Freiheitsent-
ziehung und Unterbringung, 4. Aufl. Kap. D § 70 e Rz. 10 f. auch 
zu einer früheren Tätigkeit als Sachverständiger). Dem Gericht 
ist eine problematische frühere Tätigkeit des Sachverständigen 
häufig nicht unmittelbar erkennbar. Mangels Problembewusst-
seins aufseiten der Richter – wie der Ärzte – werden insoweit 
nötige Feststellungen auch kaum getroffen.

Der Sachverständige soll nach § 70 e Abs. 1 Satz 2 FGG 
in der Regel Arzt für Psychiatrie sein. Ob bei den Ärzten der 
Gesundheitsämter generell von einer ausreichenden Erfahrung 
auf dem Gebiet der Psychiatrie ausgegangen werden kann, ist 
zweifelhaft (zust. Bienwald/Sonnenfeld/Hoffmann-Bien-
wald, FGG, 4. Aufl. § 70 e Rz. 6, Jansen-Sonnenfeld, FGG, 
3. Aufl. § 70 e Rz. 4; abl. HK-BUR-Rink, Bearbeitung 2002, 
§ 70 e Rz. 13). Bei Ärzten ohne entsprechende Fachbezeichnung 
oder bei fehlenden Angaben (»Assistenzarzt«, »Stationsarzt«) 
muss im Einzelfall eine ausreichende Erfahrung festgestellt und 
in der gerichtlichen Entscheidung dargelegt werden (BayObLG 
FamRZ 1989, 319, 320; 1993, 351, 352). Sind solche Feststel-
lungen nicht getroffen worden, ist die Entscheidung anfechtbar 
(BayObLG FamRZ 1997, 1565).

b) Rechtliches Gehör vor der Begutachtung

Das Gericht hat den Betreuten in jedem Fall über die Anord-
nung der Begutachtung und die Person des Sachverständigen 
zu informieren. Beide Anforderungen gewinnen im Fall des 
Kammergerichts nur eine besondere Bedeutung, da sich die 
Betroffene bereits freiwillig in Behandlung befand und deshalb 
eine spätere, (zugleich) gutachterliche Tätigkeit des behandeln-
den Arztes für sie nicht erkennbar war.

c) Gutachtenauftrag

Der Auftrag an den Sachverständigen ist vom Gericht im 
Hinblick auf die medizinischen Gesichtspunkte der materiell-
rechtlichen Voraussetzungen der konkreten Unterbringungs-
maßnahme möglichst präzise zu formulieren (Einzelheiten bei 
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HK-BUR-Rink a. a. O. § 70 e Rz. 8 mit Muster 5205). Diese 
Aufgabe wird in der Praxis vom Amtsrichter durch »ankreuzen« 
im jeweils vorhandenen Formular bewältigt und damit häufig 
bereits die Ursache eines unzureichenden Gutachtens gelegt. Die 
Problematik wird noch durch die nach der neuesten Rechtspre-
chung an die vormundschaftsgerichtliche Genehmigung einer 
freiheitsentziehenden Unterbringung nach § 1906 Abs. 1 Nr. 2 
BGB zu stellenden Anforderungen verschärft. Wenn dort Inhalt, 
Gegenstand und Ausmaß einer vom Betroffenen zu duldenden 
Behandlung so konkret und bestimmbar wie möglich benannt 
werden müssen – bei medikamentöser Behandlung durch mög-
lichst exakte Angabe des Arzneimittels bzw. Wirkstoffs, des-
sen Dosierung und Verabreichungshäufigkeit (vgl. BGH R & P 
2006, 141 m. Anm. Hoffmann; OLG Köln NJW-RR 2006, 
1664) – so verlangt das weitere Differenzierungen hinsichtlich 
der vorangehenden Beweisaufnahme.

d) Verfahren des Sachverständigen

Nach § 70 e Abs. 1 Satz 1 FGG hat der Sachverständige den 
Betroffenen persönlich zu untersuchen oder zu befragen. Die 
Untersuchung darf nur in einem geringen zeitlichen Abstand vor 
der Erstattung des Gutachtens liegen. Eine bloße Stellungnahme 
nach Aktenlage, eine Exploration am Telefon oder aufgrund 
eines Gesprächs aus anderem Anlass reichen nicht. Insoweit 
muss der Sachverständige seine Informationsquellen offenlegen. 
In der Praxis bleiben demgegenüber Herkunft und Gehalt der 
vom Sachverständigen berücksichtigten Anknüpfungstatsachen 
häufig völlig unklar.

e) Form und Inhalt des Gutachtens

Das Gericht hat in aller Regel eine schriftliche Begutachtung 
anzuordnen. Ein nur mündlich erstattetes Gutachten ist zu pro-
tokollieren. Durch das Gutachten muss eine nachprüfbare und 
nachvollziehbare Grundlage für die Entscheidung des Gerichts 
geschaffen werden. Dies setzt zumindest voraus:

aa) Die Darstellung der durchgeführten Untersuchungen 
und Befragungen, der sonstigen Erkenntnisse sowie ihre sach-
verständige Erörterung,

bb) die Darlegung von Art und Ausmaß der psychischen 
Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung und eine 
Stellungnahme zu der Frage, ob und inwieweit der Betroffene 
hierdurch gehindert ist, seinen Willen bezüglich der geschlos-
senen Unterbringung frei zu bestimmen,

cc) konkrete Angaben zur laufenden und zukünftigen Be-
handlung (Inhalt, Gegenstand, Ausmaß), des zu erwartenden 
Behandlungserfolgs und der Notwendigkeit der Behandlung in 
einer geschlossenen Einrichtung sowie

dd) eine Stellungnahme zur Prognose sowie die Erörterung 
von Alternativen (vgl. BayObLG FamRZ 1995, 695 f.; OLG 
Düsseldorf R & P 1995, 93; OLG Bremen R & P 1995, 187; 
KG FamRZ 1995, 1379, 1380).

f) Rechtliches Gehör nach der Begutachtung

Das Gutachten des Sachverständigen darf vom Gericht grund-
sätzlich nur verwertet werden, wenn es dem Betroffenen recht-
zeitig, schriftlich und vollständig vor seiner persönlichen An-
hörung zur Verfügung gestellt worden ist (BayObLG BTPrax 
2003, 175, 176; OLG Düsseldorf BtPrax 1996, 188; Jansen-
Sonnenfeld a. a. O. § 70 e Rz. 11). Kann ausnahmsweise von 
einer Bekanntgabe an den Betroffenen abgesehen werden, ist 
das Gutachten dem Verfahrenspfleger bekannt zu geben (Bay-
ObLG Rpfleger 2002, 24).

g) Überprüfung durch das Gericht:

Das der freien Beweiswürdigung unterliegende – zeitnah er-
stellte (BayObLG FamRZ 2004, 1064) – Gutachten ist vom 
Gericht kritisch zu würdigen (BayObLG FamRZ 1994, 720). 
Eine solche Würdigung ist auch deshalb erforderlich, weil man-
gelhafte Unterbringungsgutachten erschreckend häufig sind 
(Marschner/Volckart-Volckart a. a. O. Kap. D § 70 e Rz. 6 
mit Beispielen wichtiger Mängel). Erfahrungsgemäß tun sich 
die Gerichte mit der kritischen Würdigung medizinischer Gut-
achten äußerst schwer. Stattdessen wird – auch in Anbetracht 
der großen Zahl (scheinbar) eindeutiger Sachverhalte – nur das 
Ergebnis der Begutachtung referiert oder eine oberflächliche 
Plausibilitätskontrolle angestellt.

Ein Verstoß gegen die Anforderungen des § 70 e FGG stellt 
einen Verfahrensfehler dar, der das Rechtsbeschwerdegericht in 
aller Regel zur Aufhebung der Beschwerdeentscheidung nötigt 
(OLG Düsseldorf FamRZ 1995, 118).

Den umfangreichen verfahrensrechtlichen Vorschriften wer-
den die in Betreuungssachen tätigen Richter vor dem Hinter-
grund ihrer Pensenbelastung, der oftmals unbeliebten Thema-
tik, einer angesichts der Freiheitsbeeinträchtigungen erstaunlich 
geringen Sensibilität, einer abstumpfenden Routine und einem 
großen Vertrauen in die Notwendigkeit medizinischer Behand-
lung oftmals nicht gerecht. Es dürfte kaum ein Rechtsgebiet 
geben, in dem eine solche Diskrepanz zwischen den rechtlichen 
Anforderungen und ihrer praktischen Bewältigung besteht.

Wolfgang Lesting

3. Keine Maßregelerledigung zur Korrektur 
erstinstanzlicher Rechtsfehler 
BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschluss vom 
19.10.2006 – 2 BvR 1486/06 
§ 67 d Abs. 6 StGB

Leitsatz (der Redaktion):

Es ist von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden, § 67 d 
Abs. 6 StGB nicht auf Fälle ausschließlich fehlerhafter Rechts-
anwendung in dem der Unterbringung gemäß § 63 StGB zu-
grunde liegenden Urteil anzuwenden.

Aus den Gründen:

1. Es ist von Verfassungs wegen – auch unter Berücksichtigung 
des besonderen Gewichts des Freiheitsgrundrechts – nicht zu 
beanstanden, dass die Fachgerichte1 § 67 d Abs. 6 StGB nicht 
auf Fälle ausschließlich fehlerhafter Rechtsanwendung in dem 
der Unterbringung zugrunde liegenden Urteil angewendet 
haben. Zutreffend sind sie davon ausgegangen, dass es sich 
bei der rechtlichen Zuordnung der unstreitigen tatsächlichen 
Feststellungen zu den Eingangsmerkmalen der §§ 20, 21 StGB 
um einen juristischen Subsumtionsvorgang handelt, der der 
Rechtskraft fähig ist, und für den als solchen keine Wiederauf-
nahmemöglichkeit besteht (§ 359 StPO; dazu BGHSt 39, 75 
<79>; Meyer-Goßner, StPO, 49. Aufl. 2006, § 359 Rn. 25). 
Die materielle Rechtskraft von Gerichtsurteilen ist Ausprägung 
der Rechtssicherheit als einem neben dem Gebot materieller 
Gerechtigkeit im Rechtsstaatsgebot enthaltenen Prinzip (vgl. 
BVerfGE 7, 89 <92>; 22, 322 <329>; 47, 146 <161>; 74, 
129 <152>). Es ist in erster Linie Aufgabe des Gesetzgebers, 

1 OLG Frankfurt/M., Beschluss vom 16.06.2006 (3 Ws 585/06), 

und LG Gießen, Beschluss vom 28.04.2006 (1 StVK 484/05).
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den häufig auftretenden Widerstreit beider Ausprägungen des 
Rechtsstaatsprinzips zum Ausgleich zu bringen (vgl. BVerfGE 
22, 322 <329>).

2. Nicht zu beanstanden ist die Erwägung des OLG, es sei 
nach der gesetzgeberischen Intention grundsätzlich an die bis-
herige Rechtsprechung anzuknüpfen (vgl. BT-Drs 15/2887, 14), 
und es sei fernliegend anzunehmen, eine zur bisherigen Praxis 
gegenteilige Behandlung rechtsfehlerhafter Einweisungen habe 
der Gesetzgeber trotz der Rechtskraftproblematik gleichsam 
nebenher mitregeln wollen. Die Fachgerichte durften auch die 
gesetzgeberischen Erwägungen in der Begründung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Reform des Rechts der Unterbringung in 
einem psychiatrischen Krankenhaus und in einer Entziehungs-
anstalt (BT-Drs 15/3652, 7, 15, 22) willkürfrei als Bestätigung 
ihrer Auffassung werten.

3. Auch in der neueren Literatur wird davon ausgegangen, 
§ 67 d Abs. 6 StGB sei nicht auf anfängliche Rechtsfehler an-
wendbar (vgl. Stree, in: Schönke/Schröder, StGB, 27. Aufl. 
2006; Tröndle/Fischer, StGB, 53. Aufl. 2006, § 67 c Rn. 6; 
Veh, in: Münchner Kommentar zum StGB, 2005, § 67 d Rn. 30; 
Pollähne/Böllinger, in: NOMOS-Kommentar zum StGB, 
2. Aufl. 2005, § 67 d Rn. 56; vgl. auch der hier erkennende 
3. Strafsenat des OLG Frankfurt/M. in R & P 2006, 151, sowie 
schon zur früheren Rechtslage OLG Frankfurt/M. NStZ 2003, 
222 <223>; Volckart R & P 2003, 110 f.).

Anmerkung der Redaktion:

Vgl. zu dieser Problematik die Schwerpunkt-Beiträge in diesem 
Heft (und insb. Hofstetter/Rohner S. 51 – 56).

4. Kein Vorwegvollzug der Strafe bei Krankheitseinsicht 
und Therapiewilligkeit 
BGH, Beschluss vom 11.10.2006 – 5 StR 391/06 
§§ 64, 67 StGB

Leitsatz (der Redaktion):

Weist der Verurteilte Motivationsbereitschaft zur Durchfüh-
rung einer Therapie auf (geständig, krankheitseinsichtig, the-
rapiewillig), scheidet der Vorwegvollzug eines Teils der Begleit-
freiheitsstrafe regelmäßig aus.

Aus den Gründen:

Das LG Bremen hat den Ang. wegen schweren Raubes sowie 
wegen schwerer räuberischer Erpressung in drei Fällen zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren verurteilt. Es hat die 
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt angeordnet und be-
stimmt, dass die Vollziehung der Maßregel erst erfolgen dürfe, 
nachdem der Ang. ein Jahr und sechs Monate der gegen ihn 
erkannten Freiheitsstrafe verbüßt hat.

Die Revision des Ang. ist im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO 
unbegründet, soweit sie sich gegen den Schuldspruch und den 
Strafausspruch richtet. Die Anordnung des Vorwegvollzugs 
der Strafe vor der Maßregel kann aber nicht bestehen bleiben. 
Hierzu hat die Bundesanwaltschaft in ihrer Antragsschrift vom 
24.08.2006 ausgeführt:

»Die Nachprüfung des Rechtsfolgenausspruchs hat einen 
Rechtsfehler nur insoweit ergeben, als das LG den Vorweg-
vollzug eines Teils der ausgeurteilten Gesamtfreiheitsstrafe vor 
der Maßregel nach § 64 StGB angeordnet hat. Hierfür ist – wie 
der Bf. zutreffend ausgeführt hat – nach den Feststellungen 
(...) kein Raum, weil nicht nachvollziehbar ist, weshalb der 

geständige, krankheitseinsichtige und therapiewillige Bf. durch 
den Vollzug eines Teils der Gesamtfreiheitsstrafe für die erfolg-
reiche Durchführung der späteren Maßregel nach § 64 StGB 
zunächst ›weichgeklopft‹ werden müsste. Die vom LG hierfür 
angeführten Erwägungen sind allesamt abstrakt, pauschal und 
für sich betrachtet nicht aussagekräftig. Sie entsprechen nicht 
den höchstrichterlichen Begründungsanforderungen zur Recht-
fertigung einer auf § 67 Abs. 2 StGB gestützten Entscheidung 
(vgl. dazu BGHR StGB § 67 Abs. 2 Zweckerreichung, leichtere 
10). Da der Beschwerdeführer nach den Urteilsfeststellungen 
einerseits Motivationsbereitschaft zur Durchführung einer The-
rapie aufweist, andererseits weitere tragfähige konkret fassbare 
Aspekte für ein Vorgehen nach § 67 Abs. 2 StGB vom LG weder 
angeführt noch sonst ersichtlich sind, bedarf es hierzu keiner 
neuen Verhandlung und Entscheidung.«

Dem schließt sich der Senat an.

Anmerkung:

Der Fall macht einmal mehr deutlich, wie unangebracht die 
geplante Neuregelung des Vorwegvollzuges ist: Nach dem mit 
dem Bundesrat abgestimmten Entwurf der Bundesregierung 
(BT-Drs 16/1110, 7, 11, 14), der auch in der öffentlichen Exper-
tenanhörung des Bundestages am 28.02.2007 offenbar kaum 
auf Kritik gestoßen ist, soll § 67 Abs. 2 StGB dahingehend ge-
ändert werden, dass bei Begleitstrafen von mehr als drei Jahren 
der Vorwegvollzug eines Teils dieser Strafe zur Regel wird. Die 
Entscheidung des LG Bremen, die nach (noch) geltendem Recht 
vom BGH völlig zu Recht verworfen wurde (vgl. auch BGH 
R & P 2005, 201 m. Anm. Pollähne), wäre nach der neuen 
Rechtslage kaum mehr angreifbar. Der »geständige, krank-
heitseinsichtige und therapiewillige Beschwerdeführer« müsste 
zunächst 18 Monate im Strafvollzug absitzen. Eine Ausnahme 
von dieser neuen Regel ließe sich wohl nur noch damit begrün-
den, nach Ablauf der 18 Monate sei der Gefangene zwar viel-
leicht immer noch geständig, aber voraussichtlich nicht mehr 
krankheitseinsichtig und vor allem nicht mehr therapiewillig 
– die Beweislast hätte sich aber umgekehrt. Möglich, dass der 
Gefangene, der gar nicht mehr »weichgeklopft« werden musste, 
derweil »hartgekocht« ist.

Das Argument des nach erfolgreichem Abschluss der Entzie-
hungsbehandlung noch verbleibenden Strafrests, dessen Voll-
streckung (noch) nicht zur Bewährung ausgesetzt werden könne 
(vgl. BT-Drs 16/1110, 11), wurde vom LG Bremen offenbar 
gar nicht bemüht. Aber auch insoweit macht der vorliegende 
Fall deutlich, dass die offiziellen Rechnungen nicht aufgehen: 
Lässt man etwaige Untersuchungshaft (über die hier nichts 
mitgeteilt wird) einmal außen vor, könnte der Untergebrachte 
gemäß § 67 Abs. 5 S. 1 StGB nach zweieinhalb Jahren entlassen 
werden, weil Strafe und Maßregel gemeinsam aussetzungsreif 
sind; anderenfalls würde der Vollzug der Maßregel fortgesetzt 
(aaO S. 2 Hs. 1). Nur ausnahmsweise müsste der Strafvollzug 
angeordnet werden, wenn »Umstände in der Person des Ver-
urteilten es angezeigt erscheinen lassen« (aaO Hs. 2). Wo ist 
also das Problem, das durch einen Vorwegvollzug verhindert 
werden soll?

Helmut Pollähne
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5. Freiheitsstrafe zur Therapie statt Geldstrafe? 
BGH, Beschluss vom 06.12.2006 – 2 StR 497/06 
§§ 46, 47, 64 StGB; § 35 BtMG

Leitsätze (der Redaktion):

1. Eine (kurze) Freiheitsstrafe darf statt einer (schuldangemes-
senen) Geldstrafe nicht allein deshalb verhängt werden, weil 
dem Täter eine Therapie zuteil werden soll.
2. Von der bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 64 StGB 
zwingenden Maßregelanordnung darf nicht allein im Hinblick 
auf eine mögliche Maßnahme nach §§ 35, 36 BtMG abgesehen 
werden.

Aus den Gründen:

(...) Der Strafausspruch kann hingegen nicht bestehen bleiben. 
Das LG hat in elf der zwölf abgeurteilten Fälle [des Handel-
treibens mit Betäubungsmitteln] auf Einzelfreiheitsstrafen von 
jeweils vier Monaten erkannt. Zu § 47 Abs. 1 StGB hat es aus-
geführt, es seien Freiheitsstrafen unter sechs Monaten geboten 
gewesen, da es längerer Freiheitsstrafen nicht bedürfe, »sondern 
vor allem einer Therapie« (...). Das ist rechtsfehlerhaft, denn die 
»Unerlässlichkeit« kurzer Freiheitsstrafen im Sinne von § 47 
Abs. 1 StGB bezieht sich nicht auf die Abgrenzung zu längeren 
Freiheitsstrafen, sondern zu Geldstrafen; im Übrigen dürfte 
eine Freiheitsstrafe statt einer (schuldangemessenen) Geldstra-
fe nicht allein deshalb verhängt werden, um dem Täter eine 
»Therapie« zuteilwerden zu lassen. Der Rechtsfehler führt zur 
Aufhebung des Strafausspruchs insgesamt.

Auch bei der Ang. hat das LG darüber hinaus rechtsfehlerhaft 
die Anordnung einer Maßregel gemäß § 64 StGB nicht geprüft. 
Die Ang. ist nach den Feststellungen seit Jahren betäubungsmit-
telabhängig. Die Taten beging sie, um ihren Eigenkonsum zu 
finanzieren. Das LG hat – auch insoweit unklar – im Rahmen 
der Prüfung einer Strafaussetzung zur Bewährung ausdrücklich 
ausgeführt, es halte »lediglich den Weg des § 35 BtMG für 
gangbar« (...). Das zeigt, dass auch der Tatrichter die Voraus-
setzungen des § 64 StGB grundsätzlich für gegeben gehalten hat. 
Von der in diesem Fall zwingenden Maßregelanordnung darf 
aber nach ständiger Rechtsprechung des BGH nicht allein im 
Hinblick auf eine mögliche Maßnahme nach §§ 35, 36 BtMG 
abgesehen werden (vgl. Tröndle/Fischer StGB 54. Aufl. § 64 
Rn. 19 f. mit Nachw. zur Rspr.). (...)

6. Unzulässigkeit der Weisung zur 
Schweigepflicht-Entbindung 
KG, Beschluss vom 02.11.2006 – 5 Ws 557/06 
§§ 63, 67 b, 68 b StGB

Leitsatz:

Eine dem Verurteilten nach §§ 67 b Abs. 2, 68 b, 68 d StGB 
erteilte Weisung, die ihn behandelnden Ärzte gegenüber dem 
Gericht von der Schweigepflicht zu entbinden, ist rechtswidrig; 
dies kann dazu führen, dass eine sonst mögliche Aussetzung 
einer Maßregel (oder einer Freiheitsstrafe) bei Fehlen einer 
Entbindungserklärung nicht (mehr) verantwortbar ist.

Aus den Gründen:

Das LG Berlin hat den Bf. durch Urteil vom 05.12.2002 unter 
anderem von den Vorwürfen der Gefährdung des Straßenver-
kehrs infolge Alkoholgenusses, der Unfallflucht und des Fahrens 
ohne Fahrerlaubnis freigesprochen, weil er diese Straftaten 

aufgrund einer gemischten schizoaffektiven Psychose begangen 
hatte und deshalb unfähig gewesen war, das Unrecht einzusehen 
(§ 20 StGB). Die Strafkammer hat seine Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus angeordnet und die Maßregel zur 
Bewährung ausgesetzt. Sie hat ihm mit seinem Einverständnis 
die Weisung erteilt, sich unmittelbar nach seiner Entlassung aus 
dem Krankenhaus des Maßregelvollzuges in stationäre psychi-
atrische Behandlung zu begeben und ihn am 31.03.2003 der 
Aufsicht und Leitung eines Bewährungshelfers unterstellt. Nach 
medikamentöser Einstellung wurde der Bf. am 19.02.2003 aus 
der Waldhausklinik entlassen; danach besuchte er zunächst 
regelmäßig eine Tagesklinik.

In der Folgezeit verschlechterte sich sein Zustand. Am 
01.05.2005 verursachte er mit dem Fahrrad einen Verkehrsun-
fall, wodurch ein Kind verletzt wurde. Die dem Ang. entnomme-
ne Blutprobe ergab eine Blutalkoholkonzentration von 1,45‰. 
Das Strafverfahren wurde – völlig unverständlich – ebenso wie 
ein weiteres, unter anderem wegen Beleidigung geführtes, nach 
§ 153 Abs. 2 StPO eingestellt. Spätestens seit dem Frühjahr 
dieses Jahres nimmt der Bf. keine Medikamente mehr; die ärzt-
liche Behandlung hat er abgebrochen. Mit dem angefochtenen 
Beschluss hat das LG dem Ang. nach §§ 68 b, 68 d StGB die 
Weisungen erteilt, sich in ärztliche Behandlung zu begeben, eine 
notwendige Medikation nicht ohne Zustimmung seines Arztes 
zu beenden, seinen Arzt von der Schweigepflicht zu entbinden, 
den Kontakt zum Bewährungshelfer aufrechtzuerhalten und die 
Führungsaufsicht auf fünf Jahre festgesetzt. Hiergegen richtet 
sich die Beschwerde (§§ 463 Abs. 2, 453 Abs. 2 S. 1) des Ang. 
Sie hat im Wesentlichen keinen Erfolg.

1. Die in der angefochtenen Entscheidung näher bestimmten 
Weisungen sind – mit einer Ausnahme (siehe unten 2.) – nicht 
gesetzeswidrig (§ 453 Abs. 2 S. 2 StPO). Sie bedürfen lediglich 
der Klarstellung.

Die Weisungen, sich in ärztliche Behandlung zu begeben und 
eine verordnete medikamentöse Therapie nicht ohne Zustim-
mung des behandelnden Arztes zu beenden, sind nicht deshalb 
unzulässig, weil der Bf. eine Therapie abgebrochen hat und in 
völliger Realitätsverkennung meint, gesund zu sein. Gemäß 
§§ 68 b Abs. 2 S. 2, 56 c Abs. 3 Nr. 1 StGB bedarf die Wei-
sung, sich einer Heilbehandlung zu unterziehen, nur dann der 
Einwilligung des Bf., wenn die Behandlung mit einem körper-
lichen Eingriff verbunden ist. Das ist hier nicht der Fall. Es ist 
nicht erkennbar, dass die Weisungen ermessensfehlerhaft oder 
unverhältnismäßig sein könnten. Die kontinuierliche medizi-
nische Betreuung des Bf. bildet die wichtigste Voraussetzung 
dafür, dass das LG die Aussetzungsentscheidung treffen und 
aufrechterhalten konnte. Der Bf. ist im Begriff, durch sein 
Verhalten gegenüber dem Bewährungshelfer und den von ihm 
begangenen Straftaten dieser Entscheidung die Grundlage zu 
entziehen. Er bedarf dringend ärztlicher Hilfe, um nicht den 
naheliegenden Widerruf der Bewährung zu riskieren. Um dem 
LG eine Überprüfung zu ermöglichen, hat der Bf. die Aufnahme 
der Behandlung dem Gericht nachzuweisen.

Auch die Weisung hinsichtlich der Kontakte zum Bewäh-
rungshelfer ist nicht gesetzeswidrig oder ermessensfehlerhaft, 
da der Bf. dessen Unterstützung dringend benötigt. Ebenso 
wenig ist die Dauer der Führungsaufsicht von fünf Jahren zu 
beanstanden.

2. a) Bei Zugrundelegung des Beschlusses des BVerfG vom 
06.06.2006 (R & P 2006, 42 [Ls.] und MedR 2006, 586) sind 
die dem Bf. erteilten Weisungen, die behandelnden Ärzte ge-
genüber dem Gericht von der Schweigepflicht zu entbinden und 
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eine solche Entbindungserklärung vorzulegen, in Ermangelung 
einer ausreichenden Ermächtigungsgrundlage als gesetzeswidrig 
im Sinne von § 453 Abs. 2 S. 2 StPO anzusehen und müssen 
entfallen. Diesem Beschluss liegt zwar ein Fall zugrunde, in 
dem es lediglich um die gesetzlich eintretende Führungsauf-
sicht ging, die der Erledigterklärung der (zuvor vollstreckten) 
Unterbringung nachfolgt (§§ 63, 67 d Abs. 6 S. 2 StGB). Seine 
Begründung, der beanstandeten Weisung fehle die gesetzliche 
Grundlage, macht jedoch hinsichtlich des Entstehens der Füh-
rungsaufsicht keinen Unterschied und gilt auch für den hiesigen 
Streitfall, in dem sie durch die Aussetzung der Unterbringung 
zur Bewährung eingetreten ist (§ 67 b Abs. 2 StGB). Sie besagt 
ohne Rückgriff auf den Grund des Eintritts der Führungsauf-
sicht, dass die im Rahmen der Heil- oder Suchtbehandlung 
tätigen Ärzte und Psychologen generell nicht verpflichtet seien 
und verpflichtet werden könnten, dem Gericht, der Staatsan-
waltschaft, dem Bewährungshelfer oder der Führungsaufsichts-
stelle Auskunft über Beginn, Fortdauer, Mitarbeit, Erfolg und 
Abbruch der Therapie zu geben. Dem stehe das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) 
und das Recht auf informationelle Selbstbestimmung des Be-
troffenen entgegen (a. a. O. Rn. 31, 33, 34, 36).

Diese von einer Kammer des BVerfG getroffene Entschei-
dung entfaltet mithin auch bei der dem Senat vorliegenden 
Fallgestaltung Bindungswirkung nach § 31 Abs. 1 BVerfGG, 
ohne dass es darauf ankäme, ob ihr eine Senatsentscheidung 
zugrunde gelegen hat (vgl. Niemöller DRiZ 2006, 229, 230 f. 
mit Nachw.).

b) Der Senat weist gleichwohl darauf hin, dass die in dem 
vorbezeichneten Beschluss vertretene Auffassung des BVerfG in 
dem hier vorliegenden Fall des Eintritts der Führungsaufsicht 
nach § 67 b Abs. 2 StGB und für die vergleichbare Fallgestaltung 
einer Weisung nach § 56 c Abs. 3 StGB Bedenken begegnet. Sie 
führt in ihrer Konsequenz zu einer Verschlechterung der Lage 
der Angeklagten bzw. Verurteilten, denen in deutlich geringe-
rem Maße der Aussetzung der Strafe oder der Unterbringung 
gewährt werden kann. Bei Entscheidungen, in denen nur die Er-
teilung einer Weisung zur Heil- oder Suchtbehandlung (§§ 56 c 
Abs. 3 Nr. 1, 67 d Abs. 2, 68 b Abs. 2 S. 2 StGB) es dem – in 
solchen Fällen zumeist sachverständig beratenen – Gericht ver-
tretbar erscheinen lässt, die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe 
oder den Vollzug der Unterbringung (nach den §§ 63, 64 StGB) 
zur Bewährung auszusetzen, wobei in Fällen der Maßregelaus-
setzung Führungsaufsicht eintritt (§§ 67 b Abs. 2, 68b Abs. 2 
S. 2 StGB), bedarf der Proband der engen Überwachung des 
Bewährungsverlaufs durch das Gericht. Ist diese Überwachung 
nicht in dem erforderlichen Maße möglich, muss die Aussetzung 
zur Bewährung von vornherein unterbleiben, weil sie dann 
unvertretbar wäre. Einen unabdingbaren Faktor dafür, eine 
günstige Prognose für den Verlauf der Bewährung stellen zu 
können, bildet fast regelhaft die uneingeschränkte Fähigkeit 
des Gerichts, über den Antritt und den Stand der Therapie 
jederzeit unterrichtet zu sein.

aa) Folgt man der Auffassung des BVerfG in dem Umfang, 
in dem sie eine Bindungswirkung entfaltet, wird die nur bei 
Auskunftspflicht der behandelnden Personen leistbare Über-
wachung der Einhaltung von Weisungen, sich einer Heil- oder 
Suchtbehandlung zu unterziehen, die dem Bewährungshelfer 
(§ 56 d Abs. 3 StGB) oder – mit dessen Unterstützung – der 
Führungsaufsichtsstelle jeweils im Einvernehmen mit dem Ge-
richt (§ 68 a Abs. 3 StGB) obliegt, unmöglich gemacht. Dies 
wiederum hat zur Folge, dass die Gerichte dem gesetzlichen, der 

Sicherheit der Bevölkerung dienenden Gebot, bei gröblichem 
und beharrlichem Verstoß gegen jene Weisungen die Ausset-
zung der Freiheitsstrafe (§ 56 f Abs. 1 S. 1 Nr. 2 StGB) oder 
der Unterbringung (§ 67 g Abs. 1 Nr. 2 StGB) zu widerrufen, 
nur in den – äußerst seltenen – Fällen entsprechen können, in 
denen der Verurteilte oder Untergebrachte den Weisungsver-
stoß einräumt.

Aus der Gesamtbetrachtung und -beurteilung von Sinn und 
Zweck des vorgenannten Komplexes von Vorschriften ergibt 
sich nach Auffassung des Senats das zwingende Erfordernis, 
dass dem Gericht entweder das Recht gegeben sein muss, den 
Angeklagten oder Verurteilten zur Erteilung einer Schweige-
pflichtsentbindung anzuweisen – oder dass auch ohne aus-
drückliche Schweigepflichtsentbindung oder eine entsprechende 
Weisung die Offenbarungspflicht der behandelnden Person 
jedenfalls bezüglicher aller Umstände, die zur Beurteilung eines 
gröblichen und beharrlichen Weisungsverstoßes erforderlich 
sind, besteht.

bb) Das BVerfG hat in der zitierten Entscheidung den Rege-
lungskomplex und die weitreichenden Folgen seiner Auffassung 
für die Unmöglichkeit der Weisungskontrolle und eines etwa 
gebotenen Widerrufes von Aussetzungen zur Bewährung mögli-
cherweise deshalb nicht behandelt, weil ihm eine Fallgestaltung 
vorlag, in der es lediglich um die nach der Erledigterklärung der 
Unterbringung (nach § 63 StGB) eingetretene Führungsaufsicht 
(§ 67 d Abs. 6 S. 2 StGB) ging. In deren Rahmen ist das Er-
fordernis einer wirksamen Kontrolle geringer ausgeprägt. Der 
Feststellung eines Weisungsverstoßes bedarf es weder für die 
Folge des Widerrufes, noch für die Strafbarkeit nach § 145 a S. 1 
StGB, der nur Verstöße gegen die in § 68 b Abs. 1 bezeichneten 
Weisungen, nicht jedoch gegen solche der Heil- und Suchtbe-
handlung (nach § 68 b Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 56 c Abs. 3 Nr. 1 
StGB) unterliegen. Auf die allerdings auch für den dem BVerfG 
vorliegenden Fall bedeutsame Frage, wie eine Entscheidung 
nach § 68 c Abs. 2 S. 1 StGB getroffen werden kann, wenn 
wegen der notwendigen, aber nicht erzwingbaren Entbindung 
von der Schweigepflicht nicht überprüft werden kann, ob der 
Verurteilte der Heil- oder Suchtbehandlungsweisung nach-
kommt, ist das Gericht nicht eingegangen.

cc) Seine Anregung (a. a. O. Rn. 37), die Weisung – auch ohne 
Zustimmung des Betroffenen und eine Schweigepflichtsent-
bindung – in nicht zu beanstandender Weise dahin zu fassen, 
dass er Nachweise über Beginn und Fortdauer der Behandlung 
vorlegt, weist keinen praktikablen Ausweg aus dem Dilemma. 
Denn ein gröblicher und beharrlicher Weisungsverstoß ist nicht 
nur dann gegeben, wenn der Verurteilte oder Untergebrach-
te die Behandlung nicht beginnt oder eigenmächtig abbricht, 
sondern auch dann, wenn er an ihr zwar teilnimmt, sich aber 
bewusst und nachhaltig gegen sie sperrt, die Therapiesitzun-
gen stört oder die Mitarbeit teilweise oder gänzlich verweigert 
und so eine Heilbehandlung, die diesen Namen verdient, nicht 
zulässt. Darüber dürfte der Arzt, folgt man der Entscheidung, 
nichts offenbaren. Denn dort (Rn. 36) heißt es dazu:

»Soweit der Bf. verpflichtet wird, jeweils den ihn behan-
delnden Arzt für den Fall des Abbruchs der Therapie von der 
Schweigepflicht zu entbinden, enthält die Weisung schon kei-
nerlei Einschränkungen. Auch die Entbindung von der Schwei-
gepflicht hinsichtlich etwaiger mangelnder Mitarbeit an der 
Therapie eröffnet die Möglichkeit, auf die Einzelheiten der 
Behandlung zuzugreifen. Die ›mangelnde Mitarbeit‹ wird – weil 
regelmäßig streitig – letztendlich oft eine Bewertung durch das 
Gericht verlangen und dürfte häufig ohne Kenntnis der ärzt-
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lichen Therapieabsichten und der ihnen zugrunde liegenden 
Feststellungen sowie der Gründe für die teilweise oder gänz-
lich verweigerte Kooperation des Probanden schwerlich zu 
beurteilen sein.«

dd) Sollte das vom BVerfG (a. a. O. Rn. 42) angesprochene 
gesetzgeberische Vorhaben gemäß dem Vorschlag des Bundes-
rates (BR-Drs 256/06, 3 f) umgesetzt werden, entstünde ein 
neues Problem. Der Bundesrat schlägt vor, in § 68 b Abs. 1 S. 1 
StGB eine Regelung aufzunehmen, die es ermöglicht, den ver-
urteilten Personen die Weisung zu erteilen, die ihn im Rahmen 
einer Weisung zur Heilbehandlung oder Entziehungstherapie 
behandelnden Personen von der Schweigepflicht zu entbinden. 
Würde eine solche Regelung nur an der vorgeschlagenen Stelle 
eingefügt, nicht aber auch bei § 56 c Abs. 3 Nr. 1 StGB, so 
müsste man argumentieren, insoweit habe der Gesetzgeber in 
Kenntnis des (ausweislich der Entscheidung des BVerfG beste-
henden) Problems eine solche Weisung ausdrücklich nur im 
Rahmen der Führungsaufsicht (§ 68 ff. StGB), nicht jedoch bei 
entsprechender Sachlage für die Aussetzung einer Freiheitsstrafe 
zur Bewährung (§§ 56 ff. StGB) erlauben wollen. Entsprechen-
des gilt für den – hinsichtlich der Offenbarungspflicht zutreffen-
deren, aber auch nur unter § 68 a StGB verorteten – Vorschlag 
des Regierungsentwurfes (BT-Drs 16/1993, Art. 1 Nr. 9: § 68 a 
Abs. 7 S. 3 StGB), den aufgrund einer Weisung psychiatrisch, 
psycho- oder sozialtherapeutisch betreuenden oder behandeln-
den Personen eine Offenbarungspflicht insoweit aufzuerlegen, 
als es für die Aufgabenerfüllung des Gerichts, der Führungsauf-
sichtsstelle oder der Bewährungshilfe erforderlich ist.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 473 Abs. 1 Satz 1 
StPO. Das Entfallen einer der Weisungen ist kein kostenrechtli-
cher Teilerfolg im Sinne des § 473 Abs. 4 StPO. Die Begründung 
des Rechtsmittels lässt erkennen, dass der Bf. es auch eingelegt 
hätte, wenn das LG diese Weisung nicht erteilt hätte.

7. Laufzeit der Überprüfungsfristen 
OLG Karlsruhe, Beschluss vom 06.12.2006 – 2 Ws 284/06 
§ 67 e StGB

Leitsatz:

Der erneute Lauf der Überprüfungsfristen des § 67 e Abs. 2 
StGB beginnt mit dem Tag, an dem das Gericht die Aussetzung 
der Unterbringung ablehnt; es kommt nicht darauf an, wann 
die Entscheidung rechtskräftig geworden ist.

Aus den Gründen:

Gemäß § 67 e Abs. 2 StGB beträgt die Prüfungsfrist bei der 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung zwei Jahre. Lehnt 
das Gericht die Aussetzung ab, beginnt die Prüfungsfrist gemäß 
§ 67 e Abs. 4 S. 2 StGB mit der Entscheidung von Neuem. 
Damit stellt die Vorschrift auf Entscheidungen ab, mit denen 
die StVK oder (auf die sofortige Beschwerde der StA) das Be-
schwerdegericht die Aussetzung der weiteren Vollstreckung 
zur Bewährung ablehnt. Auf die Rechtskraft der ablehnenden 
Entscheidung kommt es nach herrschender Auffassung nicht 
an (OLG Hamm NJW 1971, 949 und MDR 1976, 159; OLG 
Braunschweig NJW 1975, 1847; LK-Horstkotte, 10. Auflage, 
§ 67 e Rn. 13; MüKo-StGB, § 67 e Rn. 6; SK-Horn, § 67 e 
Rn. 6), sondern auf das Datum der Entscheidung.

Dieser Auffassung tritt der Senat bei. Für sie sprechen Sinn und 
Zweck des § 67 e StGB, der dem Untergebrachten Rechtssicher-
heit durch Überprüfung der Unterbringungsvoraussetzungen in 

regelmäßigen, zeitlich eindeutig festliegenden Zeitabständen 
gewährleisten soll (Pollähne/Böllinger in NK-StGB § 67 e 
Rn. 1; OLG Hamm NJW 1971, 949). Für den Untergebrachten 
muss klar erkennbar sein, wann er spätestens mit einer neuen 
Überprüfung rechnen kann (BVerfG NJW 2004, 739, 750), die 
dem aktuellen Stand seiner Maßregelvollzugssituation (Persön-
lichkeitsentwicklung, Therapieverlauf bei Unterbringung gemäß 
§§ 63, 64 StGB, Gesundheit, Entlassungsbedingungen, Gefähr-
lichkeit und sonstige für die Prognoseentscheidung wichtige 
Faktoren) Rechnung trägt. Auch für die Vollstreckungsbehörde 
muss – möglichst unabhängig davon, in welchem OLG-Bezirk 
der Untergebrachte die Maßregel verbüßt – eindeutig festste-
hen, wann sie die jeweils nächste Überprüfung einleiten muss. 
Dieser Zielsetzung widerspräche es, die Frist den Zufälligkeiten 
des Eintritts der Rechtskraft auszusetzen (OLG Hamm NJW 
1971, 949; LK-Horstkotte, § 67 e Rn. 13). Die Fristen des 
§ 67 e StGB sind Mindestfristen. Käme es auf den Zeitpunkt 
der Rechtskraft an, würden diese Fristen wegen des mit der 
Durchführung eines Beschwerdeverfahrens verbundenen Zeit-
aufwands erheblich und im Laufe einer langen Unterbringung 
möglicherweise mehrfach gelockert und damit im Ergebnis 
verlängert. Zwar ist dem LG zuzugeben, dass im vorliegenden 
Falle der Beschwerdeentscheidung des Senats vom 26.01.2006 
eine eigene Anhörung des Untergebrachten und ein vom Senat 
eingeholtes aktuelles psychiatrisches Sachverständigengutach-
ten zugrunde lagen, sodass der Untergebrachte im konkreten 
Fall keinen Nachteil erleiden würde, begänne die Frist mit dem 
Tag, an dem die Entscheidung des Senats erlassen wurde. In-
dessen entspricht diese Verfahrensweise nicht der Regel und 
rechtfertigt deshalb keine andere Beurteilung der dem Senat 
mit der sofortigen Beschwerde unterbreiteten Frage, die der 
Klärung über den vorliegenden Einzelfall hinaus bedarf. Denn 
unbeschadet des Umstandes, dass das Beschwerdegericht ge-
mäß § 67 e StGB ergangene Entscheidungen auf eine sofortige 
Beschwerde unbeschränkt und umfassend nachzuprüfen hat, 
werden die Beschwerdeentscheidungen regelmäßig ohne per-
sönliche Anhörung des Untergebrachten auf der gleichen und 
ausreichend aktuellen Tatsachenbasis getroffen, die auch der 
Entscheidung der StVK zugrunde gelegen hat.

8. Keine nachträgliche Unterbringung im psychiatrischen 
Krankenhaus 
BGH, Beschluss vom 01.12.2006 – 2 StR 475/06 
§§ 66 b, 63 StGB

Leitsätze (der Redaktion):

1. Die nachträgliche Sicherungsverwahrung dient nicht dazu, 
unklare Gefährdungslagen »vorsorglich« abzuwenden; massive 
Drohungen eines Gefangenen, schwere Straftaten auszuführen, 
um unter Beweis zu stellen, er sei ein »hochgefährlicher, un-
kontrollierbarer, therapiebedürftiger Geisteskranker«, bedürfen 
besonders kritischer Würdigung ihres Realitätsgehalts.
2. Eine Umgehung der Grenzen des § 63 StGB auf dem Weg 
über die Anordnung nachträglicher Sicherungsverwahrung ist 
nicht zulässig; die psychische Störung eines Verurteilten darf 
nicht in einen Hang im Sinne von § 66 Abs. 1 Nr. 3 StGB 
umgedeutet werden.
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Aus den Gründen:

[Die] Feststellungen und Erwägungen tragen die Anordnung 
der nachträglichen Sicherungsverwahrung nicht.

a) Schon die Neuheit von für die Gefährlichkeit des Verurt. 
indiziellen Tatsachen und ihr – nach Ansicht des LG Trier – 
symptomatischer Zusammenhang mit den Anlasstaten sind 
unklar und nicht ohne Widersprüche dargelegt. So lässt sich 
die Ausführung, zum Zeitpunkt des früheren Urteils sei die 
Neigung des Verurt. zu Gewalttaten nicht erkennbar gewe-
sen, nicht ohne Weiteres mit der Darlegung vereinbaren, den 
Anlasstaten (nach § 250 Abs. 1 Nr. 1 lit. b StGB) sei Gewalt 
oder Drohung mit Gewalt »immanent«; die Gewaltfantasien 
seien Ausdruck eben der Persönlichkeitsstörung, die im Aus-
gangsverfahren festgestellt wurde, und in der Ausführung der 
Anlasstaten liege »die Wurzel« dieser Persönlichkeitsstörung 
(...). Letztlich wird aus den Urteilsgründen nicht gänzlich klar, 
ob das LG die neuen Tatsachen in der »Verschlechterung der 
Persönlichkeitsstörung« (...) oder in den »Gewaltgedanken« 
(...) gesehen hat.

b) Neue Tatsachen im Sinne von § 66 b Abs. 1 StGB können 
auch innere Tatsachen, also Umstände und Veränderungen in 
der Persönlichkeit, der psychischen Stabilität, der Lebenspla-
nung oder Motivation des Verurt. sein. Daher war es grundsätz-
lich zulässig, die sichergestellten Briefe des Verurt. als Indizien 
für solche Tatsachen zu verwerten, welche ihrerseits auf die 
von § 66 b StGB vorausgesetzte besondere Gefährlichkeit hin-
deuten könnten. Angesichts des Umstands, dass es sich bei den 
Briefen um die insoweit einzigen Beweismittel handelte, und 
angesichts der auffälligen Besonderheiten des Falles musste sich 
das LG mit den Auslegungs- und Deutungsmöglichkeiten dieser 
Indizien aber umfassend und erschöpfend auseinandersetzen. 
Hieran fehlt es im angefochtenen Urteil. Die rechtliche Prüfung 
der Urteilsausführungen ergibt, dass das LG bei der Würdi-
gung der Beweisergebnisse teilweise einem einseitig verengten 
Blickwinkel gefolgt ist und wesentliche Anhaltspunkte für eine 
abweichende Würdigung nicht hinreichend beachtet hat.

Zur Frage der Motivation des Verurt. hat das LG dessen 
Einlassung als glaubhaft angesehen, er habe die Briefe »aus 
Frust« geschrieben; abgegrenzt hat es dieses Motiv von einer 
»schriftstellerischen Tätigkeit« und dem Motiv der »Prahlerei in 
der JVA«. Damit sind die Möglichkeiten der Einordnung jedoch 
nicht ausgeschöpft. Das LG hat insbesondere einen Zusammen-
hang zwischen dem vielfältigem Bemühen des Verurt., eine psy-
chotherapeutische Behandlung zu erlangen, einschließlich seines 
hierbei hervorgetretenen Manipulationsverhaltens, und dem 
Inhalt der sichergestellten Briefe nicht erkennbar geprüft. Den 
erwiesenermaßen falschen und teilweise bis zur Lächerlichkeit 
übertriebenen Briefinhalt – etwa die Selbstbezichtigung, sämtli-
che unaufgeklärten Gewaltdelikte in Süddeutschland begangen 
zu haben – hat es allein dahin gewürdigt, aus dem Widerspruch 
zur guten Intelligenz des Verurt. ergebe sich, dass ihm »eine 
Kontrolle über die ... narzisstische Wut nicht möglich« sei (...). 
Nach den übrigen Feststellungen des Urteils drängt sich aber 
auf, dass es andere, wohl näherliegende Erklärungsmöglichkei-
ten dieses Widerspruchs gab. Das lag schon deshalb auf der 
Hand, weil es weder in der Vergangenheit im Verhalten des 
Verurt. gegenüber anderen Personen zu »Kontrollverlusten« ge-
kommen ist noch der Verurt. die »Kontrolle« über seine schrift-
lichen Offenbarungen im März 2003 verlor. Selbst wenn er, wie 
die teilweise Vordatierung der Briefe vermuten lässt, jedenfalls 
zunächst beabsichtigte, die restlichen Schreiben erst kurz vor 
seiner zu erwartenden Haftentlassung Ende 2005 abzusenden, 

würde eine solche über Jahre hinweg geplante und ohne äußere 
Auffälligkeit im Vollzugsalltag umgesetzte Manipulation zur 
Erreichung eines – wie auch immer zu beurteilenden – Ziels 
eher das Gegenteil eines »Kontrollverlusts« belegen.

Da der Verurt. weder an einer Wahnerkrankung leidet noch 
gravierende Mängel der kognitiven Intelligenz aufweist, liegt 
es eher fern anzunehmen, er könne beim Schreiben der Briefe 
ernstlich vermutet oder angestrebt haben, dass die darin ent-
haltenen »Geständnisse«, Selbstbeschreibungen oder Ankün-
digungen in dem Sinne ernst genommen würden, dass man sie 
als Wiedergabe wahrer Tatsachen ansehen könnte. Es musste 
daher jedenfalls auch die naheliegende Möglichkeit in Betracht 
gezogen werden, dass der Verurteilte mit dem offenkundig un-
zutreffenden Geständnis angeblicher monströser Untaten in der 
Vergangenheit sowie der erkennbar abwegigen Ankündigung 
eines »Blutbads« aus einem fiktiven zukünftigen Anlass, dessen 
Eintritt gänzlich fernliegt, seine Behauptung belegen wollte, er 
sei »geisteskrank«, jedenfalls aber dringend therapiebedürftig. 
Auch wenn eine solche Selbstdarstellung sowie eine Flucht in 
die Rolle eines für sein Verhalten nicht verantwortlichen, zu 
»heilenden« Geisteskranken Ausdruck der bei dem Verurt. 
festgestellten Persönlichkeitsstörung sein mögen, müssten ent-
sprechende Feststellungen doch zu anderen Bewertungen bei der 
Frage des Hangs und der Prognose führen. Das angefochtene 
Urteil verhält sich hierzu nicht; es teilt auch nicht mit, ob die 
Sachverständigen dazu Stellung genommen haben.

c) Nicht rechtsfehlerfrei sind auch die Darlegungen des LG 
zum Verhältnis von Fantasie und Realität in Persönlichkeit 
und Verhalten des Verurt. Hierbei wäre zunächst der wichtige 
Umstand zu berücksichtigen gewesen, dass sich weder in dessen 
Biografie bis zu den Anlasstaten noch bei deren Ausführung 
noch im Vollzug der Strafhaft Anhaltspunkte für eine »unkon-
trollierte« Neigung zur Gewalt oder dafür ergeben haben, dass 
der Verurt. jemals Taten wie die in den Briefen geschilderten 
begangen oder ernstlich geplant haben könnte. Dass der Verurt. 
sich seit dem Schreiben der Briefe weitere dreieinhalb Jahre 
in Haft befand und daher nicht im gleichen Maß Gelegenheit 
zur Begehung von Straftaten hatte, spricht im Hinblick auf die 
Besonderheiten des Falles nicht gegen die Indizwirkung des 
Umstands, dass es in dieser Zeit nicht zu Gewalttaten gekom-
men ist. Wenn es dem Verurt. darum gegangen wäre, durch 
tatsächliche Ausführung von Gewalttaten seinen Charakter 
als hochgefährlicher, unkontrollierbarer Geisteskranker zu 
»beweisen«, hätte es mehr als nahegelegen, dies bereits wäh-
rend des Vollzugs der Haft zu tun. Da es in diesem Fall auf 
die Vermeidung eines Entdeckungsrisikos nicht angekommen 
wäre, hätte sich das LG damit auseinandersetzen müssen, wieso 
die angebliche, jedenfalls ab März 2003 »unkontrollierbare« 
Gewaltneigung des Verurt. während mehrerer Jahre keinerlei 
äußeren Ausdruck gefunden hat.

Fehlerhaft ist auch die Würdigung des LG, die Ernsthaf-
tigkeit der Drohungen des Verurt. ergebe sich schon daraus, 
dass er diese »über verschiedene Briefe hinweg immer wieder 
wiederholt« habe (...). Das lässt außer Acht, dass diese Briefe 
alle an einem Nachmittag im März 2003 geschrieben worden 
sind und über weite Strecken textidentisch waren. Wenn der 
Verurteilte mehrere Zeitschriften und sonstige Stellen über seine 
angebliche Leidens- und Tatgeschichte informieren wollte, blieb 
ihm, da ihm ein Kopiergerät in der Haft nicht zur Verfügung 
stand, nur der Weg des handschriftlichen Abschreibens. Ein 
Indiz für einen besonderen psychischen Tat-Druck ergibt sich 
hieraus gerade nicht.

Rechtsprechung



92
R & P, 25. Jg., Heft 2, 2007

Rechtsfehlerhaft ist insoweit schließlich auch, dass das LG 
einen unmittelbaren symptomatischen Zusammenhang zwi-
schen Persönlichkeitsstörung, Anlasstaten und den »Gewaltge-
danken« als neue Tatsachen herstellt. Dies daraus abzuleiten, 
dass der Verurt. die beiden Raubüberfälle in seinen Briefen 
erwähnte, und hieraus zu schließen, sie seien »Mosaiksteine 
auf seinem Weg zu seiner Entwicklung zum größten deutschen 
Gewaltverbrecher des Jahrhunderts« (...), wird von den Fest-
stellungen nicht getragen, denn zum einen lag den Anlasstaten 
ein gänzlich anderes Motiv – wirtschaftliche Schwierigkeiten 
nach Scheitern der Selbstständigkeit – zugrunde; zum anderen 
hat der Verurt. bei diesen Taten die Ausübung von Gewalt 
gerade vermieden.

d) Die Maßregel des § 66 b StGB ist nach inzwischen stän-
diger Rechtsprechung des BGH eine auf Ausnahmefälle zu 
beschränkende Maßnahme (vgl. BGHSt 50, 121, 125; 50, 
284, 296; 50, 373, 378). Sie dient nicht dazu, unklare Gefähr-
dungslagen »vorsorglich« abzuwenden. Auch eine Umgehung 
der Grenzen des § 63 StGB auf dem Weg über die Anordnung 
nachträglicher Sicherungsverwahrung ist nicht zulässig.

Eine »nachträgliche« Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus kennt das Gesetz nicht; dies darf nicht 
dadurch umgangen werden, dass die psychische Störung eines 
Verurt. ohne Weiteres in einen Hang im Sinne von § 66 Abs. 1 
Nr. 3 StGB umgedeutet wird (vgl. auch BGH R & P 2006, 203 
[m. Anm. Pollähne]). Auch dies hat das LG nicht zutreffend 
gesehen. Seine Anregung, »alsbald« nach Rechtskraft des Ur-
teils den Verurt. in den Vollzug der Maßregel nach § 63 StGB 
zu überweisen, deutet darauf hin, dass es in Wahrheit eher eine 
nachträgliche Unterbringung nach § 63 StGB anordnen wollte. 
Hierfür fehlt es an den gesetzlichen Voraussetzungen.

Anmerkung (der Redaktion):

Vgl. auch die in R & P 2006, 45 ff. und 203 ff. (jew. m. Anm. 
Pollähne) dokumentierten Entscheidungen.

Rechtsprechung in Leitsätzen

Vollstreckung der lebenslangen Freiheitsstrafe 
aus Gründen der Gefährlichkeit 
BVerfG, Beschluss vom 08.11.2006 – 2 BvR 578, 796/02 
Art. 1, 2, 3, 20 GG; §§ 57, 57 a StGB; § 454 StPO

Leitsätze:

1. Die Vollstreckung der lebenslangen Freiheitsstrafe über den 
durch die besondere Schwere der Schuld bedingten Zeitpunkt 
hinaus aus Gründen der Gefährlichkeit des Straftäters verletzt 
weder die Garantie der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) 
noch das Freiheitsgrundrecht aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG.
2. Die konkrete und grundsätzlich auch realisierbare Chance 
des Verurteilten auf Wiedererlangung der Freiheit ist durch 
strikte Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei der 
Entscheidung über die Aussetzung der lebenslangen Freiheits-
strafe sicherzustellen.

[Die Entscheidung ist im Volltext dok. unter www.verlag.
psychiatrie.de/zeitschriften/rp_rechtsprechung/und in EuGRZ 
2007, 66]

Anspruch auf Aushändigung der Kopie eines 
psychologischen Gutachtens aus der Gefangenenakte 
KG, Beschluss vom 04.12.2006 – 5 Ws 102/06 Vollz 
§ 185 StVollzG

Leitsatz (amtlich):

Zum Recht eines Strafgefangenen auf Einsicht in ein krimino-
logisch-prognostisches Gutachten einer Dipl.-Psychologin.

Leitsätze (der Redaktion):

1. Hat der Gefangene u. a. vorgetragen, dass er sich ein um-
fassendes Bild über den Inhalt des über ihn erhobenen Gefah-
renprognosegutachtens machen und es gegebenenfalls durch 
ein Gegengutachten überprüfen lassen will, hat er ausreichend 
sein Interesse an der Akteneinsicht gemäß § 185 StVollzG dar-
gelegt.
2. Dem Akteneinsichtsrecht eines inhaftierten Patienten ist als 
Ausfluss des informationellen Selbstbestimmungsrechts eine 
hohe Bedeutung beizumessen, das jedenfalls dann Vorrang 
genießt, wenn die Vollzugsbehörde dem kein eigenes Zurück-
behaltungsinteresse entgegengesetzt hat.
3. Hat das Gutachten eine beachtliche Länge und beinhaltet 
zahlreiche Fremdwörter, ist ohne Weiteres davon auszugehen, 
dass der Strafgefangene, wenn er sich mit diesem Schriftgut 
intensiv und textnah auseinandersetzen will, auf die Kenntnis 
von dessen exaktem Wortlaut angewiesen ist, sodass eine Aus-
kunft allein nicht genügt; die Beantragung einer Fotokopie des 
Gutachtens ist daher nicht zu beanstanden.

[Die Entscheidung ist im Volltext dok. unter www.verlag.psy-
chiatrie.de/zeitschriften/rp_rechtsprechung/]

Externe Begutachtung zu Behandlungsaussichten 
OLG Dresden, Beschluss vom 15.03.2006 – 2 Ws 120/06 
§§ 67 d, 67 e StGB

Leitsätze (der Redaktion):

1. Spätestens nach Ablauf von fünf Jahren ist bei der Entschei-
dung über die Fortdauer der Unterbringung in einem psychi-
atrischen Krankenhaus ein externes Gutachten einzuholen.
2. Ein früheres externes Gutachten kann notwendig werden, 
wenn sich der Zustand des Patienten verschlechtert hat und 
nicht auszuschließen ist, dass eine Veränderung der bisheri-
gen Unterbringungsbedingungen zu einer Verbesserung der 
Behandlungsaussichten führen wird, weil für eine positive Ent-
wicklung zu den gegebenen Bedingungen keine Anhaltspunkte 
erkennbar sind.
3. Hinreichende Therapieaussichten sind keine Voraussetzung 
für die Anordnung der Maßregel oder ihre Fortdauer, verdienen 
aber Beachtung im Rahmen der Prüfung, ob die Fortdauer 
unter Berücksichtigung der konkreten Vollzugsbedingungen 
noch verhältnismäßig ist.

[Die Entscheidung ist im Volltext dok. unter www.verlag.psy-
chiatrie.de/zeitschriften/rp_rechtsprechung/]

Rechtsprechung
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Nachträgliche Sicherungsverwahrung nach psychischer 
Erkrankung eines Strafgefangenen I 
BGH, Beschluss vom 24.03.2006 – 1 StR 27/06 
§§ 66 b, 67 a StGB; § 395 StPO

Leitsätze (der Redaktion):

1. Die psychische Erkrankung eines Strafgefangenen kann eine 
neue Tatsache i. S. d. § 66 b StGB sein, wenn die diagnostischen 
Anknüpfungstatsachen zum Zeitpunkt der Aburteilung noch 
nicht vorlagen, bekannt oder zumindest erkennbar waren; eine 
nachträgliche erstmalige oder neue Bewertung bereits früher 
bekannter oder erkennbarer Tatsachen scheidet aus.
2. Angesichts des Krankheitsbildes wird es sich für die nach 
Vollzugsbeginn zuständige Strafvollstreckungskammer empfeh-
len, die nachträgliche Überweisung in den Vollzug der Unter-
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus zu prüfen.
3. Im Verfahren über die Anordnung der nachträglichen Siche-
rungsverwahrung ist die Nebenklage nicht zulässig.

[Die Entscheidung ist im Volltext dok. unter www.verlag.psy-
chiatrie.de/zeitschriften/rp_rechtsprechung/]

Nachträgliche Sicherungsverwahrung nach psychischer 
Erkrankung eines Strafgefangenen II 
BGH, Beschluss vom 09.01.2007 – 1 StR 605/06 
§§ 66 b, 63 StGB; §§ 9, 10 BayUnterbrG

Leitsätze (der Redaktion):

1. Die psychische Erkrankung eines Strafgefangenen kann eine 
neue Tatsache i. S. d. § 66 b StGB sein, wenn die diagnostischen 

Anknüpfungstatsachen zum Zeitpunkt der Aburteilung noch 
nicht vorlagen, bekannt oder zumindest erkennbar waren; eine 
nachträgliche erstmalige oder neue Bewertung bereits früher 
bekannter oder erkennbarer Tatsachen scheidet aus.
2. Zur Begründung einer nachträglichen Sicherungsverwahrung 
bedarf es konkreter Feststellungen, auf welche Weise sich die 
festgestellte psychische Erkrankung so auf das Verhalten des 
Gefangenen auswirkt, dass eine Gefahr für die Allgemeinheit 
indiziert ist, und wie sie in einen prognoserelevanten sympto-
matischen Zusammenhang mit der Anlasstat gebracht werden 
kann.
3. Ist allein aufgrund der psychischen Erkrankung des Gefan-
genen deliktisches Verhalten zu erwarten, ohne dass sich ein 
konkreter Zusammenhang mit der zurückliegenden Straftat 
herstellen lässt, kommen allenfalls präventive polizeirechtliche 
Maßnahmen in Betracht.
4. Auch bei der nachträglichen Sicherungsverwahrung gemäß 
§ 66 b Abs. 2 StGB bedarf es der Feststellung eines Hanges zur 
Begehung erheblicher Straftaten (Bestätigung von BGHSt 50, 
373, Abgrenzung von BVerfG R & P 2006, 207); dies dient 
zugleich zur Abgrenzung gegenüber einer von Gesetzes wegen 
nicht vorgesehenen nachträglichen Unterbringung gemäß § 63 
StGB.

[Die Entscheidung ist im Volltext dok. unter www.verlag.psy-
chiatrie.de/zeitschriften/rp_rechtsprechung/und in StV 2007, 
181]

Buchbesprechungen

Egg R (Hg.) (2005) »Gefährliche Straftäter«. 
Eine Problemgruppe der Kriminalpolitik?
Schriftenreihe der Kriminologischen Zentralstelle e. V., 
Wiesbaden, Band 47, 193 S., 19 Euro

Die Kriminologische Zentralstelle Wiesbaden veranstaltete 
im November 2004 eine interdisziplinäre Fachtagung, die 
sich vor allem mit der Frage beschäftigte, ob die relativ kleine 
Gruppe der »gefährlichen Straftäter« eine Problemgruppe der 
Kriminalpolitik und der Strafrechtspraxis darstellt, oder ob 
ihre Bedeutung eher überschätzt wird. Im vorliegenden Buch 
sind die Tagungsbeiträge dokumentiert. In einem aus histo-
rischer Perspektive gefassten, sehr nachdenklich stimmenden 
Einführungsbeitrag warnt Horstkotte vor dem Anstreben to-
taler Sicherheit. Primäres Ziel sei eher die kompromisslose 
Herstellung fleckenloser Rechtsstaatlichkeit. In dem Beitrag 
über »Mehrfach- und Intensivtäter aus der Sicht der Polizei« 
werden diese von Steffen als kein neues Problem, wohl aber 
eines, dem sich auch die Polizei in den letzten Jahren verstärkt 

annimmt, geschildert, wobei diese Tätergruppen als ein »Schlüs-
selproblem« der Kriminalitätskontrolle – sowohl hinsichtlich 
der Sicherheitslage wie hinsichtlich des Sicherheitsgefühls der 
Bevölkerung, charakterisiert werden. In dem Beitrag »Kriminal-
rechtliche Maßregeln, Gefährlichkeit und Verhältnismäßigkeit« 
von Dessecker werden u. a. interessante Daten zu Belegungszah-
len im Maßregelvollzug aller Länder mitgeteilt. Baltzer vertritt 
in seinem Beitrag »Gefährliche Straftäter im Strafvollzug« die 
Auffassung, dass auf die Maßregel der Sicherheitsverwahrung 
nicht verzichtet werden kann und dass es auch die Möglichkeit 
geben muss, sie nachträglich anzuordnen, wenn die Gefähr-
lichkeit des Täters vom Tatgericht nicht erkannt oder aber 
unterschätzt wurde. Ergebnis seiner empirischen Studie ist 
jedoch der Vorschlag, die Wiederaufnahmegründe dahin zu 
erweitern, dass eine Wiederaufnahme auch dann zulässig ist, 
wenn neue Tatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, die 
allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen 
geeignet sind, die Anordnung der Unterbringung in der Si-
cherungsverwahrung nach Maßgabe des § 66 Abs.3 StGB zu 
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begründen. Hingegen wird der vom Gesetzgeber beschrittene 
Weg der nachträglichen Sicherungsverwahrung als möglicher 
Irrweg eingeschätzt, weil die die Rückfallgefahr bedingenden 
Tatsachen keine »nova« i. S. dieser Vorschrift seien. Aus der 
Perspektive eines Strafvollstreckungsrichters scheint Wolf »ge-
fährlich« vor allem zu sein, wer von den Massenmedien so 
bezeichnet wird. Regierung, Parlamente und auch Gerichte 
reagierten hier weniger auf sachliche Notwendigkeiten, son-
dern eher auf ein von zentralen Massenmedien willkürlich in 
der Auswahl, sachfremd in der Darstellung und eigennützig 
im Hinblick auf die Verkaufsauflage hervorgerufenes »Sicher-
heitsbedürfnis«. Elz berichtet in ihrem Beitrag über »Karriere-
verläufe gefährlicher Sexualstraftäter« von ersten Ergebnissen 
eines Forschungsprojektes, das die Analyse von Strafakten von 
65 Personen beinhaltet, bei denen in den Jahren 1999/2000 aus 
Anlass eines Sexualdeliktes Sicherungsverwahrung gem. § 66 
StGB angeordnet wurde. In einem Übersichtsartikel über den 
»Einfluss von Therapie auf die Legalbewährung von Sexual-
straftätern« präsentiert Schmucker Ergebnisse aus nationalen 
und internationalen Wirksamkeitsuntersuchungen. Egg zeigt 
einen ungewöhnlichen Fall eines Sexualstraftäters auf, um ei-
nige Aspekte des Umgangs mit schwer erreichbaren Tätern zu 
diskutieren. Der Beitrag von Dönisch-Seidel beschäftigt sich mit 
den Möglichkeiten und der Ausgestaltung von »Langzeitein-
richtungen im psychiatrischen Maßregelvollzug«, die aus Sicht 
des Autors Kosteneinsparungen bei der Langzeitunterbringung 
erbringen, welche zugunsten der Eingangsbehandlung und Re-
habilitation umgeschichtet werden könnten. Gerade bei dem 
umstrittenen Thema der »Long stay«-Einrichtungen erscheint 
eine begleitende Implementationsforschung unabdingbar.

Das Buch referiert eine Vielzahl interessanter Aspekte und 
spart auch die Gefährlichkeit des Gefährlichkeitsbegriffs nicht 
aus.

Norbert Konrad

Davis AY (2004) Eine Gesellschaft ohne Gefängnisse? 
Der gefängnisindustrielle Komplex der USA.
Schwarzerfreitag Publishing, Berlin, 153 S., 11 Euro

Die Autorin des schmalen Bändchens ist heute Professorin für 
Mentalitätsgeschichte (history of consciousness) an der Uni-
versity of California in Santa Cruz und einer der bekanntesten 
Bürgerrechtlerinnen der USA. In den 1970er-Jahren war sie 
zur internationalen Symbolfigur der Bewegung für die Rechte 
der politischen Gefangenen geworden. Ihre 2003 auf Englisch 
und ein Jahr danach auf Deutsch erschienene Schrift zur Frage, 
inwieweit Gefängnisse obsolet geworden sind, ist für alle von 
Interesse, die sich mit forensischer Psychiatrie befassen – rollt 
doch mittlerweile auch hierzulande eine Welle der Privatisie-
rung psychiatrischer und Maßregelvollzugseinrichtungen, und 
in Hessen gibt es bereits das erste deutsche Privatgefängnis.

In knapper Form legt sie vor allem zweierlei vor: Eine Dar-
stellung der Geschichte des amerikanischen Gefängnis-Wesens, 
und eine Analyse dessen, was sie als gefängnisindustriellen 
Komplex bezeichnet.

Der geschichtliche Überblick zeigt die Entwicklung der Haft-
anstalt als Herrschaftssystem: von der Sklaverei über den von 
keiner Gewerkschaft getrübten Verleih Gefangener an private 
Betriebe und den Beitrag, den die Chain-Gangs, die aneinander-
geketteten schwarzen Gefangenen, für den Aufbau des amerika-
nischen Südens zu leisten hatten, bis zu der seit den 80er-Jahren 

vollzogenen Privatisierung des Strafvollzugs in den USA. In 
bedrückender historischer Kontinuität blieb der Strafvollzug 
die Institution des Ausschlusses der afroamerikanischen (und 
hispanischen) Minderheit. Ein eigenes Kapitel widmet Davis 
der geschlechtsspezifischen Beschreibung der Haftanstalt und 
der aus ihrer Sicht vorherrschenden Verschränkung rassistischer 
und sexistischer Strukturen.

Der Begriff des »gefängnisindustriellen Komplexes« stellt eine 
Analogie zum militärindustriellen Komplex dar. Letzterer geht 
auf den amerikanischen Präsidenten Dwight Eisenhower, Erste-
rer auf den Sozialhistoriker Mike Davis zurück. Er versuchte da-
mit in den 1990er-Jahren, das Strafsystem Kaliforniens zu cha-
rakterisieren, das damals begonnen hatte, der Agro-Wirtschaft 
und dem Grundstücksgeschäft als bedeutende wirtschaftliche 
und politische Kraft Konkurrenz zu machen. Dabei entwickel-
te sich inzwischen die Beziehung zwischen beiden Komplexen 
– militär- und gefängnisindustrieller Komplex – im Sinne einer 
Symbiose, hauptsächlich über die immer mehr expandierenden 
Sicherungstechnologie und deren Vermarktung. War die Priva-
tisierung der Gefängnisse mit der Erwartung einer Einsparung 
öffentlicher Mittel politisch durchgesetzt worden – wir kennen 
die Argumente aus den aktuellen Auseinandersetzungen um die 
Eigentumsverhältnisse im Maßregelvollzug der BRD –, so zeigte 
die tatsächliche Entwicklung mittlerweile, dass das Gegenteil 
erreicht wurde, zum Nutzen und Frommen einiger weniger: 
Die amerikanische Gefängnisbevölkerung wuchs stark an und 
erreichte im Jahr 2001 mehr als zwei Millionen Menschen. Diese 
Zahl beträgt zehnmal so viel wie die Zahl vor 30 Jahren. Mit an-
deren Worten: Die Privatisierung des Strafsystems hat sich, unter 
der Hege des Staates, entwickelt wie andere Bereiche, die – via 
innerer Landnahme – durch Kapital »in Wert gesetzt« wurden. 
Menschen sind jedenfalls nicht Adressaten dieser Entwicklung 
– nicht diejenigen, die sich mehr Sicherheit wünschen, schon gar 
nicht jene, deren (Re-?)Integration die Aufgabe wäre.

Angela Davis setzt dem gefängnisindustriellen System un-
ter dem Stichwort »decarceration«, Entkerkerung, ihre Forde-
rung nach Auflösung dieses Systems entgegen. Im Kern geht 
es ihr dabei nicht um den naiven Wunsch, die Haftanstalten 
abzuschaffen. Es geht nicht um das Gefängnis, sondern um 
das Gefängnissystem, das nicht vom Gesellschaftssystem zu 
trennen ist.

Indem wir soziale Abweichung, soweit sie als kriminelle da-
herkommt, reflektorisch mit Strafe und daher Gefängnis beant-
worten, versperren wir uns gedanklich (und real) den Blick auf 
breitere gesellschaftliche Zusammenhänge; wer die Herrschaft 
hat, dem geraten die Probleme leicht zu herrschaftstechnischen, 
und dafür mag das Gefängnis oder ein Maßregelvollzug mit 
dem Auftrag des Wegsperrens genug sein. Eine Gesellschaft, 
die einen wachsenden Teil ihrer Mitglieder einsperren muss, 
ohne ihnen Perspektiven zu bieten, und daraus auch noch Profit 
schlägt, kann nicht in Ordnung sein. Das ist die Botschaft des 
Buchs auch für alle, die der realen Möglichkeit der Abschaffung 
der Haftanstalten auf absehbare Zeit skeptisch gegenüberste-
hen: Die Gesellschaft selbst ist zu »entkerkern«.

Herbert Steinböck
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Kunkel P-C (Hg.) (2006) Sozialgesetzbuch VIII. Kinder- 
und Jugendhilfe. Lehr- und Praxiskommentar.
Nomos, Baden-Baden, 3. Aufl., 1119 S., 79 Euro

Mit dem Erscheinen des von Kunkel herausgegebenen Lehr- und 
Praxiskommentars zum SGB VIII bei Nomos liegen zusammen 
mit dem von Münder herausgegebenen Frankfurter-Kommen-
tar und dem mit Wiesner als Herausgeber bei Beck erschei-
nenden Kommentar zum SGB VIII alle Werke dieses Formats 
in einer Auflage vor, die die Änderungen im SGB VIII durch 
das Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) und das Kinder- und 
Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK) berücksichtigen.

Der Lehr- und Praxiskommentar unterscheidet sich von den 
anderen Werken durch seinen stärkeren Fokus auf Jugendhilfe 
als Verwaltungshandeln. In den vorherigen Auflagen wurde 
dies durch das »Tandem-Modell« zum Ausdruck gebracht, bei 
dem für die Kommentierung einer Norm letztlich jeweils eine 
Person, die an einer Hochschule tätig ist, und eine Person, die 
in der Praxis der Jugendhilfe wirkt, verantwortlich waren. Diese 
Grundkonzeption wird in der Neuauflage nicht beibehalten. 
Dieser Änderung entspricht, dass eine Reihe von der Praxis 
zuzurechnenden Bearbeitern sich nicht mehr im Bearbeiterver-
zeichnis der Neuauflage finden. Die Kommentierung der von 
diesen Personen bisher bearbeiteten Teile des Werks wurde 
nahezu vollständig von Mitgliedern des bisherigen Bearbeiter-
kreises übernommen.

Im Übrigen hat sich die Anlage des Kommentars in der 
3. Auflage im Verhältnis zu den vorherigen Auflagen nicht 
wesentlich verändert. Dies ist kein Nachteil: Vielmehr wurde 
ein bewährtes Werk durchgängig aktualisiert und im Hinblick 
auf die gesetzlichen Neuerungen auf Stand gebracht. Die bishe-
rige Schwerpunktsetzung im Bereich von Jugendhilfe als Ver-
waltungshandeln blieb erhalten. Bezogen auf entsprechende 
Fragestellungen war und ist der Kommentar ein zwingend zu 
berücksichtigendes Referenzwerk. Dies gilt beispielsweise für 
alle datenschutzrechtlichen Fragen – wie die nach dem Be-
stehen oder Nichtbestehen einer Zeugnisverweigerungspflicht 
von Mitarbeitern der Träger der Jugendhilfe in gerichtlichen 
Verfahren. Nach Auffassung der Rezensentin hat die Kom-
mentierung – oder besser gesagt die Meinung und ihre Begrün-
dung – von Kunkel (§ 61, Rn. 201 ff.) maßgeblich Anteil daran, 
dass Gerichte heute vielfach das Bestehen einer sozialrechtlichen 
Verpflichtung zur Zeugnisverweigerung von in der Jugendhilfe 
tätigen Personen akzeptieren.

Birgit Hoffmann

Hörnle T (2005) Grob anstößiges Verhalten. 
Strafrechtlicher Schutz von Moral, Gefühlen und Tabus.
Vittorio Klostermann, Frankfurt a. M., Band 46, XIV, 521 S., 
74 Euro

Der Titel des Buches ist grob anstößig, denn – um dies vorweg 
zu nehmen – das Buch hält nicht, was der Titel zu versprechen 
scheint. Auch der Untertitel »Strafrechtlicher Schutz von Moral, 
Gefühlen und Tabus« führt in die Irre und macht nicht deutlich, 
worum es in der Arbeit tatsächlich geht.

Betrachtet man die Überschrift »Grob anstößiges Verhal-
ten«, so drängen sich bei demjenigen, der das Buch in die 
Hand nimmt, verschiedene Vorstellungen auf. Einerseits ist 
man schnell zum Widerspruch geneigt: handelt es sich bei dem 
Buch um ein Werk, das die Rückkehr zum Moralstrafrecht 

propagiert? Oder ist es das genaue Gegenteil: ein Buch, das den 
Ansatz eines moralisierenden Strafrechts kritisiert und diese 
kriminalpolitische Denkweise ad absurdum zu führen sucht, 
wobei es auf eine ironisierende Überschrift zurückgreift?

Weder das eine noch das andere ist der Fall, was im Folgen-
den die Frage nach der Berechtigung des Titels in den Fokus 
dieser Besprechung rückt. Hierauf soll sich die Darstellung 
auch beschränken.

Unterteilt ist das Buch (streng strafjuristisch) in einen allge-
meinen und einen besonderen Teil. Im allgemeinen Teil geht 
es zunächst um eine Darstellung der »Vorgaben für den Straf-
gesetzgeber: die Grundprinzipien« auf die dann »Ansätze zur 
Rechtfertigung von Strafverboten gegen grob anstößiges Ver-
halten« folgen, bei denen in die Leitfrage der Arbeit eingeführt 
wird: welche Strafnormen sind zu rechtfertigen, und welche sind 
»problematisch«? Im anschließenden besonderen Teil stellt die 
Verfasserin dann jene Paragrafen vor, die ihrer Ansicht nach 
unter die Definition des »grob anstößigen Verhaltens« (bzw. 
den Schutz vor diesem) fallen. Dabei weist die Verfasserin da-
rauf hin, dass es sich hierbei überwiegend um Normen handelt, 
die an anderer Stelle, z. B. in juristischen Kommentaren als 
Straftaten zum Schutze des »öffentlichen Friedens« gelten. Eine 
klare Definition des Begriffes (dem Titel des Buches) findet sich 
indes nicht, vielmehr eine längere Darstellung der Legitimierung 
staatlicher Strafe eingangs der Arbeit, in der die Verfasserin sich 
vorsichtig, aber zu ungenau Strafe, Moral, Tabu und Gefühlen 
anzunähern und dies thematisch abzustecken sucht.

An zwei Punkten scheitert das Vorhaben der Arbeit. Im all-
gemeinen Teil breitet die Verfasserin die zugrunde liegenden 
rechtsstaatlichen Grundprinzipien aus, insbesondere grund-
rechtliche Fragen, Fragen nach der Beeinträchtigung der »Rech-
te anderer« und des Sittengesetzes (Relevanzpunkte sind hier 
unter anderem das Verhältnismäßigkeitsprinzip und die Grund-
rechtsschranke des Art. 2 Abs. 1 GG). Indem die Verfasserin 
die Arbeit (immerhin eine strafrechtliche Habilitationsschrift) 
zunächst an den Schranken des Grundgesetzes misst, gibt sie 
indes schon vor, was erst zu erörtern wäre: nämlich die Frage 
was Moral, Tabus und strafrechtlich zu schützende Gefühle 
sind. Ihre Messlatte ist hier das Grundgesetz und man müss-
te ergänzen: eine freiheitlich demokratische Grundordnung 
christlicher und westlicher Prägung. Eine historische Herlei-
tung fehlt ebenso wie ein interdisziplinärer Ausblick. Aber ist 
es so einfach? Moral, Tabu und Gefühle sind immer 1. etwas 
Subjektives, 2. von der Zeit und 3. der Kultur abhängig; hier 
scheint es, als würde die Arbeit irgendwo in der Mitte anfangen 
(nicht einmal bei Erlass des Reichsstrafgesetzbuches, aus dem 
das heutige StGB hervorgegangen ist). Weiterlesend erfährt man 
dann (S. 89) dass es um die Untersuchung von »schlagwortartig 
mit ›anstößig‹ umschriebene Verhaltensweisen« geht, wobei 
deren Strafbarkeit gerade nicht mit »moralischen Überzeu-
gungen begründet werden [kann] oder damit, dass es negative 
Gefühle anderer Menschen zu verhindern gelte«. Rechtsgut ist 
folgerichtig abstrakter der Schutz der »Rechte anderer«, oder 
aber der »öffentliche Friede«. Nur: was hat das mit »grob 
anstößigem Verhalten« zu tun, um das es gemäß dem Titel des 
Buches eigentlich gehen soll? Und was hat die Wahrung des 
»öffentlichen Friedens« mit dem strafrechtlichen Schutz von 
Moral, Gefühlen und Tabus zu tun?

Der zweite Kritikpunkt ist die Auswahl der Normen. Hier 
bemüht die Verfasserin sich um eine Vollständigkeit, die aus 
den genannten Gründen nicht gelingen kann und bei der der 
Schutz des »öffentlichen Friedens« Auswahlkriterium ist. Die 
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Auswahl (und auch die Gewichtung in der Bearbeitung der 
einzelnen Normen) wird zwangsläufig von subjektiven Erwä-
gungen bestimmt. Dargestellt werden: öffentliche Aufforderung 
und Anleitung zu Straftaten (§§ 111, 130 a), Androhung und 
Billigung von Straftaten (§ 140), Gefährdung des Rechtsstaats 
und Volksverhetzung (§§ 86 a, 90, 90 a, 130), Beschimpfung 
religiöser Bekenntnisse (§ 166), Störung der Religionsausübung 
(§§ 167, 167 a) und Störung der Totenruhe (§ 168), Gewalt-
darstellungen (§ 131), Gewalt-, Kinder- und Tierpornografie 
(§§ 184 a, 184 b) und pornografische Schriften (§ 184), ab-
schließend dann Doppelehe und Inzest (§§ 172, 173), öffent-
liche sexuelle und exhibitionistische Handlungen (§§ 183 a 
und 183) und Strafnormen aus dem Bereich der Prostitution 
(§§ 184 b, 184 e).

Hier wird schnell jeder Leser bei der einen oder anderen 
Norm stocken und fragen »Warum ist das ›grob anstößig‹?« 
während gleichzeitig andere Normen einfallen könnten, bei 
denen man sich die Frage stellt: »Warum sind diese nicht in der 
Aufzählung enthalten?« Sind terroristisch motivierte Straftaten 
nicht auch grob anstößig, wenn besonders menschenverach-
tend? (Randnotiz: Stören diese nicht auch den öffentlichen 
Frieden, würden also auch unter die Definition gehören, der 
die Verfasserin folgt?) Und warum soll es beispielsweise grob 
anstößig sein, den Bundespräsidenten zu verunglimpfen, nicht 
aber einen anderen Menschen mit wüsten Beschimpfungen zu 
beleidigen (was den Tatbestand des § 185 erfüllen würden, 
der im allgemeinen Teil in Form der Kollektivbeleidigung an-
gesprochen, im besonderen Teil dann aber nicht herangezogen 
wird)? In jedem Fall ist es ein Einzelner, gegen dessen Gefühle 
sich die Tat richtet, in ersterem Fall jedoch auch ein Symbol 
des Staates. Aber nimmt jemand daran »grob Anstoß« oder 
mehr Anstoß, als wenn ein »Normalbürger« beleidigt würde? 
Die Erklärung der Verfasserin eingangs der Arbeit, es han-
dele sich »um Verhaltensweisen, die als stark anstößig und 
teilweise bedrohlich gelten und die bei Personen, die davon 
erfahren, typischerweise starke Gefühlsreaktionen wie Furcht, 
Ekel, Schamgefühle oder Empörung auslösen« (S. 3) ist viel zu 
unklar und lässt mehr Fragen offen, als sie mit Blick auf die 
Auswahl der Normen beantworten würde. Eine andere Norm, 
die »Erregung öffentlichen Ärgernisses« impliziert schon in ih-
rem Tatbestand, dass jemand Anstoß an öffentlich praktizierten 
sexuellen Handlungen nimmt. Jemand muss das Verhalten also 
wahrnehmen und als »grob anstößig« empfinden, damit daraus 
überhaupt eine Straftat wird. Hier hat man endlich eine Norm 
vor sich, die unter den Titel des Buches zu passen scheint. So 
könnte dieser Vorschrift eine Schlüsselfunktion bei der Erör-
terung der Frage zukommen, was denn nun das zu schützende 
Sittengesetz und die schutzbedürftigen Moralvorstellungen 
des Einzelnen bzw. der Gesellschaft sind und welche Geltung 
entsprechende Strafnormen beanspruchen dürfen. Aber weit 
gefehlt: die Verfasserin handelt diese Norm auf lediglich zwei 
von über 500 Druckseiten ab (S. 457 – 459).

Aus Sicht der Verfasserin ist die Auswahl der in der Arbeit 
diskutierten Normen schlüssig und folgt konsequent den Vor-
gaben einer Auswahl anhand von Straftaten mit Öffentlichkeits-
bezug. Aus vielen Gründen (in erster Linie subjektiven, und dies 
wird jeder Leser anders sehen) ist sie es jedoch nicht.

Sinnvoller wäre es gewesen, weniger um eine (wie darge-
legt nicht zu erreichende) Vollständigkeit bemüht zu sein, als 
vielmehr eine kleine Auswahl von zwei bis drei Normen ex-
emplarisch herauszugreifen und vertieft zu erörtern, vielleicht 

um dann am Ende zu sagen: anwenden lässt sich das Gesagte 
auch auf diese oder jene Vorschriften.

Denn noch etwas anderes fehlt: Sitte, Tabus und Moral sind 
nichts, was feststehend ist. Die Verfasserin macht dies deutlich, 
indem sie die von ihr vorgestellten Normen einer kritischen Wür-
digung unterzieht, Reformvorschläge macht und auch zu dem 
Schluss kommt, dass viele der vorgestellten Paragrafen  in ihrer 
bestehenden Form aufgehoben werden sollten. Hier liegt auch 
die Stärke, die zentrale Aussage der vorliegenden Habilitations-
schrift. Dabei »vergisst« sie aber jene Reformen, die sich schon 
ereignet haben: aus den »Sittlichkeitsdelikten« des Reichs-StGB 
wurden die »Straftaten gegen die sexuellen Selbstbestimmung« 
des geltenden Rechts. Kein anderer Teilbereich des StGB wäre 
so sehr geeignet gewesen, auch die Veränderlichkeit von Moral- 
und Wertvorstellungen zu veranschaulichen – interessanterweise 
klammert die Verfasserin diesen Aspekt jedoch ausdrücklich 
und schon auf den ersten Seiten (S. 2) ihrer Arbeit aus. Dies 
hätte im Übrigen auch zusätzliche kriminalpolitische und (straf-) 
rechtsphilosophische Betrachtungen erfordert. Strafrecht wird 
nicht immer verschärft, Normen fallen auch weg; ein Ziel auch 
der Argumentationsführung der Verfasserin.

Ein weiteres gutes Beispiel auch für die Beweisführung der 
vorliegenden Arbeit wäre der ehemalige § 175 (Strafbarkeit 
männlich-homosexueller Handlungen) gewesen, der bis zu 
seiner endgültigen Streichung eine Vielzahl von Wandlungen 
durchlebt hat – und in deutlicher Form die gesellschaftlichen 
Veränderungen bei Werten, Normen und Moral dokumentiert. 
Und doch: er wird in der Arbeit nicht erwähnt!

Auch hätte man über den strafrechtlich-juristischen Hori-
zont hinausblicken können, aufarbeiten müssen wie sich Moral 
(in der Persönlichkeit des Einzelnen) entwickelt: Psychologie, 
Pädagogik, Anthropologie, Kriminologie. Denn Moral, Ge-
fühle und Tabus sind nicht nur juristisch zu betrachten und 
nicht allein am Grundgesetz zu messen. Das Thema hätte einen 
vorzüglichen Aufhänger für eine interdisziplinäre Herleitung 
des Problemfeldes geboten und dann auch für eine wesentlich 
komprimiertere und kürzere Bearbeitung.

Als Randnotiz sei auf ein wenig sinnvolles Personenregister 
hingewiesen, in das die Namen jener Autoren aufgenommen 
wurden, die im fließenden Text zitiert wurden, nicht aber jene, 
die auch (bzw. nur) in den Fußnoten erwähnt sind. Entweder 
hat ein Personenregister jedoch alle Angaben zu erschließen, 
oder es ist wissenschaftlich ungebräuchlich und mithin ent-
behrlich.

Am Schluss sei auf den Anfang dieser Besprechung zurück-
zukommen: der Titel ist falsch gewählt und weder Verlag noch 
Verfasserin haben sich damit einen Gefallen getan. Es handelt 
sich um eine solide, dogmatisch saubere Arbeit, die alle Erwar-
tungen an eine juristische Habilitationsschrift erfüllt, nicht aber 
die Erwartungen, die mit dem Titel (und man sollte meinen: mit 
dem gewählten Thema) verbunden sind. Die Darstellung und 
auch die Auswahl der Normen sind aus Sicht der Verfasserin 
schlüssig und sie sind auch nachvollziehbar. Dem Anspruch, 
den der Titel des Buches impliziert, wird dies jedoch nicht ge-
recht: es ist ein anderes Buch, als man es erwartet. Die Sprache 
ist wissenschaftlich, anspruchsvoll, dadurch ist die Argumen-
tationsführung allerdings nicht immer leicht nachvollziehbar; 
selbst für eine Habilitation ist es schwer zu lesen.

Ein Buch, das man kennen kann. Aber keines, das man ken-
nen muss.

Kai Bammann
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Gaebel W, Möller H-J, Rössler W (Hg.) (2005) Stigma – 
Diskriminierung – Bewältigung. Der Umgang mit sozialer 
Ausgrenzung psychisch Kranker.
Kohlhammer, Stuttgart, X, 293 S., 49,50 Euro

»Das Fremde zu verstehen ist schwierig.« Mit diesem Zitat 
der damaligen Bundesgesundheitsministerin Fischer aus dem 
Jahre 2001 wird der erste Text und damit auch der vorliegende 
Sammelband eingeleitet und das Thema abgesteckt.

Jedoch geht es den Autoren des Bandes um mehr, als nur 
darum, das Fremde zu verstehen, mit dem sie ohnehin alltäglich 
umgehen. Vornehmlich zielen die Beiträge des vorliegenden 
Sammelbandes darauf ab, Verständnisprobleme aufzuzeigen, 
die im Umgang mit psychisch Erkrankten entstehen. So be-
müht sich der Band darum zu verdeutlichen, wie man einen 
angemessenen Umgang mit dem Fremden besser vermitteln 
kann. Die Beiträge sind Brücke zum Verständnis, nicht immer 
die Erklärung selbst.

Der Sammelband ist unterteilt in sechs Themenbereiche, die 
von einer Einleitung in die Thematik der psychischen Störungen 
und der sozialen Folgen über Stigmatisierung psychisch Kran-
ker, den Umgang von und in Medien mit psychischer Krankheit 
und Probleme bei der Behandlung reichen. Ergänzt werden 
diese wissenschaftlichen Kapitel einerseits durch Berichte von 
Betroffenen und Angehörigen, andererseits durch Praxisbeispie-
le, die anhand von Projekten aus dem internationalen (u. a. der 
WHO) sowie aus dem deutschsprachigen Bereich (Deutschland, 
die Schweiz und Österreich) aufzeigen, in welchem Umfang 
und mit welchen Modellen Strategien gegen die Stigmatisie-
rung psychisch Kranker entwickelt und umgesetzt werden. 
Aufhänger – allerdings nicht im Mittelpunkt der Betrachtung 
stehend – sind verschiedene internationale Anti-Stigma-Bewe-
gungen, die hier erstmals umfassender auch dem deutschen 
Fachpublikum vorgestellt werden.

Versammelt sind so insgesamt 20 Beiträge (darunter auch die 
erwähnten Betroffenenberichte) von insgesamt 26 Autorinnen 
und Autoren aus Deutschland, Österreich, der Schweiz, Eng-
land, Spanien und Schweden. Neben Praxisberichten nimmt 
die Rolle der Medien einen zentralen Platz in den Texten und 
in dem gesamten Buch ein.

Die Auswertung der Literatur in den einzelnen Beiträgen 
ist ausgewogen, neben medizinischen und psychologischen 
Erkenntnissen werden auch sozialwissenschaftliche Studien 
der Stigmaforschung berücksichtigt. Die Literaturverzeichnisse 
schließen jeweils an die einzelnen Beiträge an, ein einheitliches 
Literaturverzeichnis am Ende des Bandes gibt es nicht. Dies 
entspricht jedoch auch dem Stil des Werkes, das Sammelband 
und nicht Lehr- oder Lesebuch sein will und das mit unter-
schiedlichen Beiträgen eine unterschiedliche Klientel zu errei-
chen versucht, die von der Medizin über die Psychologie, die 
Sozialwissenschaften bis hin zu den psychiatrisch Betroffenen 
reicht. Besonders hervorzuheben sind hier die weniger wissen-
schaftlichen Texte: Betroffenenberichte von psychiatrischen 
Insassen und von Angehörigen, die hier nicht störend wirken, 
sondern die wissenschaftliche Argumentationsführung sinn-
voll und einleuchtend ergänzen. Ein weiteres Plus des Bandes 
ist der Blick auf internationale Bemühungen im Rahmen von 
Anti-Stigma-Programmen, über die in Deutschland noch viel 
zu wenig Wissen besteht. Hier hätte man in Ergänzung der 
Betroffenenberichte jedoch noch mehr erwarten können: Infor-
mationen über »Bewegungen im Kleinen«, wie die Psychose-
seminare, die Trialoge (die Zusammenarbeit von Mitarbeitern 

der Psychiatrie, Kranken und Angehörigen), oder auch über 
Probleme bei der Ansiedelung psychiatrischer Anstalten im 
normalen, städtischen Bereich.

Die Texte des Sammelbandes beschäftigen sich mit der Stig-
matisierung psychisch Kranker – man möchte ergänzen: akut 
psychisch Kranker, der umfassende Bereich der Nachsorge, 
auch der Nachsorgeeinrichtungen (und der Kritik, der diese sich 
in der Öffentlichkeit immer wieder ausgesetzt sehen) kommt zu 
kurz. Das Stichwort »Forensik« findet man nur an zwei Stellen 
in einem Beitrag über »Psychiatrie in den Medien« von Pupato 
(S. 86 und 97). Im Übrigen wird der Bereich der doppelt Stig-
matisierten: »krank und kriminell« ausgespart. Dies ist umso 
bedauerlicher, als gerade der Bereich der psychisch kranken 
Straftäter besonderen Vorurteilen – nicht nur in der Bevölke-
rung, sondern oftmals auch in der Fachwelt – ausgesetzt ist.

Ungewohnt für einen solchen Band, umso bedeutsamer und 
wichtiger jedoch, sind die sozialwissenschaftlichen Berührungs-
punkte, die sich in der Einleitung (»Psychische Störungen und 
ihre sozialen Folgen«, Bottlender und Möller) sowie in den 
Beiträgen unter der Überschrift »Grundlagen: Ihre empirische 
Evidenz« finden. Hier wird das Bild des psychisch Kranken und 
seiner Behandlung in der Öffentlichkeit  (Zäske, Baumann und 
Gaebel), die Darstellung der Psychiatrie in den Medien (Pupato) 
und das Bild der Psychiatrie im Film (Maio) angesprochen. 
Letzterer Beitrag zeigt auf sehr interessante und anschauliche 
Weise, wie unterschiedlich mit der Psychiatrie im Film (ergänzt 
um eine von 1906 bis 2003 reichende, 229 Titel umfassende 
Filmografie) umgegangen wird: die Themenspannweite reicht 
von der Komödie über die Sozialkritik bis hin zum Horrorfilm. 
Maio geht hier auch auf jene Filme ein, die ihren Ursprung in 
Biografien ehemaliger psychiatrischer Patienten haben. Hier 
wäre ein ergänzender Beitrag wünschenswert gewesen, in dem 
die Literatur und autobiografischen Selbstberichte der psychi-
atrisch Betroffenen hätten aufgearbeitet werden sollen. Wer, 
wenn nicht sie, könnten am ehesten über die Stigmatisierung 
berichten? Und was wäre besser geeignet, bei der Öffentlichkeit 
Verständnis und Mitgefühl hervorzurufen, als eben solche lite-
rarischen Lebensberichte? Nicht ohne Grund sind viele (man 
denke nur an Susanna Kaysens »Girl interrupted« oder Elisa-
beth Wurtzels »Prozac Nation«) erfolgreich verfilmt worden. 

Insgesamt handelt es sich um eine sinnvolle und anschauliche 
Einführung in das Thema »Stigmatisierung psychisch Kran-
ker«, vor allem aber auch um einen Sammelband, der zum 
Nachdenken anregt und Modelle aufzuzeigen versucht, die 
allgegenwärtige Stigmatisierung zu vermeiden bzw. ihre Folgen 
abzufangen. Welche Programme und Aktionen es hier schon 
gibt, ist bislang viel zu wenig bekannt und verdient, nicht nur 
der Fachöffentlichkeit nahe gebracht zu werden.

Als Sammelband ist das Werk kein Lehrbuch, muss das The-
ma mithin auch nicht vollständig behandeln. Dennoch wird 
der Bereich der Forensik geradezu sträflich vernachlässigt, der 
Bereich der Nachsorge nach psychiatrischer Unterbringung 
(sei es nach forensischer Unterbringung oder sei es nach ei-
nem Aufenthalt in der Allgemeinpsychiatrie) spielt in vielen 
Texten (hinzuweisen sei hier auf die Beiträge von Krumm/Be-
cker und Rüsch) zwar eine Rolle, ihm wird jedoch nicht der 
Raum geschaffen, der diesem Thema gebühren würde. Die 
Diskussion um Übergangshäuser (bzw. die Ablehnung solcher 
Einrichtungen durch die Bevölkerung: »not in my backyard«) 
ist geradezu Paradebeispiel für Benachteiligung, Stigmatisierung 
und die Probleme die entstehen, wenn ein bestehendes Stigma 
abgebaut werden soll.

Buchbesprechungen
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Viel zu knapp ist ein nur zweiseitiges Register, in dem ver-
gleichsweise oberflächliche Begriffe angeführt und teilweise 
sehr pauschal auf Fundstellen in den Texten verwiesen wird. 
Hier hätte man sich ein deutlich ausführlicheres Sachregister 
gewünscht.

Diese Mängel vernachlässigend ist das Buch ein gelungener 
Einstieg in das Thema und sollte Anregung sein, Anti-Stig-
ma-Kampagnen mehr Aufmerksamkeit zu widmen und das 
Bemühen um einen Umgang »so normal wie möglich« weiter 
voranzutreiben.

Kai Bammann

Umschau

Zusatzprotokoll zur UN-Anti-Folter-Konvention (OPCAT) 
umsetzen!
Wider die Versuche von Bund und Ländern, völkerrechtliche 
Verbindlichkeiten im Menschenrechtsschutz zu unterlaufen

In zahlreichen gesellschaftlichen Teilbereichen wird Menschen 
die Freiheit entzogen: Nicht nur im Justizvollzug und bei der 
Polizei, woran viele zuerst denken mögen, sondern auch in der 
Psychiatrie, in Altenheimen, in der Jugendhilfe etc. Schätzungs-
weise werden jederzeit mehrere Hunderttausend Menschen1 in 
Deutschland an sog. »Orten der Freiheitsentziehung« festge-
halten – Tendenz steigend, ebenso die Tendenz zur Überbele-
gung und zu damit einhergehenden Spannungen, Konflikten, 
zusätzlichen Restriktionen ...

An diesen Orten sind Menschenrechte – jenseits des (bis-
weilen langwierigen oder gar unbefristeten) Entzugs der Frei-
heit – strukturell und individuell bedroht und werden immer 
wieder auf vielfältige Weise verletzt. Mit ihrem Hang zur tota-
len Institution beschneiden freiheitsentziehende Einrichtungen 
den Betroffenen – ungeachtet der jeweiligen Unterbringungs-
gründe: Selbst- oder Fremdgefährdung, Schuld, Fluchtgefahr 
etc. – etwa das Recht auf Außenkontakte (Besuche, Ausgänge), 
Kommunikation (Brief- und Telefonverkehr) und Informati-
on (elektronische und Printmedien), unterwerfen sie weiter-
gehenden Freiheitseinschränkungen oder Disziplinierungen, 
verweigern ihnen Selbst- und Mitbestimmung, unterlaufen 
Beschwerde- und Rechtsschutzmöglichkeiten etc. Vieles da-
von ist gesetzlich abgesichert und wird ansatzweise juristisch 
kontrolliert, und dennoch existiert zusätzlich ein bedenkliches 
Ausmaß von Willkür in rechtsfreien Räumen: Immer wieder 
gibt es Berichte über unmenschliche und erniedrigende Zustän-
de und Behandlungen.

Zur Wahrung und Durchsetzung der Menschenrechte von 
Gefangenen, Verwahrten, Untergebrachten, Festgenommenen, 
Heiminsassen etc. braucht es neben staatlichen Aufsichtsbe-
hörden und gerichtlichen Rechtsschutzinstanzen zusätzliche 
unabhängige und demokratisch verankerte Kontrollstrukturen. 
Vereinzelte Ansätze dazu sind vorhanden (s. u.), Deutschland 
ist aber drauf und dran, die Chance zum Aufbau bzw. zur 
Weiterentwicklung eines unabhängigen Kontrollsystems zu 
verspielen, wenn nicht gezielt zu hintertreiben:

Am 20. September 2006 hat die Bundesrepublik endlich das 
»Zusatzprotokoll zur Anti-Folter-Konvention« der Vereinten 
Nationen (OPCAT) unterzeichnet. »Endlich«, denn das Proto-
koll lag seit seiner Verabschiedung durch die UN-Vollversamm-

lung am 18. Dezember 2002 bereits mehr als drei Jahre zur 
Unterzeichnung aus: Dass ausgerechnet Deutschland sich lange 
außerstande sah, die Konvention zeitnah zu unterzeichnen, 
drohte zu einem handfesten diplomatischen Skandal zu werden! 
Hintergrund waren anhaltende Auseinandersetzungen in der 
Bundesregierung und insbesondere mit den Bundesländern über 
die Umsetzung des OPCAT – einige Länder waren und sind 
kaum bereit, die sich aus dem Zusatzprotokoll ergebenen völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen auch tatsächlich zu erfüllen:

Das OPCAT zielt darauf ab, die Folterprävention weltweit zu 
stärken, indem insbesondere sog. »nationale Präventionsmecha-
nismen« installiert werden, die – nach dem Vorbild des »Komi-
tee zur Verhütung von Folter« des Europarats (CPT) – dezentral 
dazu beitragen sollen, Verstößen gegen das absolute Verbot der 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung vor-
zubeugen. Die Arbeit des CPT der vergangenen knapp 20 Jahre 
gibt Anlass zur Hoffnung, dass dies ein Erfolg versprechender 
Ansatz zur Stärkung der Menschenrechte an Orten der Freiheits-
entziehung und zur Prävention unmenschlicher oder erniedri-
gender Behandlungen ist. Dies sehen einige Bundesländer anders: 
Solcher »nationaler Präventionsmechanismen« bedürfe es nicht, 
denn erstens gebe es hier sowieso keine Folter, zweitens solle 
das alles möglichst nichts kosten und drittens existierten bereits 
hinreichend gleichwertige Kontrollstrukturen. Der erste Punkt 
bedarf keines Kommentars, der zweite Punkt ist schlicht pein-
lich, der dritte Punkt aber verblüfft: bestehende gleichwertige 
Kontrollstrukturen in den Bereichen Justizvollzug, Psychiatrie, 
Polizei, Altenheime ...? Allenfalls ansatzweise sind im psychiatri-
schen Versorgungssystem Kontrollinstitutionen erkennbar, die 
als »nationale Präventionsmechanismen« durchgehen könnten, 
nämlich die sog. »Besuchskommissionen«: Nähere Untersu-
chungen haben allerdings gezeigt, dass sie sowohl hinsichtlich 
ihrer rechtlichen Ausgestaltung als auch in ihrer praktischen 
Umsetzung sehr zu wünschen übrig lassen.2

Umschau

1 Verlässliche Zahlen für das Bundesgebiet existieren nur in 

Einzelbereichen (z. B. Justizvollzug), in anderen Bereichen (insb. 

Heime) gibt es nicht einmal Landeszahlen (zumal von einem 

erheblichen Dunkelfeld im Bereich der sog. »unterbringungs-

ähnlichen Maßnahmen“« auszugehen ist) – das ist bereits Teil 

des Problems: Der Bund ist sich noch nicht einmal über die Di-

mensionen seiner völkerrechtlichen Verantwortung im Klaren!

2 Vgl. insgesamt die Detailstudien in dem vom Deutschen Institut 

für Menschenrechte herausgegeben Sammelband »Prävention
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Termine

Vom 6. bis 8. Juni 2007 findet in Dresden die WPA Konfe-
renz zum Thema »Coercive Treatment in Psychiatry: A Com-
prehensive Review« statt. Weitere Informationen über: Antje 
Blömeke, Anett Reimann, Zellescher Weg 3, 01069 Dresden, 
Tel.: 0351-4633-3014 oder 0351-4633-9097, Fax 0351-4633-
7049, E-Mail: abloemeke@intercom.de, areimann@intercom.
de, Webseite: www.intercom.de oder www.wpa2007dresden.
org/frs_index.asp

Am 22. Juni 2007 veranstaltet der Fachbereich Forensik im 
Klinikum München Ost (ehemals: Bezirkskrankenhaus Haar) 
das 2. Münchener Forensik-Symposium zum Thema: »Die 
Unterbringung nach § 64 StGB«. Es wendet sich vor allem an 
die mit dieser Thematik praktisch Befassten aus Maßregelvoll-
zug, Justiz, Bewährungs- und Suchthilfe. Anmeldung: Frau M. 
Kottinger, Tel.: 089/4562-3228. Weitere Informationen: www.
bezirkskrankenhaus-haar.de/

Berlin, 8. und 9. November 2007: 3. Europäische Konferenz 
zur Gesundheitsförderung in Haft, GLS Campus, Kastanienal-
lee 82, 10435 Berlin (Prenzlauer Berg), Kontakt: WIAD e. V., 
Ubierstr. 78, 53173 Bonn, 0228/8104172, www.wiad.de

In einem ziemlich faulen Kompromiss haben sich Bund und 
Länder nun auf eine Konstruktion verständigt, die deutlich 
unterhalb dessen liegt, was man im Sinne des OPCAT gerade 
noch als Minimallösung bezeichnen könnte: Eine bei der krimi-
nologischen Zentralstelle in Wiesbaden angesiedelte Geschäfts-
stelle, die frühestens Anfang 2008 für vier (!) ehrenamtliche 
Mitglieder einer Länderkommission3 die Arbeit aufnehmen soll 
bei der Koordination und Supervision von zumeist überhaupt 
nicht existierenden dezentralen »Präventionsmechanismen« 
für zahllose Orte der Freiheitsentziehung in 16 Bundesländern 
mit Hunderttausenden Betroffener ... Wie die Bundesregie-
rung dies dem zuständigen Unterausschuss des UN-Menschen-
rechtsausschusses (der am 19. Februar 2007 in Genf seine Ar-
beit aufgenommen hat) als Erfüllung ihrer völkerrechtlichen 
Verpflichtungen aus dem OPCAT anzeigen will, ohne rot zu 
werden, bleibt ihr Geheimnis – sie riskiert damit nicht nur 
weiteren diplomatischen Ansehensverlust in der internationalen 
Menschenrechtspolitik, sondern auch eine offizielle Rüge.4 Was 
aber zweifellos schwerer wiegt: Hier wird mit durchsichtigen 
bis peinlichen Argumenten eine Chance vertan, die Einhaltung 
und Durchsetzung der Menschenrechte an den Orten der Frei-
heitsentziehung in Deutschland zu stärken.

Die Bundesregierung ist aufgefordert, ihrer völkerrechtlichen 
Verpflichtung und Verantwortung aus dem OPCAT, die sie 
nicht unter Verweis auf das föderale System an die Länder dele-

gieren kann, umfassend gerecht zu werden und auf Bundesebene 
menschenrechtlich effektive Mechanismen zur Prävention von 
Folter und unmenschlichen und erniedrigenden Zuständen und 
Behandlungen im Freiheitsentzug einzurichten! Die Länder sind 
aufgefordert, ihrer menschenrechtlichen Verantwortung gerecht 
zu werden und solches nicht länger zu blockieren!

Helmut Pollähne
Komitee für Grundrechte und Demokratie
Aquinostr. 7 – 11
50670 Köln
info@grundrechtekomitee.de

 von Folter und Misshandlung in Deutschland«. Nomos Verlag, 

Baden-Baden 2007

3 Ein zusätzlicher Bundesbeauftragter soll lediglich für Gewahr-

samseinrichtungen des Bundes (bei Bundeswehr und Bundespo-

lizei) zuständig sein.

4 Dass offiziell ein Aufschub beantragt werden soll, ist schon 

peinlich genug, denn auch damit steht Deutschland ziemlich 

alleine da! Die Geschäftsstelle soll mit einem Etat von gerade 

einmal 200 000 Euro ausgestattet werden (Personal-, Sach-, 

Reisekosten etc.): Geringschätzung in Zahlen!

»Privatisierung in der Strafrechtspflege« – Mit diesem aktuel-
len Thema befasst sich eine Fachtagung der Kriminologischen 
Zentralstelle (KrimZ) vom 3. bis 4. Dezember 2007 in Wies-
baden. Die Privatisierung bisher staatlicher Leistungen ist ein 
wichtiges Element zahlreicher Vorschläge für Strukturreformen, 
mit denen die Erfüllung öffentlicher Aufgaben modernisiert und 
optimiert werden soll. Davon bleibt auch das Strafrecht nicht 
unberührt. Privatisierung in der Strafrechtspflege gilt als beson-
ders problematisch, weil die Verhängung und Vollstreckung 
von Strafen eine Kernaufgabe des Staats ist. Die Tagung wird 
die Möglichkeiten und Grenzen der Privatisierung von Aufga-
ben der Strafrechtspflege zunächst in den Zusammenhang der 
allgemeinen Diskussion über die staatliche Zusammenarbeit 
mit der Privatwirtschaft einordnen. Dann werden drei Bereiche 
näher unter die Lupe genommen, in denen es bereits praktische 
Erfahrungen gibt: die sozialen Dienste der Justiz, der Justiz-
vollzug und der psychiatrische Maßregelvollzug. Damit bietet 
die Tagung einen praxisbezogenen Überblick zur aktuellen 
Diskussion.Tagungsprogramm im Internet: www.krimz.de/ta-
gung07.html. Auskünfte und Anmeldungen: Kriminologische 
Zentralstelle e. V. (KrimZ), Viktoriastr. 35, 65189 Wiesbaden, 
Tel. 0611/15758-0; Fax: -10; E-Mail: sekretariat@krimz.de

Termine
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Psychiatrie-Verlag findet Balance

Seit dem 1. Januar 2007 hat der BALANCE buch + medien verlag seine Geschäfte aufgenommen. Un-
ter dem Motto »Guter Rat« erscheinen Ratgeber und Erfahrungsberichte, die sich mit allen Formen 
psychischer Belastung beschäftigen, von der leichten Krise bis zur ernsten psychiatrischen Erkrankung. 
Geplant ist aber auch eine Programmerweiterung, z. B. zu den Themen Jugend + Erziehung, Altersfragen, 
Lebensbewältigung, psychosomatische Erkrankungen etc. Neben neuen Büchern werden nach und nach 
alle erfolgreichen Titel aus der weißen Rat!schlag-Reihe und der Edition Balance des Psychiatrie-Verlags 
in den Balance-Verlag überführt.
Der Psychiatrie-Verlag hat sich zu diesem Schritt entschlossen, weil sich die Ratgeber und Erfahrungsbe-
richte im Buchhandel nur punktuell durchgesetzt haben. Viele Buchhändler und Kunden tun sich schwer 
mit dem Namen Psychiatrie-Verlag, verbinden damit vor allem Fachbuch und harte Kost. Dabei ist der 
Bedarf an guter, seriöser Information da. Denn seelische Krisen sind weitverbreitet und es werden zukünftig 
eher mehr als weniger Menschen davon betroffen sein. Mit dem neuen Label BALANCE sollen sowohl 
diese Leser als auch der Buchhandel besser erreicht werden. Die BALANCE-Bücher erscheinen in einem 
neuen, frischen Reihen-Konzept, z. T. mit zweifarbigem Layout. Die Inhalte sind von bewährter Qualität, 
geschrieben von Autorinnen und Autoren, die aus eigenem Erleben oder aus Berufserfahrung wissen, 
wovon sie schreiben. Das erste Programm startet gleich mit 15 Titeln, darunter vier Neuerscheinungen. 
Die »Mutter« Psychiatrie-Verlag wird sich zukünftig stärker fachlich-theoretisch und praxisorientiert 
profilieren. Neuerscheinungen aus beiden Programmen und das Gesamtverzeichnis erscheint nun unter 
dem Titel Psyche in Balance (vormals Psychiatrie aktuell), das dieser Ausgabe beiliegt. Wir bitten um 
freundliche Beachtung.


	Editorial
	Volker Hofstetter und Anne Rohner
	»Wenn der Zustand nicht (mehr) vorliegt ...«

	Matthias Koller
	Erledigung der Unterbringung und nachträgliche Sicherungsverwahrung

	Norbert Schalast
	Nachträgliche Sicherungsverwahrung nach Erledigung der Unterbringung gemäß § 63 StGB: wirkungslose Norm oder Auftakt zum Abschiebespiel?

	Eberhard Heering und Norbert Konrad
	Prognosebegutachtung und nachträglich verhängte Sicherungsverwahrung bei Erledigung der Maßregel

	Rechtsprechung
	1. Betreuerbestellung trotz Vorsorgevollmacht
	2. Sachverständigengutachten im Unterbringungsverfahren
	3. Keine Maßregelerledigung zur Korrektur erstinstanzlicher Rechtsfehler
	4. Kein Vorwegvollzug der Strafe bei Krankheitseinsicht und Therapiewilligkeit
	5. Freiheitsstrafe zur Therapie statt Geldstrafe?
	6. Unzulässigkeit der Weisung zur Schweigepflicht-Entbindung
	7. Laufzeit der Überprüfungsfristen
	8. Keine nachträgliche Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus
	Rechtsprechung in Leitsätzen

	Buchbesprechungen
	Egg R (Hg.)
	»Gefährliche Straftäter«. Eine Problemgruppe der Kriminalpolitik?

	Davis AY 
	Eine Gesellschaft ohne Gefängnisse? Der gefängnisindustrielle Komplex der USA

	Kunkel P-C (Hg.)
	Sozialgesetzbuch VIII. Kinder- und Jugendhilfe. Lehr- und Praxiskommentar.

	Hörnle T.
	Grob anstößiges Verhalten. Strafrechtlicher Schutz von Moral, Gefühlen und Tabus.

	Gaebel W, Möller H-J, Rössler W (Hg.)
	Stigma – Diskriminierung – Bewältigung. Der Umgang mit sozialer Ausgrenzung psychisch Kranker.


	Umschau
	Zusatzprotokoll zur UN-Anti-Folter-Konvention (OPCAT) umsetzen!

	Termine



